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Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruan-
discher Staatsangehöriger, die für während desselben
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten began-
genen Völkermord und andere derartige Verstöße ver-
antwortlich sind, für den Zweijahreszeitraum 2004-2005

a Der entsprechende Betrag für das Jahr 2005 wird von der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung veranlagt.

RESOLUTION 58/254

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/580, Ziffer 7)41.

58/254. Zweiter Vollzugsbericht für den Zweijahreszeit-
raum 2002-2003 über den Internationalen Straf-
gerichtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen
Jugoslawien begangenen schweren Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des zweiten Vollzugsberichts des Gene-
ralsekretärs für den Zweijahreszeitraum 2002-2003 über den
Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verant-
wortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen
Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht42 und des entsprechenden Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen43,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Sep-
tember 1993 über die Finanzierung des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späteren
Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt die Resolutionen
56/247 A vom 24. Dezember 2001, 56/247 B vom 27. März
2002 und 57/288 vom 20. Dezember 2002,

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Vollzugsbericht
des Generalsekretärs für den Zweijahreszeitraum 2002-2003
über den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der
Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehe-
maligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen
das humanitäre Völkerrecht42 und dem entsprechenden Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen43;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen43 an;

3. nimmt mit Besorgnis Kenntnis vom späten Erschei-
nen des zweiten Vollzugsberichts des Generalsekretärs für
den Zweijahreszeitraum 2002-2003, eingedenk der Natur des
Berichts und des darin erfassten Zeitraums;

4. trifft den Beschluss, den in ihrer Resolution
57/288 vom 20. Dezember 2002 für den Haushalt des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien
genehmigten Betrag von 262.653.700 US-Dollar brutto
(235.955.000 Dollar netto) für den Zweijahreszeitraum 2002-
2003 um 25.668.500 Dollar brutto (18.803.200 Dollar netto)
auf einen Gesamtbetrag von 288.322.200 Dollar brutto
(254.603.800 Dollar netto) zu erhöhen. 

Brutto Netto

(in US-Dollar)

1. Geschätzte Mittelbewilligungen für 
den Zweijhreshaushalt 2004-2005 251.388.400 227.469.200

2. Empfehlungen des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen – –

3. Empfehlungen des Fünften Ausschus-
ses (16.064.200) (14.193.700)

4. Revidierte geschätzte Mittelbewilli-
gungen für den Zweijahreshaushalt 
2004-2005 235.324.200 213.275. 500

5. Geschätzte Einnahmen für den Zwei-
jahreshaushalt 2004-2005 – –

6. Gesamtbeiträge für 2004a, bestehend 
aus: 122.179.200 111.029.950

a)  Mittelbedarf, entsprechend der 
Hälfte der geschätzten Mittelbewil-
ligungen für den Zweijahreshaus-
halt 2004–2005 117.662.100 106.637.750

b)  Mittelbedarf auf Grund der endgül-
tigen Mittel für den Zweijahres-
haushalt 2002-2003 4.517.100 4.392.200

davon:

Nach den Beitragssätzen für den or-
dentlichen Haushalt der Vereinten Na-
tionen für 2004 veranlagte Beiträge der 
Mitgliedstaaten 61.089.600 55.514.975

Nach den Beitragssätzen für die Frie-
denssicherungseinsätze für 2004 ver-
anlagte Beiträge der Mitgliedstaaten 61.089.600 55.514.975

41 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
42 A/58/593.
43 Siehe A/58/605.
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RESOLUTION 58/255

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/580, Ziffer 7)44.

58/255. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schwe-
ren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für den Zwei-
jahreszeitraum 2004-200545 und des entsprechenden Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen46,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Sep-
tember 1993 über die Finanzierung des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späteren
Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt die Resolutionen
56/247 B vom 27. März 2002 und 57/288 vom 20. Dezember
2002,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1503 (2003) des
Sicherheitsrats vom 28. August 2003 betreffend die Schaf-
fung des neuen Amtes eines Anklägers des Internationalen
Strafgerichtshofs für Ruanda,

erfreut über die Entwicklungen und Verbesserungen in
Bezug auf das Management und die Tätigkeit des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien, die
während des Zweijahreszeitraums 2002-2003 bisher erreicht
wurden,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit
1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begange-
nen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für
den Zweijahreszeitraum 2004-2005 und dem entsprechenden
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen46;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses46 an;

3. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Höhe der
nicht gezahlten Pflichtbeiträge und fordert die Mitgliedstaa-
ten nachdrücklich auf, ihre Beiträge pünktlich, vollständig
und ohne Bedingungen zu entrichten;

4. stimmt der Auffassung des Beratenden Ausschusses
zu, dass eine kontinuierliche enge Zusammenarbeit zwischen
dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien und dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda
unabdingbar ist, und fordert den Generalsekretär nachdrück-
lich auf, alle zu diesem Zweck erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen;

5. beschließt, sich die Empfehlung in Ziffer 38 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses46 nicht zu eigen zu ma-
chen;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Entrichtung ihrer
Beiträge in Euro zu erwägen, in Übereinstimmung mit
Artikel 3.9 und Vorschrift 103.3 der Finanzordnung und Fi-
nanzvorschriften der Vereinten Nationen47;

7. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
der von der Generalversammlung in Ziffer 2 ihrer Resolution
55/225 A vom 23. Dezember 2000 erbetene Bericht, ein-
schließlich der diesbezüglichen Auffassungen des Rates der
Rechnungsprüfer, der Versammlung während des Hauptteils
ihrer neunundfünfzigsten Tagung vorgelegt wird;

8. begrüßt die Anstrengungen, die der Generalsekretär
unternimmt, um den Entwurf des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 in Form eines ergeb-
nisorientierten Haushaltsverfahrens vorzulegen, und ermutigt
den Generalsekretär zu weiteren diesbezüglichen Fortschrit-
ten; 

9. bittet den Sicherheitsrat, die Fortschritte des Ge-
richtshofs in Richtung auf den Abschluss seines Mandats im
Einklang mit der Arbeitsabschlussstrategie auch weiterhin ge-
nau zu überwachen; 

10. ersucht den Generalsekretär, den Zusammenhang
zwischen der Abschlussstrategie des Gerichtshofs und ihren
Zielen und den in künftigen Haushaltsvoranschlägen bean-
tragten Mitteln stärker herauszuarbeiten; 

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, gegebenen-
falls mit Vorrang Mittel zur Unterstützung der Arbeitsab-
schlussstrategie freizugeben und im Rahmen seines ersten
und zweiten Haushaltsvollzugsberichts für den Zweijahres-
zeitraum 2004-2005 darüber Bericht zu erstatten;

12. ersucht den Generalsekretär ferner, die Arbeit des
Gerichtshofs durch effizienzsteigernde Maßnahmen zu straf-
fen und im Rahmen künftiger Haushaltsvoranschläge eine Be-
wertung der finanziellen Auswirkungen dieser Maßnahmen
abzugeben; 

13. legt dem Gerichtshof nahe, die Reformen seines
Rechtsbeistandssystems weiterzuführen und genau zu über-
wachen, und ersucht den Generalsekretär, in seinem ersten
Haushaltsvollzugsbericht für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 darüber sowie insbesondere über die dadurch eingespar-
ten Kosten der Verteidigung Bericht zu erstatten;44 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem

Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
45 A/58/226, A/58/288 und A/58/368.
46 A/58/449. 47 ST/SGB/2003/7.
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14. verweist auf Ziffer 25 ihrer Resolution 58/253 vom
23. Dezember 2003 und ersucht den Generalsekretär, in seine
Bemerkungen und Empfehlungen, auf die in den Ziffern 38
und 39 seines umfassenden Berichts über die Fortschritte, die
der Internationale Strafgerichtshof für Ruanda bei der Reform
seines Rechtsbeistandssystems erzielt hat48, Bezug genom-
men wird, gegebenenfalls auch den Internationalen Strafge-
richtshof für das ehemalige Jugoslawien aufzunehmen; 

15. beschließt, dass den Berechnungen für den Zweijah-
reshaushalt 2004-2005 ein Anteil unbesetzter Stellen von
10,2 Prozent im Höheren Dienst und 7,3 Prozent im Allge-
meinen Dienst zugrunde gelegt werden soll;

16. beschließt außerdem, die vorgeschlagene Erhöhung
der Mittel für Berater und Sachverständige nicht zu bewilli-
gen;

17. beschließt ferner, die veranschlagten stellenbezoge-
nen und nicht stellenbezogenen Mittel für die Ermittlungsab-
teilung für 2004 zu bewilligen und die Behandlung des Mit-
telbedarfs der Abteilung für 2005 bis zu ihrer neunundfünf-
zigsten Tagung zurückzustellen; 

18. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen seines er-
sten Haushaltsvollzugsberichts für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 einen Vorschlag für den Mittelbedarf der Ermitt-
lungsabteilung für 2005 zu unterbreiten und sicherzustellen,
dass dieser Vorschlag der wirksamen Durchführung der Ar-
beitsabschlussstrategie angemessen ist;

19. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in Ziffer 28 des Berichts des Beratenden Ausschusses46 zu
eigen;

20. stimmt dem Beratenden Ausschuss zu, dass das Ar-
beitsvolumen und das Tempo, mit dem der Abschluss der Ar-
beiten vorangeht, kontinuierlich überwacht werden sollen, um
festzustellen, ob einige der Stellen, deren Streichung oder
Verlegung vorgesehen ist, vor der zweiten Hälfte des Jahres
2005 gestrichen oder für die Verlegung zu anderen Bereichen
des Gerichtshofs freigegeben werden können;

21. beschließt, angesichts der während des Zweijahres-
zeitraums erzielten Einsparungen bei der Verteidigung die
Mittelbewilligung für Vertragsdienstleistungen auf die in dem
zweiten Haushaltsvollzugsbericht des Generalsekretärs über
den Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum
2002-200349 vorgeschlagene Höhe zu reduzieren und diesen
Betrag als endgültige Mittelbewilligung vor der Neukalkula-
tion der Kosten vorzuschlagen;

22. beschließt außerdem, die für Dienstreisen des Kanz-
leipersonals vorgeschlagenen Mittel um 200.000 US-Dollar
zu kürzen;

23. beschließt ferner, für das Sonderkonto für den Inter-
nationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verantwortli-
chen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen das humanitä-
re Völkerrecht für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 einen
Betrag von insgesamt 298.226.300 Dollar zu veranschlagen,
wie in der Anlage zu dieser Resolution im Einzelnen aufge-
führt;

24. beschließt, dass bei der Finanzierung der Mittelbe-
willigung für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 für das Son-
derkonto die geschätzten Einnahmen in Höhe von
184.000 Dollar für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 zu be-
rücksichtigen sind, die auf den Gesamtbetrag der bewilligten
Mittel angerechnet werden;

25. beschließt außerdem, dass sich die veranlagten Bei-
träge für 2004 für das Sonderkonto in einer Gesamthöhe von
174.689.650 Dollar wie folgt zusammensetzen:

a) 149.021.150 Dollar, entsprechend der Hälfte der für
den Zweijahreszeitraum 2004-2005 bewilligten geschätzten
Mittel;

b) 25.668.500 Dollar, entsprechend der von der Gene-
ralversammlung in ihrer Resolution 58/254 vom 23. Dezem-
ber 2003 für den Zweijahreszeitraum 2002-2003 bewilligten
Erhöhung der endgültigen Mittel;

26. beschließt ferner, den Betrag von 87.344.825 Dollar,
entsprechend der Hälfte der Gesamthöhe der veranlagten Bei-
träge für 2004, nach dem in ihrer Resolution 58/1 B vom
23. Dezember 2003 festgelegten Beitragsschlüssel für den or-
dentlichen Haushalt der Vereinten Nationen für 2004 unter
den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

27. beschließt, den Betrag von 87.344.825 Dollar, ent-
sprechend der Hälfte der Gesamthöhe der veranlagten Beiträ-
ge für 2004, nach dem Beitragsschlüssel für die Friedenssi-
cherungseinsätze für 2004 unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen;

28. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der Betrag von
20.051.150 Dollar auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten
nach den Ziffern 26 und 27 anzurechnen ist; dieser Betrag
setzt sich zusammen aus

a) 13.185.850 Dollar, entsprechend der Hälfte der für
den Gerichtshof für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 be-
willigten geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe;

b) 6.865.300 Dollar, entsprechend der von der General-
versammlung in ihrer Resolution 58/254 bewilligten Erhö-
hung der Einnahmen aus der Personalabgabe für den Zweijah-
reszeitraum 2002-2003.

48 A/58/366.
49 A/58/593.
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Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für
den Zweijahreszeitraum 2004-2005

a Die Empfehlungen des Beratenden Ausschusses wurden nicht in vollem
Umfang gebilligt (siehe Ziffern 5 und 19 der Resolution). Dies wurde bei
der Berechnung von Zeile 3 berücksichtigt.
b Für das Jahr 2005 wird die Generalversammlung auf ihrer neunundfünf-
zigsten Tagung den entsprechenden Betrag veranlagen.

RESOLUTION 58/256

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/581, Ziffer 6)50.

58/256. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausga-
benlast der Friedenssicherungseinsätze der Ver-
einten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/235 und 55/236
vom 23. Dezember 2000,

sowie unter Hinweis darauf, dass sie den Generalsekretär
in ihrer Resolution 55/235 ersucht hat, die Zusammensetzung
der darin beschriebenen Kategorien für die Festlegung der
Beiträge der Mitgliedstaaten für Friedenssicherungseinsätze
alle drei Jahre gleichzeitig mit der Überprüfung des Beitrags-
schlüssels für den ordentlichen Haushalt im Einklang mit den
in der Resolution festgelegten Kriterien zu aktualisieren und
der Generalversammlung darüber Bericht zu erstatten,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Durchführung ihrer Resolutionen 55/235 und 55/23651,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs51 und von der darin enthaltenen aktualisierten Zusammen-
setzung der Beitragskategorien für Friedenssicherungseinsät-
ze für den Zeitraum 2004 bis 2006;

2. macht sich die in dem Addendum zum Bericht des
Generalsekretärs52 enthaltene aktualisierte Zusammensetzung
der Beitragskategorien für Friedenssicherungseinsätze für den
Zeitraum 2004 bis 2006 zu eigen;

3. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Aktualisie-
rung der Zusammensetzung der Beitragskategorien für Frie-
denssicherungseinsätze für den Zeitraum 2007 bis 2009 im
Einklang mit den Bestimmungen der Resolution 55/235 Be-
richt zu erstatten.

RESOLUTION 58/257

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/582, Ziffer 12)53.

58/257. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe
über die Reform der Laufbahngruppe Felddienst
bei den Friedensmissionen der Vereinten Natio-
nen

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe über die Reform der Laufbahngruppe Felddienst
bei den Friedensmissionen der Vereinten Nationen54 und der

Brutto Netto

(in US-Dollar)

1. Geschätzte Mittelbewilligung 
für den Zweijahreshaushalt 
2004-2005 327.323.000 296.955.800

2. Empfehlungen des Beraten-
den Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen (20.000.000) (19.948.800)

3. Empfehlungen des Fünften 
Ausschusses (9.096.700) (5.152.400)

4. Revidierte geschätzte Mittel-
bewilligungen für den Zwei-
jahreshaushalt 2004-2005 298.226.300 271.854.600

abzüglich

5. Geschätzte Einnahmen für 
den Zweijahreshaushalt 
2004-2005 (184.000) (184.000)

6. Gesamtveranlagung für 
2004b, bestehend aus: 174.689.650 154.638.500

a) Bedarf, der der Hälfte der
geschätzten Mittelbewilli-
gungen für den Zwei-
jahreshaushalt 2004-2005
entspricht 149.021.150 135.835.300

b) Bedarf, der sich aus den
endgültigen Mittelbewilli-
gungen für den Zwei-
jahreshaushalt 2002-2003
ergibt 25.668.500 18.803.200

davon: 

7. Nach dem Beitragsschlüssel 
für den ordentlichen Haushalt 
der Vereinten Nationen für 
2004 veranlagte Beiträge der 
Mitgliedstaaten 87.344.825 77.319.250

8. Nach dem Beitragsschlüssel 
für die Friedenssicherungs-
einsätze der Vereinten Natio-
nen für 2004 veranlagte Bei-
träge der Mitgliedstaaten 87.344.825 77.319.250

50 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
51 A/58/157 und Add.1.
52 A/58/157/Add.1, Anhang.
53 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
54 Siehe A/57/78.
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Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung seiner dies-
bezüglichen Stellungnahmen55,

sowie nach Behandlung des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen56,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Gemeinsamen
Inspektionsgruppe über die Reform der Laufbahngruppe
Felddienst bei den Friedensmissionen der Vereinten Natio-
nen54 und von den diesbezüglichen Stellungnahmen des Gene-
ralsekretärs55;

2. nimmt außerdem Kenntnis von den diesbezüglichen
Bemerkungen und Empfehlungen im Bericht des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen56;

3. billigt die Empfehlungen 1 bis 6 in dem Bericht der
Gemeinsamen Inspektionsgruppe54.

RESOLUTION 58/258

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/582, Ziffer 12)57.

58/258. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste
über die Prüfung der Festsetzung und Verwal-
tung von Unterhaltszulagesätzen für Feldmissio-
nen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/218 B vom
29. Juli 1994 und 54/244 vom 23. Dezember 1999,

nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Prüfung der Festsetzung und Verwal-
tung von Unterhaltszulagesätzen für Feldmissionen58,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die Prüfung der Festsetzung und
Verwaltung von Unterhaltszulagesätzen für Feldmissionen58;

2. bekräftigt ihre Resolution 56/246 vom 24. Dezember
2001, insbesondere Ziffer 8;

3. ersucht den Generalsekretär, das Amt für interne
Aufsichtsdienste damit zu betrauen, der Generalversammlung
während des zweiten Teils ihrer wiederaufgenommenen acht-
undfünfzigsten Tagung einen aktualisierten Bericht über die
Frage der Unterhaltszulagesätze für Feldmissionen vorzule-
gen.

RESOLUTION 58/259

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/583, Ziffer 6)59.

58/259. Finanzierung der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo60 und des
entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen61,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats
1258 (1999) vom 6. August 1999 und 1279 (1999) vom
30. November 1999 betreffend die Entsendung militärischen
Verbindungspersonals in die Kongo-Region beziehungsweise
die Einrichtung der Mission der Organisation der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo sowie die
späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Mis-
sion verlängerte, zuletzt Resolution 1493 (2003) vom 28. Juli
2003, mit der der Rat auch die Erhöhung der Militärstärke der
Mission genehmigte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/260 A vom
7. April 2000 über die Finanzierung der Mission und auf ihre
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
57/335 vom 18. Juni 2003,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

mit Anerkennung feststellend, dass freiwillige Beiträge für
die Mission entrichtet worden sind,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann,

1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo per 31. Oktober 2003, nament-
lich von den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von
139,7 Millionen US-Dollar, was etwa 9,1 Prozent der gesam-
ten veranlagten Beiträge entspricht, bekundet ihre Besorgnis
darüber, dass nur zweiunddreißig Mitgliedstaaten ihre Beiträ-
ge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen
Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen mit Beitragsrück-
ständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausste-
henden Beiträge sicherzustellen;

2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Mission vollständig entrichtet
werden;

55 A/57/78/Add.1.
56 A/57/434, Ziffern 2-4.
57 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
58 Siehe A/56/648.
59 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

60 A/58/381.
61 A/58/447 und Corr.1.
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3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und ad-
ministrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu
behandeln sind;

6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

8. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen61 zu eigen und ersucht den Generalsekre-
tär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient
und sparsam wie möglich verwaltet wird, insbesondere in Be-
zug auf den Lufttransport;

10. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen
zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte auf Stellen des
Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Er-
fordernissen der Mission;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2003 
bis 30. Juni 2004

11. beschließt, für das Sonderkonto für die Mission der
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo den Betrag von 59.038.300 Dollar für die
Aufrechterhaltung der Mission während des Zeitraums vom
1. Juli 2003 bis 30. Juni 2004 zu veranschlagen, zusätzlich zu
dem bereits gemäß ihrer Resolution 57/335 für denselben
Zeitraum veranschlagten Betrag von 582 Millionen Dollar;

12. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen
finanziert werden darf;

13. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft
der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist;

14. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach
Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung fest-
gelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

15. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo" auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung weiter
zu behandeln.

RESOLUTION 58/260

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/584, Ziffer 6)62.

58/260. Finanzierung der Unterstützungsmission der
Vereinten Nationen in Osttimor

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Unterstützungsmission der Vereinten
Nationen in Osttimor63 und des entsprechenden Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen64,

unter Hinweis auf die Resolution 1272 (1999) des Sicher-
heitsrats vom 25. Oktober 1999 betreffend die Einrichtung
der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor
und auf die späteren Resolutionen, mit denen der Rat das
Mandat der Übergangsverwaltung verlängerte, zuletzt Reso-
lution 1392 (2002) vom 31. Januar 2002, mit der das Mandat
bis zum 20. Mai 2002 verlängert wurde,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1410 (2002) des
Sicherheitsrats vom 17. Mai 2002, mit der der Rat die Unter-
stützungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor für ei-
nen anfänglichen Zeitraum von zwölf Monaten ab dem
20. Mai 2002 einrichtete, und seine spätere Resolution 1480
(2003) vom 19. Mai 2003, mit der der Rat das Mandat der
Mission bis zum 20. Mai 2004 verlängerte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 54/246 A vom
23. Dezember 1999 über die Finanzierung der Übergangsver-
waltung der Vereinten Nationen in Osttimor und auf ihre spä-
teren Resolutionen über die Finanzierung der Unterstützungs-
mission der Vereinten Nationen in Osttimor, zuletzt Resolu-
tion 57/327 vom 18. Juni 2003,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

mit Anerkennung feststellend, dass freiwillige Beiträge an
die Mission und an den Treuhandfonds für die Übergangsver-

62 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
63 A/58/192 und Add.1.
64 A/58/409.
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waltung der Vereinten Nationen in Osttimor entrichtet wor-
den sind,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann,

1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor
und der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in
Osttimor per 31. Oktober 2003, namentlich von den noch aus-
stehenden Beiträgen in Höhe von 65,5 Millionen US-Dollar,
was etwa 4 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge ent-
spricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur dreiundvierzig Mit-
gliedstaaten ihre Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen
mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung
ihrer noch ausstehenden Beiträge sicherzustellen;

2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Übergangsverwaltung und die
Mission vollständig entrichtet werden;

3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und ad-
ministrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu
behandeln sind;

6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

8. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen64 zu eigen und ersucht den Generalsekre-
tär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

Revidierte Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 
1. Juli 2003 bis 30. Juni 2004

9. beschließt, für das Sonderkonto für die Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor den Betrag
von 23.827.500 Dollar für die Aufrechterhaltung der Mission
während des Zeitraums vom 1. Juli 2003 bis 30. Juni 2004 zu

veranschlagen, zusätzlich zu dem bereits gemäß ihrer Resolu-
tion 57/327 für denselben Zeitraum veranschlagten Betrag
von 193.337.100 Dollar;

Finanzierung der bewilligten Mittel

10. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Beschlus-
ses des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu verlängern
und unter Berücksichtigung des gemäß ihrer Resolution
57/327 bereits veranschlagten Betrags von 193.337.100 Dol-
lar, den Betrag von 23.827.500 Dollar entsprechend den in
Resolution 55/235 festgelegten und von der Generalver-
sammlung in ihren Resolutionen 55/236 vom 23. Dezember
2000 und 57/290 A vom 20. Dezember 2002 geänderten Ka-
tegorien und unter Berücksichtigung des in ihren Resolutio-
nen 55/5 B vom 23. Dezember 2000 und 57/4 B vom 20. De-
zember 2002 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr
2003 sowie des in ihrer Resolution 58/1 B vom 23. Dezember
2003 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2004 zu ei-
nem monatlichen Satz von 1.985.625 Dollar unter den Mit-
gliedstaaten zu veranlagen;

11. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steuerausgleichsfonds in
Höhe von 539.900 Dollar, entsprechend den für die Mission
bewilligten zusätzlichen geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe, zu einem monatlichen Satz von 44.991 Dollar
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 10 anzurechnen ist;

Spende von Material an die Regierung Timor-Lestes

12. genehmigt die Spende des Materials der Mission mit
einem Gesamtinventarwert von bis zu 35.262.900 Dollar und
einem entsprechenden Restwert von bis zu 15.879.900 Dollar
an die Regierung Timor-Lestes;

13. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen
finanziert werden darf;

14. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft
der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist;

15. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach
Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung fest-
gelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

16. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor" auf ihrer
achtundfünfzigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 58/261

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/589, Ziffer 6)65.

65 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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58/261. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen
in Liberia

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Libe-
ria66 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen67,

unter Hinweis auf die Resolution 1497 (2003) des Sicher-
heitsrats vom 1. August 2003, mit der der Rat seine Bereit-
schaft erklärte, eine Stabilisierungstruppe der Vereinten Na-
tionen einzusetzen, die die Übergangsregierung unterstützen
und bei der Durchführung eines umfassenden Friedensab-
kommens für Liberia behilflich sein soll,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1509 (2003) des
Sicherheitsrats vom 19. September 2003, mit der der Rat be-
schloss, die Mission der Vereinten Nationen in Liberia für ei-
nen Zeitraum von zwölf Monaten einzurichten,

in Bekräftigung der in ihren Resolutionen 1874 (S-IV)
vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) vom 11. Dezember 1973
und 55/235 vom 23. Dezember 2000 festgelegten allgemei-
nen Grundsätze für die Finanzierung der Friedenssicherungs-
einsätze der Vereinten Nationen,

mit Anerkennung feststellend, dass freiwillige Beiträge für
die Mission entrichtet worden sind,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben nach der entsprechenden Resolution des Sicher-
heitsrats nachkommen kann,

1. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

2. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

3. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und ad-
ministrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu
behandeln sind;

4. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

5. ersucht den Generalsekretär, so weit wie möglich
von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in der
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien)

Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

6. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen67 zu eigen und ersucht den Generalsekre-
tär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

7. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient
und sparsam wie möglich verwaltet wird;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten Anstrengungen zu unterneh-
men, um in der Mission Ortskräfte auf Stellen des Allgemei-
nen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernis-
sen der Mission;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. August 
2003 bis 30. Juni 2004

9. ermächtigt den Generalsekretär, zum Zweck der
Verbuchung der die Mission der Vereinten Nationen in Libe-
ria betreffenden Einnahmen und Ausgaben ein Sonderkonto
für die Mission einzurichten;

10. beschließt, für das Sonderkonto für die Mission
der Vereinten Nationen in Liberia den Betrag von
564.494.300 US-Dollar für den Zeitraum vom 1. August
2003 bis 30. Juni 2004 zu veranschlagen, worin der zuvor
vom Beratenden Ausschuss für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen für den Einsatz der Mission gemäß den Bedingungen
des Abschnitts IV der Resolution 49/233 A der Generalver-
sammlung vom 23. Dezember 1994 für den Zeitraum vom
1. August bis 31. Dezember 2003 genehmigte Betrag von
47.462.700 Dollar eingeschlossen ist;

Finanzierung der bewilligten Mittel
11. beschließt außerdem, den Betrag von 450 Mil-

lionen Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihren Resolutio-
nen 55/236 vom 23. Dezember 2000 und 57/290 A vom
20. Dezember 2002 geänderten Kategorien und unter Berück-
sichtigung des in ihren Resolutionen 55/5 B vom 23. De-
zember 2000 und 57/4 B vom 20. Dezember 2002 festgeleg-
ten Beitragsschlüssels für das Jahr 2003 und des in ihrer Re-
solution 58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten Bei-
tragsschlüssels für das Jahr 2004 zu einem monatlichen Satz
von 40.909.090 Dollar unter den Mitgliedstaaten zu veranla-
gen;

12. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steuerausgleichsfonds in
Höhe von 5.210.000 Dollar, entsprechend den für die Mission
gebilligten geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe,
zu einem monatlichen Satz von 473.636 Dollar auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 11 anzurechnen ist;

13. ersucht den Generalsekretär, im Wege der Zusam-
menarbeit zwischen der Mission der Vereinten Nationen in
Liberia, der Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone
und der Mission der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire zu

66 A/58/539.
67 A/58/591.
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erkunden, wie die Bereitstellung und Verwaltung der Unter-
stützungsressourcen und die Erbringung der Dienstleistungen
für die drei Missionen optimiert werden können;

14. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen
finanziert werden darf;

15. stellt anerkennend fest, dass die strategische Materi-
alreserve für die Mission in der Anlaufphase in Anspruch ge-
nommen wurde;

16. ermutigt den Generalsekretär, zusätzliche Maßnah-
men zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Personals
zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der Verein-
ten Nationen an der Mission beteiligt ist;

17. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach
Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung fest-
gelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

18. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der
Vereinten Nationen in Liberia" auf ihrer achtundfünfzigsten
Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 58/262

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/590, Ziffer 6)68.

58/262. Aufnahme des Internationalen Strafgerichtshofs
als Mitglied in den Gemeinsamen Pensionsfonds
der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs
über die Aufnahme des Internationalen Strafgerichtshofs als
Mitglied in den Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten
Nationen69 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen70,

beschließt, im Einklang mit Artikel 3 Buchstaben b) und
c) der Satzung des Gemeinsamen Pensionsfonds der Verein-
ten Nationen den Internationalen Strafgerichtshof mit Wir-
kung vom 1. Januar 2004 als Mitglied in den Fonds aufzuneh-
men.

RESOLUTION 58/263

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/572, Ziffer 19)71.

58/263. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe
über die einnahmenerzeugenden Tätigkeiten des
Systems der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe über die einnahmenerzeugenden Tätigkeiten des
Systems der Vereinten Nationen72 sowie der diesbezüglichen
Stellungnahmen des Generalsekretärs und des Koordinie-
rungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen73,

1. stimmt den unter Buchstabe a) der Empfehlung 1 der
Gemeinsamen Inspektionsgruppe72 zum Ausdruck gebrachten
Ideen betreffend die Konsolidierung des Managements der
einnahmenerzeugenden Tätigkeiten auf der Grundlage solider
Geschäftspraktiken zu, eingedenk der damit zusammenhän-
genden Mandate der beschlussfassenden Organe, und erwar-
tet mit Interesse die konkreten Vorschläge des Generalsekre-
tärs;

2. nimmt Kenntnis von Buchstabe b) der Empfehlung 1
der Inspektionsgruppe72 und von den diesbezüglichen Stel-
lungnahmen des Generalsekretärs73;

3. macht sich die Empfehlung 2 der Inspektionsgruppe
zu eigen;

4. nimmt Kenntnis von Buchstabe a) der Empfehlung 3
der Inspektionsgruppe und ersucht den Generalsekretär, der
Generalversammlung auf dem zweiten Teil ihrer wiederauf-
genommenen achtundfünfzigsten Tagung über die Möglich-
keit, im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi Führungen zu
veranstalten und Buch- und Geschenkläden zu betreiben, so-
wie über die dadurch entstehenden Kosten Bericht zu erstat-
ten;

5. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit zu er-
kunden, Produkte des Geschenkzentrums und des Buchladens
zusätzlich zu den derzeitigen Verkaufsmethoden über das In-
ternet zu verkaufen;

6. macht sich die Buchstaben b) und c) der Emp-
fehlung 3 der Inspektionsgruppe zu eigen und stimmt den
Stellungnahmen des Generalsekretärs im Zusammenhang mit
Buchstabe a) der Empfehlung zu;

7. ist sich dessen bewusst, dass die Inspektionsgruppe
in ihrer Empfehlung 4 einige allgemeine Faktoren darlegt, die
im Zusammenhang mit der Auslagerung von einnahmener-
zeugenden Tätigkeiten im Rahmen der gebilligten Leitlinien
für die Auslagerung von Leistungen zu berücksichtigen sind;

8. stimmt den Stellungnahmen des Generalsekretärs im
Zusammenhang mit Empfehlung 5 zu und erwartet mit Inter-
esse weitere Vorschläge des Generalsekretärs betreffend die
Postverwaltung der Vereinten Nationen, die er entsprechend
ihrer Resolution 57/292 vom 20. Dezember 2002 vorlegen
wird;

68 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
69 A/C.5/58/13.
70 A/58/545.
71 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

72 Siehe A/57/707.
73 Siehe A/57/707/Add.1.
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9. kommt überein, dass die zuständigen beschlussfas-
senden Organe im Rahmen ihrer Überlegungen zur Stärkung
der grundsatzpolitischen Rahmenbedingungen für die einnah-
menerzeugenden Tätigkeiten in ihren Organisationen erwä-
gen sollen, sich von den von der Inspektionsgruppe in ihrer
Empfehlung 6 aufgeführten Zielen leiten zu lassen, eingedenk
der Besonderheiten jeder Organisation und der Stellungnah-
men des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen betreffend die Erzeugung
von Einkommen aus geistigem Eigentum; 

10. stimmt den Stellungnahmen des Koordinierungsrats
zu Empfehlung 7 der Inspektionsgruppe zu;

11. macht sich Empfehlung 8 zu eigen, was die beste-
henden Gepflogenheiten betreffend die kostenlose Verteilung
von Informationsmaterialien nicht beeinträchtigen sollte;

12. macht sich außerdem Empfehlung 9 zu eigen und
stimmt mit dem Koordinierungsrat darin überein, dass die An-
wendung des vorgeschlagenen Konzepts auf die konkreten
Ziele und Gegebenheiten der jeweiligen Organisation zuge-
schnitten werden muss;

13. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen 11 bis 13
der Inspektionsgruppe und den diesbezüglichen Stellungnah-
men des Koordinierungsrats.

RESOLUTION 58/264

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/572, Ziffer 19)74.

58/264. Beschäftigungsbedingungen und Bezüge von
Amtsträgern, die nicht Sekretariatsbedienstete
sind: Mitglieder des Internationalen Gerichts-
hofs, Richter des Internationalen Strafgerichts-
hofs für das ehemalige Jugoslawien und Richter
des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf Abschnitt VIII ihrer Resolution 53/214
vom 18. Dezember 1998 und ihre Resolution 56/285 vom
27. Juni 2002 über die Beschäftigungsbedingungen und Be-
züge von Amtsträgern, die nicht Sekretariatsbedienstete sind:
Mitglieder des Internationalen Gerichtshofs, Richter des In-
ternationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verant-
wortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen
Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht und Richter des Internationalen Strafge-
richtshofs zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord
und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994
und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruan-
discher Staatsangehöriger, die für während desselben Zeit-
raums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völ-
kermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind,
auf ihre Resolution 55/249 vom 12. April 2001 über die Be-

schäftigungsbedingungen und Bezüge der Ad-litem-Richter
des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugo-
slawien und ihre Resolution 57/289 vom 20. Dezember 2002
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs
für Ruanda,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs75,

1. beschließt, Artikel 1 der Pensionsordnung für die
Mitglieder des Internationalen Gerichtshofs zu ändern und
durch die in Anlage I dieser Resolution enthaltenen Bestim-
mungen zu ersetzen;

2. beschließt außerdem, Artikel 1 der Pensionsordnung
für die Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für das
ehemalige Jugoslawien zu ändern und durch die in Anlage II
dieser Resolution enthaltenen Bestimmungen zu ersetzen;

3. beschließt ferner, Artikel 1 der Pensionsordnung für
die Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda
zu ändern und durch die in Anlage III dieser Resolution ent-
haltenen Bestimmungen zu ersetzen.

Anlage I

Pensionsordnung für die Mitglieder des Internationalen
Gerichtshofs (auf der Grundlage der Bestimmungen der
Resolution 38/239 der Generalversammlung vom 20. De-
zember 1983 und des Abschnitts VIII der Versammlungs-
resolution 53/214 vom 18. Dezember 1998, gültig ab 1. Ja-
nuar 1999)

Artikel 1 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Artikel 1
Ruhegehalt

1. Ein Mitglied des Internationalen Gerichtshofs, das aus
dem Amt geschieden ist und das sechzigste Lebensjahr voll-
endet hat, hat vorbehaltlich der Absätze 6 und 7 bis zum Le-
bensende Anspruch auf ein monatlich zu zahlendes Ruhege-
halt, sofern das Mitglied

a) mindestens drei Dienstjahre vollendet hat;

b) sein Amt nicht aus anderen als gesundheitlichen
Gründen nach Artikel 18 des Statuts des Gerichtshofs nieder-
legen musste.

2. Der jährliche Ruhegehaltsanspruch eines Mitglieds, das
eine volle Amtszeit von neun Jahren im Amt war, beträgt

a) für das Jahr 1999: 60.000 US-Dollar;

b) für das Jahr 2000: 70.000 Dollar;

c) mit Wirkung vom 1. Januar 2001: die Hälfte des Jah-
resgehalts.

3. Ein Mitglied, das seit dem 31. Dezember 1998 sein Amt
ausübt und das wiedergewählt wurde oder wird, hat für jeden
über die neunjährige Amtszeit hinausgehenden Monat An-
spruch auf eine Erhöhung des Ruhegehaltsbetrags um ein
Dreihundertstel des nach Absatz 2 zu zahlenden Betrags, wo-

74 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 75 A/C.5/57/36.
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bei der Höchstbetrag des Ruhegehalts zwei Drittel seines Jah-
resgehalts nicht übersteigen darf: 

a) für das Jahr 1999 beträgt der Höchstbetrag
81.600 Dollar;

b) für das Jahr 2000 beträgt der Höchstbetrag
95.200 Dollar;

c) für das Jahr 2001 entspricht der Höchstbetrag zwei
Dritteln des Jahresgehalts, also 106.667 Dollar.

4. Ein Mitglied, das weniger als die vollen neun Jahre im
Amt war, hat Anspruch auf ein Ruhegehalt in Höhe eines An-
teils an der Hälfte des Jahresgehalts, der dem Verhältnis der
Zahl der Monate der von ihm abgeleisteten Amtszeit zu der
Zahl Einhundertacht entspricht.

5. Ein Mitglied, das vor Vollendung des sechzigsten Lebens-
jahres aus dem Amt scheidet und das bei Erreichen dieser Al-
tersgrenze Anspruch auf ein Ruhegehalt hätte, kann sich dafür
entscheiden, ab einem beliebigen Zeitpunkt nach dem Datum
seines Ausscheidens aus dem Amt ein Ruhegehalt zu bezie-
hen. In diesem Fall wird auf das Ruhegehalt, das ihm bei Er-
reichen des sechzigsten Lebensjahres zu zahlen wäre, ein ver-
sicherungsmathematischer Kürzungsfaktor von 0,5 Prozent
pro Monat angewandt.

6. Ein ehemaliges Mitglied, das erneut ins Amt gewählt wird,
erhält kein Ruhegehalt, bis es wieder aus dem Amt ausschei-
det. Zu diesem Zeitpunkt wird die Höhe seines Ruhegehalts
entsprechend den Absätzen 2 bis 4 auf der Grundlage seiner
gesamten Amtszeit berechnet und gegebenenfalls um den ver-
sicherungsmathematischen Gegenwert des Betrags eines Ru-
hegehalts gekürzt, das ihm vor Erreichen des sechzigsten Le-
bensjahres gezahlt wurde.

7. Ein ehemaliges Mitglied, das zu einem ständigen Richter
des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugo-
slawien oder des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda
gewählt oder ernannt wurde oder das für eine Tätigkeit als
Ad-litem-Richter beim Internationalen Strafgerichtshof für
das ehemalige Jugoslawien oder beim Internationalen Straf-
gerichtshof für Ruanda ernannt wurde, erhält, solange es das
betreffende Amt beziehungsweise die betreffende Tätigkeit
ausübt, kein Ruhegehalt.

Anlage II

Pensionsordnung für die Richter des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien (auf der
Grundlage der Bestimmungen von Abschnitt VIII der Re-
solution 53/214 der Generalversammlung vom 18. De-
zember 1998, gültig ab 1. Januar 1999)

Artikel 1 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Artikel 1
Ruhegehalt

1. Ein Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für das
ehemalige Jugoslawien, der aus dem Amt geschieden ist und
das sechzigste Lebensjahr vollendet hat, hat vorbehaltlich der
Absätze 4 und 5 bis zum Lebensende Anspruch auf ein mo-
natlich zu zahlendes Ruhegehalt, sofern der Richter

a) mindestens drei Dienstjahre vollendet hat;

b) sein Amt nicht aus anderen als gesundheitlichen
Gründen nach Artikel 18 des Statuts des Internationalen Ge-
richtshofs niederlegen musste.

2. Die Höhe des Ruhegehalts bestimmt sich wie folgt:

a)  Hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 2001 aus dem Amt, entspricht die Höhe des jährli-
chen Ruhegehalts zwei Neunteln seines Jahresgehalts;

b) hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 1999, jedoch vor dem 1. Januar 2000 aus dem Amt,
beträgt das jährliche Ruhegehalt 26.500 US-Dollar;

c) hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 2000, jedoch vor dem 1. Januar 2001 aus dem Amt,
beträgt das jährliche Ruhegehalt 31.000 Dollar;

d) das Ruhegehalt von Richtern, die ihr Amt während
einer vierjährigen Amtszeit wahrgenommen haben und 1999
oder 2000 in den Ruhestand treten, wird wie folgt angehoben.
Wie oben dargelegt, erhalten 1999 in den Ruhestand tretende
Richter ein jährliches Ruhegehalt von 26.500 Dollar. Ihr jähr-
liches Ruhegehalt wird im Jahr 2000 auf 31.000 Dollar und
im Jahr 2001 auf 35.500 Dollar angehoben. Richter, die im
Jahr 2000 in den Ruhestand treten, erhalten ein jährliches Ru-
hegehalt von 31.000 Dollar. Dieses Ruhegehalt wird im Jahr
2001 auf 35.500 Dollar angehoben;

e) mit Wirkung vom 1. Januar 1999 werden alle am
Stichtag 31. Dezember 1998 gezahlten Ruhegehälter, ein-
schließlich der Ruhegehälter von Richtern, die an oder vor
diesem Datum in den Ruhestand treten, um 10,3 Prozent an-
gehoben, das heißt um den Prozentsatz der Anhebung des Jah-
resgehalts;

f) war ein Richter weniger als eine volle vierjährige
Amtszeit im Amt, ist die Höhe des Ruhegehalts gleich dem
Anteil an dem jährlichen Ruhegehalt, der dem Verhältnis der
Zahl der Monate der von ihm abgeleisteten Amtszeit zu der
Zahl Achtundvierzig entspricht;

g) hat der Richter sein Amt vor dem 1. Januar 1999 an-
getreten und wurde er in der Folge für eine weitere Amtszeit
wiedergewählt, erhält er weiterhin für jeden über seine erste
Amtszeit hinausgehenden Monat ein Einhundertdreiunddrei-
ßigstel des Ruhegehalts des Gerichtshofs, bis zu einem
Höchstruhegehalt, das acht Siebenundzwanzigsteln des Jah-
resgehalts entspricht. Richter, die für eine nach dem 31. De-
zember 1998 beginnende Amtszeit gewählt wurden, haben im
Falle ihrer Wiederwahl keinen Anspruch auf eine Anhebung
ihres Ruhegehalts. 

3. Ein Richter, der vor Vollendung des sechzigsten Lebens-
jahres aus dem Amt geschieden ist und der bei Erreichen die-
ser Altersgrenze Anspruch auf ein Ruhegehalt hätte, kann sich
dafür entscheiden, ab einem beliebigen Zeitpunkt nach dem
Datum seines Ausscheidens aus dem Amt ein Ruhegehalt zu
beziehen. In diesem Fall entspricht die Höhe seines Ruhege-
halts einem dem Ruhegehalt, das ihm bei Erreichen der Al-
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tersgrenze von sechzig Jahren gezahlt worden wäre, gleich-
wertigen Betrag.

4. Ein ehemaliger Richter, der erneut ins Amt gewählt wird,
erhält kein Ruhegehalt, bis er wieder aus dem Amt ausschei-
det. Zu diesem Zeitpunkt wird die Höhe seines Ruhegehalts
entsprechend Absatz 2 auf der Grundlage seiner gesamten
Amtszeit berechnet und gegebenenfalls um den versiche-
rungsmathematischen Gegenwert des Betrags eines Ruhege-
halts gekürzt, das ihm vor Erreichen des sechzigsten Lebens-
jahres gezahlt wurde.

5. Ein ehemaliger Richter, der zum Mitglied des Internatio-
nalen Gerichtshofs gewählt wurde oder der zu einem ständi-
gen Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda
gewählt oder ernannt wurde oder der für eine Tätigkeit als Ad-
litem-Richter beim Internationalen Strafgerichtshof für das
ehemalige Jugoslawien oder beim Internationalen Strafge-
richtshof für Ruanda ernannt wurde, erhält, solange er das be-
treffende Amt beziehungsweise die betreffende Tätigkeit aus-
übt, kein Ruhegehalt.

Anlage III

Pensionsordnung für die Richter des Internationalen
Strafgerichtshofs für Ruanda (auf der Grundlage der Be-
stimmungen von Abschnitt VIII der Resolution 53/214 der
Generalversammlung vom 18. Dezember 1998, gültig ab
1. Januar 1999)

Artikel 1 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Artikel 1
Ruhegehalt

1. Ein Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für Ru-
anda, der aus dem Amt geschieden ist und das sechzigste Le-
bensjahr vollendet hat, hat vorbehaltlich der Absätze 4 und 5
bis zum Lebensende Anspruch auf ein monatlich zu zahlendes
Ruhegehalt, sofern der Richter

a) mindestens drei Dienstjahre vollendet hat;

b) sein Amt nicht aus anderen als gesundheitlichen
Gründen nach Artikel 18 des Statuts des Internationalen Ge-
richtshofs niederlegen musste.

2. Die Höhe des Ruhegehalts bestimmt sich wie folgt:

a) Hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 2001 aus dem Amt, entspricht die Höhe des jährli-
chen Ruhegehalts zwei Neunteln seines Jahresgehalts;

b) hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 1999, jedoch vor dem 1. Januar 2000 aus dem Amt,
beträgt das jährliche Ruhegehalt 26.500 US-Dollar;

c) hat der Richter sein Amt während einer vollen vier-
jährigen Amtszeit wahrgenommen und scheidet er nach dem
1. Januar 2000, jedoch vor dem 1. Januar 2001 aus dem Amt,
beträgt das jährliche Ruhegehalt 31.000 Dollar;

d) das Ruhegehalt von Richtern, die ihr Amt während
einer vierjährigen Amtszeit wahrgenommen haben und 1999

oder 2000 in den Ruhestand treten, wird wie folgt angehoben.
Wie oben dargelegt, erhalten 1999 in den Ruhestand tretende
Richter ein jährliches Ruhegehalt von 26.500 Dollar. Ihr jähr-
liches Ruhegehalt wird im Jahr 2000 auf 31.000 Dollar und
im Jahr 2001 auf 35.500 Dollar angehoben. Richter, die im
Jahr 2000 in den Ruhestand treten, erhalten ein jährliches Ru-
hegehalt von 31.000 Dollar. Dieses Ruhegehalt wird im Jahr
2001 auf 35.500 Dollar angehoben;

e) mit Wirkung vom 1. Januar 1999 werden alle am
Stichtag 31. Dezember 1998 gezahlten Ruhegehälter, ein-
schließlich der Ruhegehälter von Richtern, die an oder vor
diesem Datum in den Ruhestand treten, um 10,3 Prozent an-
gehoben, das heißt um den Prozentsatz der Anhebung des Jah-
resgehalts;

f) war ein Richter weniger als eine volle vierjährige
Amtszeit im Amt, ist die Höhe des Ruhegehalts gleich dem
Anteil an dem jährlichen Ruhegehalt, der dem Verhältnis der
Zahl der Monate der von ihm abgeleisteten Amtszeit zu der
Zahl Achtundvierzig entspricht;

g) hat der Richter sein Amt vor dem 1. Januar 1999 an-
getreten und wurde er in der Folge für eine weitere Amtszeit
wiedergewählt, erhält er weiterhin für jeden über seine erste
Amtszeit hinausgehenden Monat ein Einhundertdreiunddrei-
ßigstel des Ruhegehalts des Gerichtshofs, bis zu einem
Höchstruhegehalt, das acht Siebenundzwanzigsteln des Jah-
resgehalts entspricht. Richter, die für eine nach dem 31. De-
zember 1998 beginnende Amtszeit gewählt wurden, haben im
Falle ihrer Wiederwahl keinen Anspruch auf eine Anhebung
ihres Ruhegehalts. 

3. Ein Richter, der vor Vollendung des sechzigsten Lebens-
jahres aus dem Amt geschieden ist und der bei Erreichen die-
ser Altersgrenze Anspruch auf ein Ruhegehalt hätte, kann sich
dafür entscheiden, ab einem beliebigen Zeitpunkt nach dem
Datum seines Ausscheidens aus dem Amt ein Ruhegehalt zu
beziehen. In diesem Fall entspricht die Höhe seines Ruhege-
halts einem dem Ruhegehalt, das ihm bei Erreichen der Al-
tersgrenze von sechzig Jahren gezahlt worden wäre, gleich-
wertigen Betrag.

4. Ein ehemaliger Richter, der erneut ins Amt gewählt wird,
erhält kein Ruhegehalt, bis er wieder aus dem Amt ausschei-
det. Zu diesem Zeitpunkt wird die Höhe seines Ruhegehalts
entsprechend Absatz 2 auf der Grundlage seiner gesamten
Amtszeit berechnet und gegebenenfalls um den versiche-
rungsmathematischen Gegenwert des Betrags eines Ruhege-
halts gekürzt, das ihm vor Erreichen des sechzigsten Lebens-
jahres gezahlt wurde.

5. Ein ehemaliger Richter, der zum Mitglied des Internatio-
nalen Gerichtshofs gewählt wurde oder der zu einem ständi-
gen Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehe-
malige Jugoslawien gewählt oder ernannt wurde oder der für
eine Tätigkeit als Ad-litem-Richter beim Internationalen
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien oder beim In-
ternationalen Strafgerichtshof für Ruanda ernannt wurde, er-
hält, solange er das betreffende Amt beziehungsweise die be-
treffende Tätigkeit ausübt, kein Ruhegehalt.
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RESOLUTION 58/265
Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/572, Ziffer 19)76.

58/265. Gehalt und Altersruhegeld des Generalsekretärs
und Gehalt und ruhegehaltsfähige Bezüge des
Administrators des Entwicklungsprogramms der
Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf Ziffer 4 ihrer Resolution 57/310 vom
18. Juni 2003,

nach Behandlung des Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen77,

macht sich Ziffer 3 des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen77 zu eigen und
beschließt, die gegenwärtige Praxis in Bezug auf das Gehalt
und das Altersruhegeld des Generalsekretärs sowie das Gehalt
und die ruhegehaltsfähigen Bezüge des Administrators des
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht zu ändern.

RESOLUTION 58/266

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/572, Ziffer 19)78.

58/266. Beschäftigungsbedingungen und Bezüge von
Amtsträgern im Dienste der Generalversamm-
lung, die nicht Sekretariatsbedienstete sind:
hauptamtliche Mitglieder der Kommission für
den internationalen öffentlichen Dienst und Vor-
sitzender des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 35/221 vom 17. De-
zember 1980 und 55/238 vom 23. Dezember 2000,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs79,

1. billigt mit Wirkung vom 1. September 2003 die in
den Ziffern 4 bis 6 des Berichts des Generalsekretärs79 enthal-
tenen Vorschläge auf Grund der mit ihrer Resolution 57/285
vom 20. Dezember 2002 beschlossenen Erhöhung der Gehäl-
ter von Bediensteten in bestimmten Besoldungsgruppen des
Höheren Dienstes und der oberen Führungsebenen;

2. beschließt, dass der aus den Vorschlägen resultieren-
de zusätzliche Mittelbedarf in ihrer Resolution über den zwei-
ten Vollzugsbericht für den Zweijahreshaushalt 2002-2003
seinen Niederschlag finden wird;

3. beschließt außerdem, dass die Bezüge des Vorsit-
zenden und des Stellvertretenden Vorsitzenden der Kommis-
sion für den internationalen öffentlichen Dienst sowie des
Vorsitzenden des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen auch weiterhin den Bewegungen des
Verbraucherpreisindexes angepasst werden80;

4. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit
der Generalversammlung auf die Frage der Beschäftigungs-
bedingungen und der Bezüge der drei Amtsträger zu lenken,
wenn die Jahresbezüge des Vorsitzenden der Kommission für
den internationalen öffentlichen Dienst und des Vorsitzenden
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen unter das Niveau der Bezüge der Beigeordneten Gene-
ralsekretäre absinken, jedoch nicht vor ihrer dreiundsechzig-
sten Tagung;

5. beschließt, dass künftig statt der in Ziffer 8 des Be-
richts des Generalsekretärs vorgesehenen fünfjährlichen um-
fassenden Überprüfungen das oben beschriebene Verfahren
Anwendung findet;

6. bekräftigt den Grundsatz, wonach die Beschäfti-
gungsbedingungen und die Bezüge der drei Amtsträger sich
von denen der Sekretariatsbediensteten unterscheiden und
von diesen getrennt sein sollen.

RESOLUTIONEN 58/267 A und B

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/572/Add.1, Ziffer 5)81.

58/267. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeit-
raum 2002-2003

A

ENDGÜLTIGE MITTELBEWILLIGUNGEN FÜR DEN 
ZWEIJAHRESHAUSHALT 2002-2003

Die Generalversammlung

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Bericht des Gene-
ralsekretärs über den Vollzug des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2002-200382 und dem entspre-
chenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen83;

2. trifft für den Zweijahreshaushalt 2002-2003 den fol-
genden Beschluss:

a) Der von ihr mit den Resolutionen 57/293 A vom
20. Dezember 2002 und 57/311 vom 18. Juni 2003 be-
willigte Betrag von 2.891.068.700 US-Dollar wird um
76.659.100 Dollar wie folgt erhöht:

76 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
77 A/58/7/Add.3. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
78 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
79 A/C.5/57/35.

80 Ebd., Ziffer 2.
81 Die in dem Bericht empfohlenen Resolutionsentwürfe wurden von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
82 A/58/558 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
83 A/58/604.
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Von der Generalversammlung in
ihren Resolutionen 57/293 A und B

57/311 bewilligter Betrag
Erhöhung (bzw.

Verringerung)
Endgültiger

Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und 
Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung 50.628.800 1.207.300 51.836.100

2. Angelegenheiten der Generalversammlung und Konferenz-
dienste 470.592.900 18.320.700 488.913.600

Einzelplan I insgesamt 521.221.700 19.528.000 540.749.700

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 251.550.300 12.023.700 263.574.000

4. Abrüstung 15.821.100 330.800 16.151.900

5. Friedenssicherungseinsätze 78.200.100 (1.668.400) 76.531.700

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 4.315.300 (182.500) 4.132.800

Einzelplan II insgesamt 349.886.800 10.503.600 360.390.400

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege und Völker-
recht

7. Internationaler Gerichtshof 26.315.900 1.964.900 28.280.800

8. Rechtsfragen 35.754.500 (324.300) 35.430.200

Einzelplan III insgesamt 62.070.400 1.640.600 63.711.000

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungszusammenar-
beit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 123.902.200 2.987.200 126.889.400

9A. Büro des Hohen Beauftragten für die am wenigsten 
entwickelten Länder 3.099.500 (865.900) 2.233.600

10. Afrika: Neue Agenda für Entwicklung 6.052.300 46.300 6.098.600

11A. Handel und Entwicklung 91.295.800 1.778.200 93.074.000

11B. Internationales Handelszentrum UNCTAD/WTO 19.373.900 997.900 20.371.800

12. Umwelt 8.355.100 500.300 8.855.400

13. Menschliche Siedlungen 12.794.200 847.800 13.642.000

14. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 6.339.800 1.074.900 7.414.700

15. Internationale Drogenkontrolle 16.293.700 1.551.800 17.845.500

Einzelplan IV insgesamt 287.506.500 8.918.500 296.425.000

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit

16. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 83.865.900 (5.009.200) 78.856.700

17. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im 
Pazifik 58.821.300 (253.100) 58.568.200

18. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 43.798.800 3.551.200 47.350.000

19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika
und in der Karibik 73.210.500 189.300 73.399.800

20. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien 49.842.800 (467.500) 49.375.300

21 Reguläres Programm der technischen Zusammenarbeit 42.871.500 1.034.100 43.905.600
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b) der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschusses Mittel zwischen einzel-
nen Haushaltskapiteln umzuschichten;

c) zusätzlich zu den in Buchstabe a) bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des Zweijahreszeitraums 2002-
2003 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungsfonds ein Betrag von 125.000 Dollar zum Ankauf
von Büchern, Zeitschriften, Karten und Bibliotheksausstattungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Be-
stimmungen des Fonds im Einklang stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations bewilligt.

Einzelplan V insgesamt 352.410.800 (955.200) 351.455.600

Von der Generalversammlung in
ihren Resolutionen 57/293 A und B

57/311 bewilligter Betrag
Erhöhung (bzw.

Verringerung)
Endgültiger

Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitäre Angele-
genheiten

22. Menschenrechte 47.576.300 534.500 48.110.800

23. Schutz und Hilfe für Flüchtlinge 45.956.000 3.315.500 49.271.500

24. Palästinaflüchtlinge 28.278.700 1.250.800 29.529.500

25. Humanitäre Hilfe 20.577.400 168.300 20.745.700

Einzelplan VI insgesamt 142.388.400 5.269.100 147.657.500

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit

26. Öffentlichkeitsarbeit 147.107.600 278.200 147.385.800

Einzelplan VII insgesamt 147.107.600 278.200 147.385.800

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstützungsdienste

27. Management und zentrale Unterstützungsdienste 451.342.100 6.748.000 458.090.100

Einzelplan VIII insgesamt 451.342.100 6.748.000 458.090.100

Einzelplan IX. Interne Aufsicht

28. Interne Aufsicht 20.946.600 82.300 21.028.900

Einzelplan IX insgesamt 20.946.600 82.300 21.028.900

Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätig-
keiten und Sonderausgaben

29. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten 8.759.600 (647.900) 8.111.700

30. Sonderausgaben 77.085.600 4.820.800 81.906.400

Einzelplan X insgesamt 85.845.200 4.172.900 90.018.100

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

31. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere
Instandhaltungsarbeiten

88.341.100 529.900 88.871.000

Einzelplan XI insgesamt 88.341.100 529.900 88.871.000

Einzelplan XII. Personalabgabe

32. Personalabgabe 368.936.500 19.943.200 388.879.700

Einzelplan XII insgesamt 368.936.500 19.943.200 388.879.700

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto

33. Entwicklungskonto 13.065.000 - 13.065.000

Einzelplan XIII insgesamt 13.065.000 - 13.065.000

Gesamtsumme 2.891.068.700 76.659.100 2.967.727.800
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B

ENDGÜLTIGE EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2002-2003

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2002-2003 den folgenden Beschluss:

a) Die mit ihrer Resolution 57/293 B vom 20. Dezember 2002 gebilligten Einnahmenansätze in
Höhe von 414.429.600 US-Dollar werden um 13.660.500 Dollar wie folgt erhöht: 

b) die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der Generalversammlung
vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

c) in den Mittelbewilligungen des Haushalts nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zu Lasten der Post-
verwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, der Kantinen und damit zusammenhängenden
Dienste, des Garagenbetriebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs von Publikationen gehen, werden mit
den bei diesen Tätigkeiten erzielten Einnahmen verrechnet.

RESOLUTION 58/268

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/574, Ziffer 6)84.

58/268. Programmplanung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 37/234 vom 21. De-
zember 1982, 38/227 A vom 20. Dezember 1983, 41/213 vom
19. Dezember 1986, 55/234 vom 23. Dezember 2000, 56/253
vom 24. Dezember 2001, 57/282 vom 20. Dezember 2002
und 58/270 vom 23. Dezember 2003,

nach Behandlung des Berichts des Programm- und Koor-
dinierungsausschusses über seine dreiundvierzigste Tagung85,

mit Dank für die Schreiben des Präsidenten der General-
versammlung zur Übermittlung der Empfehlungen der Ver-

sammlung86, des Zweiten Ausschusses87, des Dritten Aus-
schusses88 und des Ausschusses für besondere politische Fra-
gen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)89 zu den
Empfehlungen des Programm- und Koordinierungsausschus-
ses betreffend die vorgeschlagenen Änderungen der Program-
me 7, 8 und 23 des mittelfristigen Plans für den Zeitraum
2002-2005 sowie zur Frage der Evaluierung,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Programm-
und Koordinierungsausschusses über seine dreiundvierzigste
Tagung85;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen des Programm- und Koordinierungsausschusses zu
den vorgeschlagenen Änderungen des mittelfristigen Plans
für den Zeitraum 2002-2005 an, die im Bericht des Ausschus-
ses über seine dreiundvierzigste Tagung85 enthalten sind und
vom Zweiten Ausschusses in Bezug auf Programm 7 (Wirt-
schaftliche und soziale Angelegenheiten)87, von der General-

Von der Generalver-
sammlung in ihrer

Resolution 57/293 B
gebilligter Betrag

Erhöhung
(bzw. Verringerung)

Abschließender
Voranschlag

Einnahmenkapitel (in US-Dollar)

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 373.048.100 20.053.100 393.101.200

Einnahmenkapitel 1 insgesamt 373.048.100 20.053.100 393.101.200

2. Allgemeine Einnahmen 41.953.200 (8.211.000) 33.742.200

3. Dienste für die Öffentlichkeit (571.700) 1.818.400 1.246.700

Einnahmenkapitel 2 und 3 insgesamt 41.381.500 (6.392.600) 34.988.900

Gesamtsumme 414.429.600 13.660.500 428.090.100

84 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
85 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 16 (A/58/16).

86 A/C.5/58/19 und A/C.5/58/21.
87 A/C.5/58/11.
88 A/C.5/58/15.
89 A/C.5/58/14.
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versammlung in Bezug auf Programm 8 (Unterstützung der
Vereinten Nationen für die Neue Partnerschaft für die Ent-
wicklung Afrikas)90 und vom Ausschuss für besondere politi-
sche Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss) in
Bezug auf Programm 23 (Öffentlichkeitsarbeit)89 gebilligt
wurden;

3. bekräftigt die einschlägigen Ziffern ihrer Resolution
55/231 vom 23. Dezember 2000 und ersucht den Generalse-
kretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzig-
sten Tagung über den Programm- und Koordinierungsaus-
schuss einen Bericht über die Prioritätensetzung vorzulegen;

4. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen des Programm- und Koordinierungsausschusses zur
Überprüfung der administrativen und finanziellen Effizienz
der Vereinten Nationen an, die in Kapitel II des Berichts des
Ausschusses über seine dreiundvierzigste Tagung85 enthalten
sind, sowie seinen Schlussfolgerungen und Empfehlungen zur
Frage der Evaluierung, die in Kapitel III Abschnitt C85 enthal-
ten sind und vom Dritten Ausschuss88 und der Generalver-
sammlung gebilligt wurden91, zum jährlichen Übersichtsbe-
richt des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen und zur Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas, die in Kapitel IV enthalten
sind85, und zur Gemeinsamen Inspektionsgruppe, die in Ka-
pitel V enthalten sind85;

5. beschließt, den in Abschnitt IV Ziffer 3 ihrer Reso-
lution 57/282 angeforderten Bericht des Generalsekretärs
über die Praxis der Beteiligung von Programmleitern der Ver-
einten Nationen an Untersuchungsprozessen während des er-
sten Teils ihrer wiederaufgenommenen achtundfünfzigsten
Tagung unter dem Punkt "Überprüfung der administrativen
und finanziellen Effizienz der Vereinten Nationen" zu behan-
deln.

RESOLUTION 58/269

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/587, Ziffer 6)92.

58/269. Stärkung der Vereinten Nationen: Eine Agenda
für weitere Veränderungen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, die Rolle, die Ka-
pazität, die Wirksamkeit und die Effizienz der Vereinten Na-
tionen weiter zu stärken und so ihre Leistung zu verbessern,
damit die Organisation im Einklang mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen ihr volles Po-
tenzial entfalten und wirksamer auf die Bedürfnisse der Mit-
gliedstaaten und die derzeitigen und künftigen globalen Her-
ausforderungen eingehen kann, denen sich die Vereinten Na-
tionen im 21. Jahrhundert gegenübersehen,

unter Hinweis auf die Artikel 17, 18, 97 und 100 der Char-
ta der Vereinten Nationen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 41/213 vom
19. Dezember 1986, 42/211 vom 21. Dezember 1987 und
55/234 vom 23. Dezember 2000,

ferner unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen
ihrer Resolution 57/300 vom 20. Dezember 2002,

unter Hinweis auf das in der Anlage zu der Resolution
2008 (LX) des Wirtschafts- und Sozialrats vom 14. Mai 1976
beschriebene Mandat des Programm- und Koordinierungs-
ausschusses,

betonend, dass die dem Generalsekretär zur Verfügung ge-
stellten Ressourcen allen mandatsmäßigen Programmen und
Tätigkeiten angemessen sein sollen, 

in Bekräftigung der Rolle, die der Generalversammlung
und ihren einschlägigen zwischenstaatlichen Organen und
Sachverständigengremien im Rahmen ihrer jeweiligen Man-
date bei der Planung, der Programmierung, dem Haushalts-
verfahren, der Überwachung und der Evaluierung zukommt,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs "Zwi-
schenstaatliche Überprüfung des mittelfristigen Plans und des
Programmhaushaltsplans"93 und "Verbesserungen am derzei-
tigen Planungs- und Haushaltsverfahren"94, der Mitteilung des
Generalsekretärs "Verbesserungen am derzeitigen Planungs-
und Haushaltsverfahren"95 und der diesbezüglichen Berichte
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen96,

unter Berücksichtigung der von den Mitgliedstaaten wäh-
rend der Behandlung dieses Punktes auf ihrer siebenundfünf-
zigsten und achtundfünfzigsten Tagung geäußerten Auffas-
sungen,

1. begrüßt die Entschlossenheit des Generalsekretärs
zur Stärkung der Vereinten Nationen, einschließlich ihres Pla-
nungs-, Programmierungs- und Haushaltsverfahrens;

2. betont, dass die Prioritätensetzung der Vereinten Na-
tionen das Vorrecht der Mitgliedstaaten ist, entsprechend den
Mandaten der beschlussfassenden Organe;

3. betont außerdem, dass sich die Mitgliedstaaten an
der Aufstellung des Haushaltsplans vom frühesten Zeitpunkt
an und während des gesamten Verfahrens voll beteiligen müs-
sen;

4. hebt hervor, wie wichtig es ist, den Mitgliedstaaten
die Informationen zur Verfügung zu stellen, die sie für eine
fundierte Beschlussfassung benötigen;

90 A/C.5/58/19.
91 A/C.5/58/21.
92 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

93 A/57/786.
94 A/58/395 und Corr.1.
95 A/58/600.
96 A/58/7/Add.5 (der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Proto-
koll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A)
und A/58/610.
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5. ersucht den Generalsekretär, zur Vorlage an die Ge-
neralversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung ver-
suchsweise einen strategischen Rahmen auszuarbeiten, der
den derzeitigen mittelfristigen Vierjahresplan ersetzen und
die folgenden Teile umfassen soll:

a) einen Rahmenplan, der den längerfristigen Zielen
der Vereinten Nationen Rechnung trägt (erster Teil);

b) einen Zweijahres-Programmplan (zweiter Teil); 

6. beschließt, 

a) dass der derzeitige Detailumfang des Rahmen-Haus-
haltsplans im Einklang mit Artikel 3.2 der Regeln und Aus-
führungsbestimmungen für die Programmplanung, die Pro-
grammaspekte des Haushalts, die Überwachung der Pro-
grammdurchführung und die Evaluierungsmethoden97 beibe-
halten werden soll;

b) dass der Rahmen-Haushaltsplan nach Behandlung
und Verabschiedung des strategischen Rahmens zur Billigung
vorgelegt und behandelt werden soll;

c) dass der Rahmen-Haushaltsplan und der strategische
Rahmen nach ihrer Billigung die gemeinsame Grundlage für
die Aufstellung des Entwurfs des Programmhaushaltsplans
bilden;

7. erklärt, dass der oben umrissene strategische Rah-
men die wichtigste programmatische Handlungsrichtlinie der
Vereinten Nationen sein und als Grundlage für die Pro-
grammplanung, das Haushaltsverfahren, die Überwachung
und die Evaluierung dienen soll;

8. beschließt, im Hinblick auf einen endgültigen Be-
schluss auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung die formale Ge-
staltung, den Inhalt und die Dauer des strategischen Rahmens
zu überprüfen, einschließlich der Notwendigkeit der Beibe-
haltung des ersten Teils, und ersucht den Generalsekretär,
über den Programm- und Koordinierungsausschuss einen Be-
richt vorzulegen, in dem er einen Überblick über die bei den
Änderungen des Planungs- und Haushaltsverfahrens gewon-
nenen Erfahrungen gibt;

9. beschließt außerdem, dass die Programmbeschrei-
bungen der Faszikel des Programmhaushaltsplans mit dem
Zweijahres-Programmplan übereinstimmen müssen;

10. beschließt ferner, die formale Gestaltung des Ent-
wurfs des Programmhaushaltsplans und den Detailumfang
der darin enthaltenen Informationen beizubehalten;

11. beschließt, dass der Programm- und Koordinie-
rungsausschuss den Rahmen-Haushaltsplan nicht länger prü-
fen wird;

12. ersucht den Generalsekretär, in die Einleitung der
Haushaltsfaszikel Informationen über die von der Generalver-
sammlung nach der Verabschiedung des Zweijahres-Pro-
grammplans gebilligten neuen und/oder geänderten Mandate
aufzunehmen;

13. ersucht den Programm- und Koordinierungsaus-
schuss, im Rahmen der Wahrnehmung seiner programmati-
schen Rolle im Planungs- und Haushaltsverfahren die pro-
grammspezifischen Aspekte der genannten neuen und/oder
geänderten Mandate sowie jede Abweichung zu überprüfen,
die zwischen dem Zweijahres-Programmplan und den pro-
grammspezifischen Aspekten des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans auftritt;

14. ersucht den Programm- und Koordinierungsaus-
schuss außerdem, in seinem Bericht über seine fünfundvier-
zigste Tagung zu den verschiedenen Aspekten des genannten
Überprüfungsprozesses Stellung zu nehmen;

15. unterstreicht die Bedeutung des zwischenstaatlichen
Charakters des Programm- und Koordinierungsausschusses
bei der Wahrnehmung seiner Funktionen;

16. bittet den Programm- und Koordinierungsausschuss,
auf seiner vierundvierzigsten Tagung Vorschläge zur Stär-
kung seiner Rolle bei der Überwachung und Evaluierung vor-
zulegen;

17. verweist auf Ziffer 34 der Resolution 57/300 der Ge-
neralversammlung, in der sie den Programm- und Koordinie-
rungsausschuss bat, seine Arbeitsmethoden weiter zu verbes-
sern;

18. bittet den Programm- und Koordinierungsausschuss,
auf seiner vierundvierzigsten Tagung Empfehlungen zur Stei-
gerung seiner Wirksamkeit vorzulegen;

19. betont die Notwendigkeit, das Überwachungs- und
Evaluierungssystem zu stärken, und legt dem Generalsekretär
in dieser Hinsicht eindringlich nahe, die formale Gestaltung
der Programmvollzugs- und -evaluierungsberichte zu verbes-
sern und sie zeitiger vorzulegen;

20. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass in
allen Kapiteln des Entwurfs des Programmhaushaltsplans die
Mittel für die Wahrnehmung der Überwachungs- und Evalu-
ierungsaufgaben klar ausgewiesen werden;

21. ersucht den Generalsekretär außerdem, das Amt für
interne Aufsichtsdienste zu beauftragen, in Zusammenarbeit
mit der Gemeinsamen Inspektionsgruppe der Generalver-
sammlung zur Behandlung auf ihrer sechzigsten Tagung Vor-
schläge zur Verbesserung und Überwachung des Programm-
vollzugs und der Programmevaluierung vorzulegen.

RESOLUTION 58/270

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/573, Ziffer 79)98.

58/270. Fragen im Zusammenhang mit dem Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahres-
zeitraum 2004-2005

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 41/213 vom 19. De-
zember 1986, 42/211 vom 21. Dezember 1987, 45/248 B Ab-

97 ST/SGB/2000/8.

98 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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schnitt VI vom 21. Dezember 1990 und 56/253 vom 24. De-
zember 2001,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/280 und 57/282
vom 20. Dezember 2002,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/292 vom
20. Dezember 2002 und 57/311 vom 18. Juni 2003,

in Bekräftigung der jeweiligen Mandate des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen und des
Programm- und Koordinierungsausschusses bei der Behand-
lung des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zwei-
jahreszeitraum 2004-2005,

nach Behandlung des Entwurfs des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2004-200599 sowie der dies-
bezüglichen Berichte des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen100 und des Programm- und
Koordinierungsausschusses101,

1. bekräftigt, dass der Fünfte Ausschuss der zuständige
Hauptausschuss der Generalversammlung ist, dem die Ver-
antwortung für Verwaltungs- und Haushaltsfragen obliegt;

2. bekräftigt außerdem Regel 153 ihrer Geschäftsord-
nung;

3. bekräftigt ferner die Regeln und Ausführungsbe-
stimmungen für die Programmplanung, die Programmaspekte
des Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung
und die Evaluierungsmethoden102 sowie die Finanzordnung
und die Finanzvorschriften der Vereinten Nationen103;

4. begrüßt die rechtzeitige Vorlage des Entwurfs des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-
200599;

5. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution in Anlage I den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen des Programm- und Koordinierungsausschusses zu
den Programmbeschreibungen des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 an, die
in dem Bericht des Ausschusses über seine dreiundvierzigste
Tagung101 enthalten sind;

6. billigt die ebenfalls in Anlage I enthaltenen Pro-
grammbeschreibungen für Kapitel 14 (Umwelt) und Kapi-
tel 24 (Menschenrechte);

7. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen des

Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen betreffend die stellenbezogenen und nicht stellenbezoge-
nen Mittel in seinem Bericht über den Entwurf des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005104 an;

8. beschließt, dass den Haushaltsberechnungen für den
Zweijahreszeitraum 2004-2005 ein Anteil unbesetzter Stellen
von 5,5 Prozent im Höheren Dienst und 3,8 Prozent im Allge-
meinen Dienst zugrunde gelegt werden soll;

9. beschließt außerdem, die gegenwärtige Praxis der
Neukalkulation für den kommenden Zweijahreszeitraum bei-
zubehalten, ausgenommen für Kapitel 23 (Reguläres Pro-
gramm der technischen Zusammenarbeit) des Entwurfs des
Programmhaushaltsplans, für das keine Neukalkulation vor-
zunehmen ist;

10. beschließt ferner, sich auf ihrer neunundfünfzigsten
Tagung im Rahmen des ersten Berichts über den Vollzug des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 erneut mit der Frage der Neukalkulation zu befassen,
und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, in den ge-
nannten Bericht Informationen über die Abweichung aufzu-
nehmen, die beim voraussichtlichen Neukalkulationsbedarf
auf Grund von Inflation und Währungsschwankungen zwi-
schen Oktober 2003 und dem Zeitpunkt der Abfassung des
Berichts auftritt;

11. ersucht den Rat der Rechnungsprüfer, im Benehmen
mit dem Generalsekretär die Methodik der Neukalkulation zu
untersuchen, der Generalversammlung auf ihrer neunund-
fünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten und dabei
auch Vorschläge für einen Mechanismus zu unterbreiten, der
am besten dazu geeignet ist, die währungsbezogenen Aspekte
der Neukalkulationsmethode zu steuern;

12. nimmt Kenntnis von den Bemerkungen des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen in
Bezug auf das in den Ziffern 73 bis 78 und 143 seines Be-
richts104 enthaltene Konzept, den Stellenplan als eine Einheit
zu verwalten;

13. bekräftigt Ziffer 35 ihrer Resolution 57/300 vom
20. Dezember 2002;

14. ersucht den Generalsekretär, im Verlauf des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
versuchsweise mit der Umschichtung von Stellen zu begin-
nen, soweit dies erforderlich ist, um dem sich verändernden
Bedarf der Organisation bei der Verwirklichung ihrer man-
datsmäßigen Programme und Tätigkeiten Rechnung zu tra-
gen, im Einklang mit folgenden Grundsätzen: 

a) Der Versuch wird auf die Umschichtung von höch-
stens 50 Stellen innerhalb der gesamten Organisation be-
schränkt;

b) der Versuch bedingt keine Veränderung der Perso-
nalmanagementpolitik der Organisation;

99 A/58/6 (Einleitung), A/58/6 (Kapitel 1-35), A/58/6 (Kapitel 13)/Add.1,
A/58/6 (Kapitel 14)/Rev.1, A/58/6 (Einnahmenkapitel 1-3) und
A/58/6/Corr.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Proto-
koll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 6.
100 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste
Tagung, Beilage 7 und Korrigendum (A/58/7 und Corr.1); und
A/58/7/Add.13 (der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Proto-
koll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A).
101 Ebd., Beilage 16 (A/58/16).
102 ST/SGB/2000/8.
103 ST/SGB/2003/7.

104 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 7 und Korrigendum (A/58/7 und Corr.1).
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c) der Entwurf des Programmhaushaltsplans bleibt das
wichtigste Instrument, mit dem der Generalsekretär den Res-
sourcen- und den Personalbedarf der Organisation darlegt;

d) die Befugnis zur Umschichtung von Stellen darf den
Generalsekretär nicht daran hindern, im Verlauf des Versuchs
zusätzliche Stellen zu beantragen;

e) der Versuch darf in keinem der Haushaltskapitel ei-
nen hohen Anteil unbesetzter Stellen weiter erhöhen;

f) die Sprachendienste sind von dem Versuch ausge-
nommen;

g) Stellenumschichtungen zwischen Haushaltskapiteln
werden erst vorgenommen, nachdem alle anderen Möglich-
keiten zur Nutzung der verfügbaren Ressourcen innerhalb der
Haushaltskapitel, denen die Übertragung zugute kommen
wird, ausgeschöpft wurden;

h) der Versuch findet nicht als Ergebnis von Resolutio-
nen der Generalversammlung statt, in denen die Durchfüh-
rung von Beschlüssen "im Rahmen der vorhandenen Mittel"
gefordert wird;

i) die Berichterstattung an die Generalversammlung
erfolgt im Rahmen der jährlichen Haushaltsvollzugsberichte;

j) der Generalsekretär wird ersucht, dem Beratenden
Ausschuss für Verwaltungs- und Haushaltsfragen regelmäßig
über die getroffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten;

15. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu sor-
gen, dass die Möglichkeiten einer externen Rekrutierung für
Stellen aller Rangstufen durch den Versuch auf keinen Fall
eingeschränkt werden;

16. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer wiederaufgenommenen neunundfünfzig-
sten Tagung über die Auswirkungen des Versuchs auf die Per-
sonalmanagementpolitik Bericht zu erstatten;

17. ersucht den Generalsekretär, über den Beratenden
Ausschuss für Verwaltungs- und Haushaltsfragen zur Be-
handlung durch die Generalversammlung auf ihrer sechzig-
sten Tagung einen umfassenden Bericht über die Fortschritte
des Versuchs und die daraus gewonnenen Erfahrungen vorzu-
legen, der die folgenden Aspekte berücksichtigt:

a) Auswirkungen auf die maßgeblichen Bestimmungen
der Finanzordnung und Finanzvorschriften der Vereinten Na-
tionen;

b) etwaige zusätzliche Auswirkungen auf die Personal-
managementpolitik;

c) Zwänge, die den Generalsekretär daran hindern, die
ihm in den Resolutionen der Generalversammlung 48/228 C
vom 29. Juli 1994 und 50/214 vom 23. Dezember 1995 sowie
in Artikel 5.6 der Finanzordnung und Finanzvorschriften der
Vereinten Nationen103 eingeräumte Flexibilität auszuüben; 

d) Maßnahmen, die sicherstellen, dass sich eine solche
Politik nicht negativ auf Haushaltskapitel mit einem hohen
Anteil unbesetzter Stellen auswirkt;

e) Erläuterungen zu den in Ziffer 35 ihrer Resolution
57/300 geforderten Elementen;

f) Empfehlungen betreffend die mögliche Anwendung
dieses Konzepts auf die künftige Verwaltung des Stellen-
plans;

18. beschließt, dass der in Anlage II dieser Resolution
enthaltene Stellenplan für beide Jahre des Zweijahreszeit-
raums 2004-2005 gilt;

19. beschließt außerdem, ungeachtet des Vorschlags des
Generalsekretärs und der Empfehlungen des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen die in An-
lage III dieser Resolution aufgeführten neuen Stellen, die aus
dem ordentlichen Haushalt für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 zu finanzieren sind, zu bewilligen;

20. erinnert an die Ziffern 8 und 9 ihrer Resolution
57/300 und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem Vor-
schlag des Generalsekretärs in seinem Bericht über die Ver-
waltung und das Management des Amtes des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte105 be-
treffend die Schaffung von zwei Stellen, einer P-5- und einer
P-4-Stelle, in Unterprogramm 2, sowie von zwei Stellen, ei-
ner D-1- und einer P-4-Stelle, in Unterprogramm 3 von
Kapitel 24 (Menschenrechte) des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 im
Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahmen 3
und 4 seines Berichts "Stärkung der Vereinten Nationen: Ei-
ne Agenda für weitere Veränderungen"106;

21. beschließt, die oben genannten, in der Anlage III zu
dieser Resolution aufgeführten Stellen zu schaffen;

22. beschließt außerdem, diese Frage im Zusammen-
hang mit den Beschlüssen der zuständigen zwischenstaatli-
chen Organe über die in den Ziffern 8 und 9 der Resolution
57/300 genannten Fragen weiter zu behandeln;

23. beschließt ferner, vier P-4-Stellen auf P-5 anzuhe-
ben, eine in Kapitel 15 (Menschliche Siedlungen), eine in
Kapitel 17 (Internationale Drogenkontrolle), und zwei in
Kapitel 22 (Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in West-
asien), sowie eine D-1-Stelle in Kapitel 30 (Interne Aufsicht)
auf D-2 und eine D-2-Stelle in Kapitel 27 (Humanitäre Hilfe)
auf die Rangstufe eines Beigeordneten Generalsekretärs an-
zuheben;

24. beschließt, die vom Generalsekretär beantragten und
vom Beratenden Ausschuss für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen empfohlenen Stellenumwandlungen, die in Anlage IV
dieser Resolution aufgeführt sind, zu billigen, mit Ausnahme
von zwei Stellen, einer P-4- und einer P-3-Stelle, deren Über-
tragung vom Freiwilligen Treuhandfonds zur Unterstützung
von Antiminenprogrammen zu Kapitel 5 (Friedenssiche-
rungseinsätze) vorgeschlagen worden war;

25. ersucht den Generalsekretär, die Rekrutierungsmaß-
nahmen für frei werdende Stellen im Allgemeinen Dienst für

105 A/58/569.
106 A/57/387 und Corr.1.
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den Zweijahreszeitraum 2004-2005 auszusetzen, außer im
Bereich des Sicherheitspersonals und der Lektoratsassistenten
(Textverarbeitung) in den Sprachendiensten, und über die er-
zielten Fortschritte und die Auswirkungen dieser Maßnahmen
im Rahmen seiner Haushaltsvollzugsberichte Bericht zu er-
statten;

26. beschließt, sechs Stellen des Allgemeinen Dienstes
zu streichen, drei in der Sekretariats-Hauptabteilung Wirt-
schaftliche und Soziale Angelegenheiten und drei in der Wirt-
schaftskommission für Europa;

27. beschließt außerdem, den vorgeschlagenen Haus-
haltsansatz für die Wiederherstellung der gemeinsamen Dien-
ste um weitere 3,2 Millionen US-Dollar zu kürzen;

28. beschließt ferner, den Haushaltsansatz für Zeitperso-
nal um 2,5 Millionen Dollar zu kürzen;

29. beschließt, dass die in Ziffer 28 beschriebene Kür-
zung nicht auf Kapitel 2 (Angelegenheiten der Generalver-
sammlung und Konferenzdienste) angewandt wird;

30. beschließt außerdem, wie in Ziffer 84 des ersten Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen über den Entwurf des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005104 angegeben,
den Haushaltsansatz für Überstunden- und Nachtarbeitszu-
schläge um 2 Millionen Dollar zu kürzen, beschließt ferner,
dass die entsprechenden Kürzungen nicht auf Sicherheits-
maßnahmen angewandt werden, und bittet den Generalsekre-
tär, im Rahmen seines ersten Haushaltsvollzugsberichts auf
den Mittelbedarf für Überstunden- und Nachtarbeitszuschläge
einzugehen;

31. ersucht den Generalsekretär, die Praxis, Bedienste-
ten der Vereinten Nationen der mittleren und höheren Rang-
stufen höhere Tagegeldsätze zu bezahlen, nicht weiterzufüh-
ren;

32. beschließt, den Gesamtbetrag der Mittelbewilligun-
gen für Publikationen um 400.000 Dollar zu kürzen;

33. beschließt außerdem, die Haushaltsansätze für die
Organisation der Vereinten Nationen zur Überwachung des
Waffenstillstands auf der vom Generalsekretär empfohlenen
Höhe zu belassen;

34. beschließt ferner, in Kapitel 9 (Wirtschaftliche und
soziale Angelegenheiten) den Betrag von 38.200 Dollar zu
veranschlagen, der für die Ausarbeitung von Dokumenten des
Exekutivausschusses über Fragen der gemeinsamen Strate-
giepolitik und/oder für die Unterstützung der Arbeit des Aus-
schusses im Hinblick auf Publikationen zur Förderung der
Millenniums-Entwicklungsziele beantragt worden war;

35. beschließt, den in Unterprogramm 2 für Berater und
Sachverständige beantragten Betrag von 78.500 Dollar in Ka-
pitel 9 (Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten) zu ver-
anschlagen;

36. beschließt außerdem, die Veranschlagung der Haus-
haltsansätze für die Gemeinsame Inspektionsgruppe für 2005
zurückzustellen;

37. beschließt ferner, einen Betrag von 1.858.600 Dollar
für Berater und Sachverständige für die Handels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen zu veranschla-
gen;

38. beschließt, einen Betrag von 56.731.900 Dollar für
das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Na-
tionen für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 zu veranschla-
gen:

39. beschließt außerdem, die veranschlagten Mittel für
die Informationszentren der Vereinten Nationen um 2 Mil-
lionen Dollar zu kürzen;

40. beschließt ferner, die Prüfung der Bereitstellung von
590.000 Dollar für ein Netzwerk-Datensicherungssystem im
Büro der Vereinten Nationen in Genf zurückzustellen, bis alle
praktikablen Alternativen ausgelotet wurden und der General-
versammlung darüber Bericht erstattet wurde;

41. beschließt, in Kapitel 28 (Presse und Information)
unter Verbindungsarbeit den Betrag von 105.200 Dollar für
Verbrauchsgüter und Materialien erneut zu veranschlagen;

42. erinnert an ihren Beschluss 57/579 vom 20. De-
zember 2002 und ersucht den Generalsekretär, die Internetsei-
te der Vereinten Nationen durch weitere Umschichtungen zu
Gunsten der erforderlichen Stellen im Sprachendienst weiter
auszubauen und der Generalversammlung auf ihrer neunund-
fünfzigsten Tagung über den Stand der Durchführung des Be-
schlusses Bericht zu erstatten;

43. beschließt, den Vorschlag des Generalsekretärs be-
treffend die Verlagerung der technischen Sekretariate des
Fünften und des Sechsten Ausschusses auf ihrer neunundfünf-
zigsten Tagung zu prüfen, mit dem Ziel, im Rahmen des Ent-
wurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 einen Beschluss zu fassen;

44. erinnert an ihre Resolution 57/24 vom 19. Novem-
ber 2002, an Artikel 5.6 der Regeln und Ausführungsbestim-
mungen für die Programmplanung, die Programmaspekte des
Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung und
die Evaluierungsmethoden102 und an die in deren Bestim-
mung 105.6 a) festgelegten Kriterien und ersucht den Gene-
ralsekretär, im Rahmen seines ersten Haushaltsvollzugsbe-
richts über Möglichkeiten Bericht zu erstatten, die Kosten für
das Repertory of Practice of the United Nations Organs (Re-
pertorium der Praxis der Organe der Vereinten Nationen) zu
übernehmen oder außerplanmäßige Mittel dafür zu mobilisie-
ren;

45. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen Bericht über
Verbesserungen bei der Durchführung von Artikel 5.6 und
Bestimmung 105.6 der Regeln und Ausführungsbestimmun-
gen für die Programmplanung Bericht zu erstatten;

46. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Strategie
für Informations- und Kommunikationstechnologien weiter
durchzuführen und der Generalversammlung auf ihrer neun-
undfünfzigsten Tagung einen Sachstandsbericht über die Wir-
kung der Investitionen in diese Technologien zu unterbreiten;
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47. ersucht den Generalsekretär ferner, die Struktur und
die Aufgaben aller aus dem ordentlichen Haushalt finanzier-
ten Verbindungs- oder Vertretungsbüros in New York von
Organisationen, die ihren Hauptsitz anderswo haben, zu über-
prüfen und der Generalversammlung auf ihrer wiederaufge-
nommenen achtundfünfzigsten Tagung über Möglichkeiten
zur Steigerung ihrer Effizienz Bericht zu erstatten; 

48. ersucht den Generalsekretär, eine grundlegende, um-
fassende Überprüfung des Regulären Programms der techni-
schen Zusammenarbeit durchzuführen und der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung geeignete
Vorschläge zu unterbreiten;

49. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen
Vorschlag für die schrittweise und letztendlich vollständige
Anwendung von Artikel 20 der Satzung des Amtes des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen zu unterbrei-
ten;

50. ersucht den Generalsekretär ferner, über das Amt für
interne Aufsichtsdienste eine Überprüfung der Arbeitsweise
und des Managements der Bibliotheken der Vereinten Natio-
nen durchzuführen, mit dem Ziel, den Personalbedarf dieser
Bibliotheken im Lichte der technologischen Fortschritte bei
der Bereitstellung von Informationsdiensten zu bewerten, und
der Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten;

51. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über Vorschläge
Bericht zu erstatten, wie die Handlungsfähigkeit des Sekreta-
riats-Bereichs Personalmanagement erhöht werden kann, um
den Grad der Unterrepräsentierung von Mitgliedstaaten sowie
die Anzahl der nicht vertretenen Mitgliedstaaten zu reduzie-
ren;

52. ersucht den Generalsekretär außerdem, das Amt für
interne Aufsichtsdienste mit der Durchführung einer Untersu-
chung darüber zu beauftragen, inwieweit die erforderlichen
Fertigkeiten für Stellen des Allgemeinen Dienstes, für die ge-
genwärtig eine internationale Rekrutierung vorgenommen
wird, auch auf lokalen Arbeitsmärkten vorhanden sind, und
der Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Ta-
gung über die Erkenntnisse und deren Konsequenzen Bericht
zu erstatten;

53. bekräftigt Ziffer 5 der Resolution 57/307 der Gene-
ralversammlung vom 15. April 2003, ersucht den Generalse-
kretär, die Unabhängigkeit des Verwaltungsgerichts der Ver-
einten Nationen und die Trennung seines Sekretariats vom
Sekretariats-Bereich Rechtsangelegenheiten sicherzustellen,
und ersucht den Generalsekretär außerdem, ihr auf ihrer neun-
undfünfzigsten Tagung den in der genannten Resolution an-
geforderten Bericht über die finanzielle Unabhängigkeit des
Gerichts vorzulegen;

54. ersucht den Generalsekretär, darüber Bericht zu er-
statten, welche weiteren Fortschritte bei der Erhöhung der Ka-
pazität der Wirtschaftskommission für Afrika zur elektroni-
schen Kommunikation und Datenübermittlung im Rahmen

des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2006-2007 erzielt wurden;

55. bekräftigt die Ziffern 15 und 17 ihrer Resolution
57/300, insbesondere das Ersuchen der Generalversammlung
an den Generalsekretär, mit Hilfe des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste so schnell wie möglich eine systematische Eva-
luierung der Wirkung, der Effizienz und der Kostenwirksam-
keit aller Tätigkeiten der Hauptabteilung Presse und Informa-
tion vorzunehmen und der Generalversammlung auf ihrer
neunundfünfzigsten Tagung über den Informationsausschuss
und den Fünften Ausschuss über die erzielten Fortschritte Be-
richt zu erstatten;

56. bekräftigt außerdem, dass das Elektronische Doku-
mentenarchiv der Vereinten Nationen als Archivierungs- und
Zugriffssystem für die offiziellen Dokumente die gesamte Or-
ganisation erfassen sollte, so auch das Büro der Vereinten Na-
tionen in Nairobi und alle Regionalkommissionen, und er-
sucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, die Umsetzung
mit Nachdruck voranzutreiben und der Generalversammlung
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die erzielten Fort-
schritte Bericht zu erstatten;

57. betont den Vorrang, den sie der notwendigen Ver-
besserung und Modernisierung der Konferenzeinrichtungen
im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi einräumt, und er-
sucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, die Frage des
Baus zusätzlicher Einrichtungen für das Büro weiter zu ver-
folgen und der Generalversammlung im Rahmen des Ent-
wurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 darüber Bericht zu erstatten, unter Berück-
sichtigung der Erfahrungen mit dem Betrieb der modernisier-
ten Konferenzeinrichtungen;

58. ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf
ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen umfassenden Bericht
vorzulegen, der mögliche Maßnahmen zur Leistungssteige-
rung des Entwicklungskontos behandelt, namentlich Mittel
und Wege für eine stärkere Zielausrichtung bei der Projektfor-
mulierung, der Komplementarität, der Durchführung und der
Evaluierung, sowie Vorschläge für die Erhöhung seiner Mit-
telausstattung im Einklang mit den Resolutionen der General-
versammlung 52/12 B vom 19. Dezember 1997 und 54/15
vom 29. Oktober 1999 zu unterbreiten.

Anlage I

Änderungen der Programmbeschreibungen des Entwurfs
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2004-200599 gemäß den Schlussfolgerungen und
Empfehlungen des Programm- und Koordinierungsaus-
schusses auf seiner dreiundvierzigsten Tagung101 und zu-
sätzliche Änderungen

Kapitel 1
Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung
Tabelle 1.21

Unter Zielerreichungsindikatoren wird unter Buchstabe e)
Ziffer i) nach der Formulierung "der Reform des Generalse-
kretärs" die Formulierung "entsprechend den mit Resolutio-
nen der Generalversammlung erteilten Mandaten" angefügt,
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eingedenk der Bestimmungen von Artikel 97 der Charta der
Vereinten Nationen.

Tabelle 1.34

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein Buchstabe a)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "a) Anzahl der an die
Ombudsperson überwiesenen Konflikte, deren Beilegung die
Ombudsperson vermittelte"; der bisherige Indikator erhält
den Buchstaben "b)".

Kapitel 2
Angelegenheiten der Generalversammlung und Konfe-
renzdienste

Tabellen 2.15, 2.17, 2.19, 2.22, 2.24, 2.26, 2.33, 2.35, 2.41
und 2.43

In Tabelle 2.15 wird in den beiden Rubriken Erwartete Er-
gebnisse und Zielerreichungsindikatoren ein neuer Buchstabe
"d) Erhöhte Produktivität" hinzugefügt. 

In den Tabellen 2.17, 2.19 und 2.26 wird in den beiden Ru-
briken Erwartete Ergebnisse und Zielerreichungsindikatoren
ein neuer Buchstabe "b) Erhöhte Produktivität" hinzugefügt.

In Tabelle 2.22 wird in den beiden Rubriken Erwartete Er-
gebnisse und Zielerreichungsindikatoren ein neuer Buchstabe
"e) Erhöhte Produktivität" hinzugefügt.

In den Tabellen 2.24, 2.33, 2.35, 2.41 und 2.43 wird in den
beiden Rubriken Erwartete Ergebnisse und Zielerreichungs-
indikatoren ein neuer Buchstabe "c) Erhöhte Produktivität"
hinzugefügt.

Tabelle 2.9

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe c)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "c) Verbesserung der
Leistung der Konferenzdienste in New York und allen ande-
ren Dienstorten".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buch-
stabe c) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt:

"c) i)  Optimaler Technologieeinsatz in Schlüsselpro-
zessen;

ii) Aktualisierte Vorschläge für Leistungsnormen,
Effizienz und damit zusammenhängende Zielerrei-
chungsindikatoren;

iii) Herausgabe aktueller Bulletins des Generalse-
kretärs, die die Beziehungen zwischen dem Amtssitz
und den Konferenzbetreuungseinrichtungen in den
anderen Dienstorten deutlich machen".

Tabelle 2.13

Fußnote a und der dazugehörige Indikator werden gestri-
chen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird eine neue Zif-
fer iii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "iii) Rechtzeiti-
ge Vorlage der Dokumentation unter vollständiger Einhaltung
der Sechs-Wochen-Regel".

Tabellen 2.17, 2.19, 2.24, 2.26, 2.33, 2.35, 2.41 und 2.43

Unter Zielerreichungsindikatoren wird unter Leistungs-
maßstäbe die Formulierung "2004-2005: durch Umfrage zu
bestimmen" durch die Formulierung "2004-2005: 90 Prozent
(durch Umfrage zu bestimmen)" ersetzt. 

Tabellen 2.15, 2.22, 2.31 und 2.39

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe c)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "c) Pünktlichere Erstel-
lung und Verteilung der Dokumente der beschlussfassenden
Organe in den sechs Amtssprachen der Organisation"; und in
Tabelle 2.22 wird unter Erwartete Ergebnisse der Buch-
stabe c) in Buchstabe d) umbenannt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buchsta-
be c) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "c) Umfang und
Anteil der in den sechs Amtssprachen der Organisation frist-
gerecht erstellten und verteilten Dokumente der beschlussfas-
senden Organe"; und in Tabelle 2.22 wird der Buchstabe c) in
Buchstabe d) umbenannt.

Ziffer 2.33 a) ii) d

Folgende Aktivität wird hinzugefügt: "iii. Tagungen re-
gionaler und anderer wichtiger Gruppen auf der Grundlage
der bestehenden Praxis, unter Berücksichtigung der weiteren
Behandlung dieser Frage durch die Generalversammlung
während ihrer achtundfünfzigsten Tagung, im Einklang mit
ihrer Resolution 57/283 B."

Tabelle 2.15

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
nach der Formulierung "den einschlägigen Regeln" die For-
mulierung", insbesondere der Sechs-Wochen-Regel für die
Vorlage von Dokumenten" angefügt.

Tabelle 2.17

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buch-
stabe b) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Rechtzeiti-
ge Vorlage der Dokumente unter Einhaltung der Sechs-Wo-
chen-Regel"; der bisherige Indikator erhält den Buchsta-
ben a).

Ziffer 2.43

Im dritten Satz wird nach der Formulierung "das Elektro-
nische Dokumentenarchiv (ODS)" die Formulierung hinzuge-
fügt: ", ohne dass dies die Qualität der bereitgestellten Dienste
und die Zahl der von den Mitgliedstaaten benötigten Doku-
mente beeinträchtigt".

Ziffer 2.45 b)

Unter Produkte wird eine neue Ziffer vi) mit folgendem
Wortlaut hinzugefügt:

"vi) Tagungen regionaler und anderer wichtiger Gruppen
auf der Grundlage der bestehenden Praxis, unter Berücksich-
tigung der weiteren Behandlung dieser Frage durch die Gene-
ralversammlung während ihrer achtundfünfzigsten Tagung,
im Einklang mit ihrer Resolution 57/283 B."

Ziffer 2.46

Im dritten Satz wird nach der Formulierung "in Höhe von
459.200 Dollar" die Formulierung hinzugefügt: ", ohne dass
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dies die Qualität der bereitgestellten Dienste und die Zahl der
von den Mitgliedstaaten benötigten Dokumente beeinträch-
tigt."

Tabellen 2.22, 2.31 und 2.39

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
nach der Formulierung "im Einklang mit den einschlägigen
Regeln" die Formulierung ", insbesondere hinsichtlich der
Sechs-Wochen-Regel für die gleichzeitige Herausgabe und
Verteilung der Dokumente der beschlussfassenden Organe in
den sechs Amtssprachen" eingefügt.

Tabellen 2.24, 2.33, 2.35, 2.41 und 2.43

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe b)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Rechtzeitige Vorla-
ge der Dokumente unter Einhaltung der Sechs-Wochen-Re-
gel"; und der vorausgehende Absatz erhält den Buchstaben a).

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buchsta-
be b) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Grad der Zu-
friedenheit der Mitgliedstaaten mit der rechtzeitigen Vorlage
der Dokumente"; und der vorausgehende Absatz erhält den
Buchstaben a).

Kapitel 3
Politische Angelegenheiten
Ziffer 3.7

Nach der Formulierung "Eine Agenda für weitere Verän-
derungen (A/57/387)" wird die Formulierung ", gebilligt in
Ziffer 26 der Resolution 57/300 der Generalversammlung,"
eingefügt.

Ziffer 3.16

Im vierten Satz wird die Formulierung "der Ausschuss des
Sicherheitsrats nach Resolution 661 (1990) betreffend die Si-
tuation zwischen Irak und Kuwait" gestrichen; die Zahl 11 am
Anfang des Satzes wird durch die Zahl 10 ersetzt.

Tabelle 3.13

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer i) vor der
Formulierung "angegangen und/oder beigelegt werden" die
Formulierung "auf friedlichem Wege" eingefügt. 

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer ii) nach
der Formulierung "in denen" die Formulierung "Konflikte
oder Konfliktsituationen bestehen, und in denen" eingefügt;
die Formulierung "so auch in Zusammenarbeit mit Partnern"
wird gestrichen.

Tabelle 3.19

Ziel 1

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-
be a) nach der Formulierung "Gebiete ohne Selbstregierung"
die Formulierung "im Einklang mit den einschlägigen Reso-
lutionen der Vereinten Nationen" hinzugefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird unter Buchstabe a)
eine neue Ziffer ii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "ii)
Wirksamkeit der für den Sonderausschuss, seine Seminare
und die Generalversammlung erbrachten Dienste; Wirksam-
keit der Forschungsarbeiten und analytischen Studien sowie
der Berichte über die in den Gebieten herrschenden Bedin-

gungen; und Wirksamkeit der Aufklärungskampagnen";
Buchstabe a) wird in Buchstabe a) i) umbenannt.

Ziel 2

Am Ende des Ziels wird nach der Formulierung "Gebiete
ohne Selbstregierung" die Formulierung "im Einklang mit
den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen" hin-
zugefügt.

Ziffer 3.44 d)

Der Wortlaut von Buchstabe d) der Ziffer 3.44 wird durch
folgenden Wortlaut ersetzt: "die Verwaltungsmächte werden
mit dem Sonderausschuss bei der Durchführung der einschlä-
gigen Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Nationen
zusammenarbeiten".

Ziffer 3.47

Im letzten Satz wird nach der Formulierung "internationa-
ler Legitimität" die Formulierung "und Legalität" eingefügt.

Am Ende der Ziffer wird die Formulierung "im Einklang
mit den einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats" an-
gefügt.

Tabelle 3.21

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer i) die For-
mulierung ", die bei der Abstimmung über die einschlägigen
Resolutionen zum Ausdruck kamen" gestrichen.

Tabelle 3.25

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in den Buchsta-
ben b) i) und ii) jeweils die Formulierung "und unwandelba-
re" gestrichen.

Kapitel 4
Abrüstung
Ziffer 4.39

In der Mitte der Ziffer werden die ersten beiden Punkte der
Aufzählung nach der Formulierung "für die die Generalver-
sammlung einen Auftrag erteilt hat" durch die Formulierung
"Informationen über Maßnahmen zusammenstellen, die von
den Mitgliedstaaten und internationalen Organisationen ge-
troffen werden, um Terroristen am Erwerb von Massenver-
nichtungswaffen zu hindern; den Mitgliedstaaten Informatio-
nen über innerstaatliche Rechtsvorschriften betreffend den
Transfer von Waffen, militärischer Ausrüstung und Gütern
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck zu-
gänglich zu machen;" ersetzt.

Kapitel 5
Friedenssicherungseinsätze
Ziffer 5.5

Vor dem letzten Satz wird der folgende Satz eingefügt:
"Die Hauptabteilung wird außerdem damit fortfahren, bei
künftigen Rekrutierungen die Vertretung der unterrepräsen-
tierten und nicht vertretenen Mitgliedstaaten zu verbessern."

Im fünften Satz wird das Wort "auch" gestrichen.

Tabelle 5.9

Unter Erwartete Ergebnisse und unter Zielerreichungsin-
dikatoren wird jeweils in Buchstabe c) nach der Formulierung
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"geschlechtsspezifische Fragen" die Formulierung "und ihre
geografische Ausgewogenheit" eingefügt.

Tabelle 5.12

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer i), Lei-
stungsmaßstäbe (Zielwert 2004-2005), die Angabe "10 Wo-
chen" durch "8 Wochen" ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer ii), Lei-
stungsmaßstäbe (Zielwert 2004-2005) die Angabe "80 Pro-
zent der Richtwerte" durch "100 Prozent der Richtwerte in-
nerhalb des erwarteten Zeitrahmens" ersetzt.

Tabelle 5.14

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchsta-
be b) ii), Leistungsmaßstäbe (Zielwert 2004-2005) die Anga-
be "6 Monate" durch "4 Monate" ersetzt.

Tabelle 5.16

Unter Zielerreichungsindikatoren soll Buchstabe a) ii)
wie folgt lauten: "Erhöhung der Anzahl der Mitgliedstaaten,
mit denen das Sekretariat Verfügungsbereitschaftsabkommen
geschlossen hat."

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Leistungs-
maßstäbe in Buchstabe b) wie folgt umformuliert:

"2000-2001: Prozent des Gesamtbedarfs an zu dislozie-
rendem Personal, der durch die Heranziehung des Sy-
stems der Verfügungsbereitschaftsabkommen der Verein-
ten Nationen, der raschen Verlegefähigkeit und der Liste
abrufbereiten Personals gedeckt wurde

Schätzung für 2002-2003: Prozent des Gesamtbedarfs an
zu dislozierendem Personal, der durch die Heranziehung
des Systems der Verfügungsbereitschaftsabkommen der
Vereinten Nationen, der raschen Verlegefähigkeit und der
Liste abrufbereiten Personals gedeckt wurde

Zielwert 2004-2005: Prozent des Gesamtbedarfs an zu
dislozierendem Personal, der durch die Heranziehung des
Systems der Verfügungsbereitschaftsabkommen der Ver-
einten Nationen, der raschen Verlegefähigkeit und der Li-
ste abrufbereiten Personals gedeckt wurde".

Ziffer 5.29

Ziffer 5.29 wird gestrichen, und die nachfolgenden Ziffern
werden entsprechend umnummeriert.

Bisherige Ziffer 5.39

Die bisherige Ziffer 5.39 wird durch folgenden Wortlaut
ersetzt: "Es wird erwartet, dass das Unterprogramm seine Zie-
le und erwarteten Ergebnisse erreicht, solange der Dienst für
Antiminenprogramme Ressourcen in ausreichender Höhe er-
hält, um die von der Generalversammlung und vom Sicher-
heitsrat erteilten Mandate durchzuführen."

Kapitel 8
Rechtsangelegenheiten
Ziffer 8.3, letzte Zeile

Vor der Formulierung "registriert und veröffentlicht Ver-
träge" wird ein weiteres Ziel eingefügt: "unterstützt die Mit-
gliedstaaten bei der Umsetzung der internationalen Rechts-

ordnung für die Meere und Ozeane sowie des Rechts der Ver-
träge".

Ziffer 8.12

Die dritte Aufgabe der Abteilung wird wie folgt umformu-
liert: "Die Abteilung wird Dienste für die wirksame Anwen-
dung der internationalen Rechtsordnung für die Meere und
Ozeane erbringen und so das Verständnis, die Annahme und
die konsequente Anwendung des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen (1982) und der damit zusammenhän-
genden Übereinkünfte unterstützen."

Ziffer 8.31 b) ix)

Am Ende der Ziffer 8.31 b) ix) wird folgende Formulie-
rung angefügt: "den Anträgen von Regierungen zu Fragen im
Zusammenhang mit dem Völkerrecht über die zuständigen
Nebenorgane entsprechen, im Einklang mit der derzeitigen
Praxis".

Tabelle 8.14

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchsta-
be a) iv), Leistungsmaßstäbe (2000-2001, Schätzung für 2002-
2003 und Zielvorgabe für 2004-2005) die Angabe "1 Woche"
jeweils durch "1 Woche unter Einhaltung der Sechs-Wochen-
Regel für Dokumente" ersetzt.

Ziffer 8.39 a) v)

Der Titel "Ad-Hoc-Ausschuss für die Ausarbeitung von
Rechtsinstrumenten zur Verhütung terroristischer Handlun-
gen" wird durch den Titel "Ad-Hoc-Ausschuss nach Resolu-
tion 51/210 der Generalversammlung vom 17. Dezember
1996" ersetzt.

Ziffer 8.39 b) i)

Die folgende periodische Veröffentlichung wird angefügt:
"und das Yearbook of the International Law Commission
(Jahrbuch der Völkerrechtskommission), 2002, Bände I und
II (Resolution 987 (X) der Generalversammlung, Urteile,
Gutachten, Konsultationen und Verfügungen des Internatio-
nalen Gerichtshofs)".

Tabelle 8.18

Unter Zielerreichungsindikatoren wird unter Buchstabe
a) eine Ziffer ix) mit folgendem Wortlaut angefügt:
"ix) Höhere Anzahl internationaler Transaktionen und höhe-
res Volumen des internationalen Schuldenhandels im Rah-
men des UNCITRAL-Regimes".

Kapitel 9
Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten
Ziffer 9.3

Im ersten Satz wird nach der Formulierung "dauerhaften
wirtschaftlichen" die Formulierung "und sozialen" eingefügt.

Tabelle 9.12

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe a) iii) die Formulierung "mit Hilfe des Sekretari-
ats" angefügt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe b) die For-
mulierung "die den Entwicklungs- und Transformationslän-
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dern helfen" durch die Formulierung "die allen Ländern hel-
fen" ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe d) iii) die Formulierung "unter Berücksichtigung
der Bestimmungen von Artikel 101 der Charta der Vereinten
Nationen" angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe f) die Formulierung "mit Hilfe des Sekretariats"
angefügt.

Tabelle 9.16

Unter Erwartete Ergebnisse erhält Buchstabe a) folgen-
den Wortlaut: "a) Wirksame Umsetzung der Ergebnisse des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung auf allen Ebenen, so
auch durch Partnerschaftsinitiativen entsprechend der in der
Kommission für Nachhaltige Entwicklung vereinbarten Mo-
dalitäten, die die Umsetzung der auf dem Weltgipfel verein-
barten Verpflichtungen unterstützen".

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe b) die For-
mulierung "in alle auf die nachhaltige Entwicklung gerichte-
ten Tätigkeiten" gestrichen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Buchstabe b) i)
durch folgenden Wortlaut ersetzt: "i) Fortschritte bei der Ver-
wirklichung der Gesamt- und Einzelziele der Vereinten Na-
tionen betreffend die nachhaltige Entwicklung, insbesondere
der mit Wasser, Sanitärversorgung und menschlichen Sied-
lungen zusammenhängenden Ziele, und des Zehnjahres-Pro-
grammrahmens für nachhaltige Konsumgewohnheiten und
Produktionsweisen".

Unter Erwartete Ergebnisse wird Buchstabe e) durch fol-
genden Wortlaut ersetzt: "e) Befähigung der Kommission zur
wirksamen Überprüfung und Erleichterung von Partnerschaf-
ten, die die Umsetzung der Agenda 21, des Programms für die
weitere Umsetzung der Agenda 21 und des Durchführungs-
plans von Johannesburg unterstützen".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Buchstabe e)
durch folgenden Wortlaut ersetzt: "e) auf transparente, parti-
zipatorische und glaubwürdige Weise erfolgende Bereitstel-
lung von Informationen und zusammenfassenden Berichten
über Partnerschaften, im Einklang mit den Verfahren, die in
der Kommission für Nachhaltige Entwicklung auf ihrer elften
Tagung vereinbart wurden".

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe f) nach
dem Wort "insbesondere" die Formulierung "Nord-Süd- und"
eingefügt.

Tabelle 9.22

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe f)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "f) Verbesserter Zugang
der Regierungen und internationalen Organe zu analytischen
Instrumenten, Optionen und geeigneten Methoden betreffend
die Querverbindungen zwischen politischen und wirtschaftli-
chen Fragen und Grundsatzmaßnahmen, wie beispielsweise
Wirtschaftssanktionen, wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen,
die Beziehung zwischen Abrüstung und Entwicklung sowie
maßgebliche Aspekte der Rehabilitation und des Wiederauf-
baus in der Konfliktfolgezeit."

Unter Zielerreichungsindikatoren werden ein neuer Buch-
stabe f) und die entsprechenden Leistungsmaßstäbe mit fol-
gendem Wortlaut hinzugefügt:

"f) Rückmeldung seitens der Mitgliedstaaten über ih-
ren Zugang zu analytischen Instrumenten, Optionen und
geeigneten Methoden betreffend die Querverbindungen
zwischen politischen und wirtschaftlichen Fragen und
Grundsatzmaßnahmen

"Leistungsmaßstäbe:

2000-2001: noch zu bestimmen

Schätzung für 2002-2003: noch zu bestimmen

Zielvorgabe 2004-2005: noch zu bestimmen".

Tabelle 9.30

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe a) die For-
mulierung "durch mehrere Interessenträger" gestrichen.

Unter Erwartete Ergebnisse wird Buchstabe e) durch fol-
genden Wortlaut ersetzt: "e) Erhöhte Kapazität der Regierun-
gen, insbesondere von Entwicklungs- und Transformations-
ländern, aktiv an dem Prozess der Entwicklungsfinanzierung
mitzuwirken".

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe f)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "f) Umfassenderes En-
gagement der Regierungen, eine angemessene Nachkontrolle
der Umsetzung der auf der Konferenz erzielten Vereinbarun-
gen und Zusagen sicherzustellen und im Rahmen der ganz-
heitlich angelegten Tagesordnung der Konferenz auch weiter-
hin zwischen den Entwicklungs-, Finanz- und Handelsorgani-
sationen und -initiativen Brücken zu schlagen".

Unter Zielerreichungsindikatoren werden ein neuer Buch-
stabe f) und die entsprechenden Leistungsmaßstäbe mit fol-
gendem Wortlaut hinzugefügt:

"f) Rückmeldung seitens der Mitgliedstaaten über
den Beitrag des Unterprogramms zu einem umfassende-
ren Engagement der Regierungen bei der Nachkontrolle
der Umsetzung der Konferenzergebnisse

"Leistungsmaßstäbe:

2000-2001: nicht verfügbar

Schätzung für 2002-2003: noch zu bestimmen

Zielvorgabe 2004-2005: noch zu bestimmen".

Kapitel 10
Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungs-
länder und kleine Inselentwicklungsländer
Ziffer 10.1

Am Ende der Ziffer wird der folgende Satz hinzugefügt:
"Des Weiteren ist das Programm für die wirksame Unterstüt-
zung für die Nachkontrolle der weiteren Umsetzung des Ak-
tionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern zuständig, unter
vollständiger Berücksichtigung der relevanten Ergebnisse des
Durchführungsplans des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung und der Resolution 57/262 der Generalversamm-
lung betreffend die Einberufung einer internationalen Tagung
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im Jahr 2004 in Mauritius, auf der eine vollständige und um-
fassende Überprüfung der Umsetzung des Aktionsprogramms
für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter
den Entwicklungsländern vorgenommen werden soll."

Ziffer 10.4

Im ersten Satz wird nach der Formulierung "Zusammenar-
beit im Transitverkehr und" die Formulierung "die weitere
Durchführung des" eingefügt.

Im dritten Satz wird nach der Formulierung "Hauptabtei-
lung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten" die For-
mulierung ", den Regionalkommissionen und dem Südzen-
trum" eingefügt und die Formulierung "und den Regional-
kommissionen" gestrichen.

Tabelle 10.5

Unter Ziel wird die Formulierung "Fortschritte in Rich-
tung auf die Verwirklichung der Ziele zu machen" durch die
Formulierung "die Ziele zu verwirklichen" ersetzt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende die Formulie-
rung "und der einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung" angefügt.

Ziffer 10.14 d)

Die Formulierung "die politische Situation der" wird
durch die Formulierung "die politische Situation in den" er-
setzt.

Kapitel 11
Unterstützung der Vereinten Nationen für die Neue Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas

Ziffer 11.16

Unter Externe Faktoren wird Buchstabe b) durch folgen-
den Wortlaut ersetzt: "b) dass die Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen in kohärenter und wirksamer Weise
zusammenarbeiten und ihre Tätigkeiten entsprechend koordi-
nieren".

Unter Externe Faktoren wird vor Buchstabe d) das Wort
"und" gestrichen und am Ende von Buchstabe d) wird der
Wortlaut "und e) dass alle Interessenträger ihre finanziellen
Zusagen und anderen Verpflichtungen zur Unterstützung der
Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas einhalten"
hinzugefügt.

Tabelle 11.10

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe a) vor der
Formulierung "die Medien" die Formulierung "akademische
Einrichtungen," eingefügt.

Kapitel 12
Handel und Entwicklung

In jeder Ziffer, in der sie vorkommt, wird die Formulie-
rung "Millenniums-Entwicklungsziele" durch die Formulie-
rung "Ziele der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen, die in Abschnitt III der Resolution 55/2 der Generalver-
sammlung aufgeführt sind" ersetzt.

Ziffer 12.7

Im ersten Satz wird das Wort "sektoraler" durch das Wort
"nationaler" ersetzt.

Ziffer 12.29 a) i)

Vor Ziffer 12.29 Buchstabe a) i) mit dem Wortlaut "Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen"
wird eine neue Ziffer i) mit folgendem Wortlaut eingefügt:
"i) Generalversammlung: fachliche Betreuung des Dialogs
auf hoher Ebene über die Verstärkung der internationalen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu Gunsten der Entwick-
lung durch Partnerschaft und Beiträge dazu, im Einklang mit
den einschlägigen Bestimmungen der Versammlungsresolu-
tion 57/250"; die folgenden Ziffern werden entsprechend um-
nummeriert.

Tabelle 12.10

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe e)
nach der Formulierung "Projekte der technischen Zusammen-
arbeit" die Formulierung ", die Verbesserungen in den Berei-
chen Handel, Wettbewerb, Unternehmensentwicklung und
Investitionen bewirken" angefügt.

Tabelle 12.11

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe b)
die Formulierung "Erhöhte Anzahl sektorübergreifender Tä-
tigkeiten" durch die Formulierung "Erhebliche Zunahme der
Anzahl sektorübergreifender Tätigkeiten" ersetzt.

Tabelle 12.15

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a) ii)
die Formulierung "auf diesem Gebiet" durch die Formulie-
rung "auf dem Gebiet des Aufbaus handelsbezogener Kapazi-
täten" ersetzt.

Ziffer 12.54 a) i)

Am Ende der Ziffer 12.54 a) i) wird nach der Formulie-
rung "im multilateralen Handelssystem (2);" die Formulie-
rung "Beiträge zu dem Bericht über die Durchführung der In-
ternationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung auf
dem Gebiet des Handels;" angefügt.

Anhang

Das unter A/56/6 unter Ziffer 11A.31 d) i) aufgeführte
Produkt "Beratungsdienste für Entwicklungsländer zur Stär-
kung ihrer Kapazität, ausländische Finanzmittel für Portfolio-
Investitionen anzuziehen und für ihre optimale Entwicklungs-
wirkung zu sorgen" sowie das unter A/56/6 unter Zif-
fer 11A.43 a) i) b aufgeführte Produkt "Beiträge zu dem Be-
richt des Generalsekretärs über die Durchführung des Ak-
tionsprogramms von Barbados für die nachhaltige Entwick-
lung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern"
werden beibehalten.

Kapitel 14
Umwelt
Ziffer 14.4

Am Ende des zweiten Satzes wird die Formulierung "so-
wie auf der in Cartagena abgehaltenen siebenten Sonderta-
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gung des Verwaltungsrats des UNEP und auf dem Weltgipfel
für nachhaltige Entwicklung" angefügt.

Tabelle 14.18

Unter Zielerreichungsindikatoren soll Buchstabe d) wie
folgt lauten: "d) Verstärkte Zusammenarbeit mit UNCTAD,
WTO und den Sekretariaten der multilateralen Umweltüber-
einkünfte, um die gegenseitige Unterstützung der Handels-
und der Umweltpolitik zu fördern".

Unter Zielerreichungsindikatoren soll Buchstabe e) i) wie
folgt lauten: "i) Gestiegene Anzahl der Firmen, die sich an die
einschlägigen Bestimmungen des Weltgipfels für nachhaltige
Entwicklung in Bezug auf die Unternehmensverantwortung
und den Globalen Pakt halten".

Ziffer 14.47 b) ii)

Die Formulierung "Berichte über Erhebungen und Studien
betreffend geeignete grundsatzpolitische Maßnahmen, Ver-
fahrensweisen und Indikatoren zur Verbesserung der Produk-
te und Dienstleistungen aus der Sicht ihres Lebenszyklus"
wird durch die Formulierung "Berichte über Erhebungen und
Studien betreffend geeignete Verfahrensweisen zur Verbesse-
rung der Produkte und Dienstleistungen aus der Sicht ihres
Lebenszyklus" ersetzt.

Die Formulierung "technische Dokumente (einschließlich
Leitlinien, Fallstudien und Schulungsmaterial) über grund-
satzpolitische Maßnahmen und Verfahrensweisen im Zusam-
menhang mit dem Lebenszyklus-Management von Produk-
tionsprozessen, Produkten und Dienstleistungen" wird durch
die Formulierung "technische Dokumente (einschließlich
Leitlinien, Fallstudien und Schulungsmaterial) über Verfah-
rensweisen im Zusammenhang mit dem Lebenszyklus-Ma-
nagement von Produktionsprozessen, Produkten und Dienst-
leistungen" ersetzt.

Ziffer 14.47 c) i)

Nach der Formulierung "Bereitstellung gezielter techni-
scher Beratung für Finanzinstitutionen zur Beeinflussung von
Investitionsentscheidungen zu Gunsten von Energieeffizienz
und erneuerbarer Energie" wird die Formulierung "sowie mo-
derner Technologie für fossile Brennstoffe" angefügt.

Tabelle 14.26

Unter den "Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlung"
wird der Absatz mit dem Wortlaut 

"Es wird erwartet, dass das UNEP nach der Anwendung ei-
nes vorläufigen Beitragsschlüssels während einer Pilotpha-
se im Jahr 2003 die gewonnen Erfahrungen analysieren und
für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 einen neuen Bei-
tragsschlüssel entwickeln wird, mit der Bitte an alle Mit-
gliedstaaten, angemessene und berechenbare Beiträge zu
entrichten"

durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ersetzt:

"Der Verwaltungsrat/das Globale Ministerforum Umwelt
des UNEP wird im Jahr 2004 die Wirksamkeit des Systems
überprüfen und gegebenenfalls einen Beschluss fassen".

Kapitel 15
Menschliche Siedlungen

Tabelle 15.10

Unter Erwartete Ergebnisse wird Buchstabe i) durch fol-
genden Wortlaut ersetzt: "i) Erhöhtes Bewusstsein und erhöh-
te Aufgeschlossenheit für das Leid der städtischen Armen,
und verstärkte Zusammenarbeit und Partnerschaft bei Initiati-
ven zur Slumsanierung in Übereinstimmung mit dem Millen-
niums-Entwicklungsziel 'Städte ohne Elendsviertel'".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe i)
nach dem Wort "Länder" die Formulierung "und anderer Part-
ner der Habitat-Agenda" eingefügt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe j) die For-
mulierung "erneuerbarer Energien und" gestrichen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Buchstabe j) durch
folgenden Wortlaut ersetzt: "j) Anzahl der Länder, die mit
dem VN-Habitat zusammenarbeiten, um den Zugang zu einer
diversifizierten und effizienten Energieversorgung sowie zum
öffentlichen Personenverkehr und zu nicht-motorisierten Ar-
ten der Fortbewegung zu fördern".

Kapitel 16
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege

Tabelle 16.7

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe e)
das Wort "Zahl" durch das Wort "Prozentsatz" ersetzt, und die
Leistungsmaßstäbe werden entsprechend angepasst.

Kapitel 17
Internationale Drogenkontrolle

Tabelle 17.7

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer ii) nach
dem Wort "Vollständige" die Formulierung "und effiziente"
eingefügt.

Tabelle 17.10

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe c)
die Formulierung "Rechtzeitiger Eingang von" durch die For-
mulierung "Verfügbarkeit von" ersetzt.

Tabelle 17.12

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe c) i)
bei den Leistungsmaßstäben (Zielvorgabe 2004-2005) die
Formulierung "eine durchschnittliche Bewertung von 'vollauf
zufriedenstellend'" durch die Formulierung "eine 75-prozenti-
ge Bewertung von 'vollauf zufriedenstellend'" ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Buchstabe c) ii)
gestrichen, und in Buchstabe c) i) wird das "i)" gestrichen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in den Buch-
staben f) und h) bei den Leistungsmaßstäben (Zielvorgabe
2004-2005) die Formulierung "Umfrage ergibt eine durch-
schnittliche Bewertung von 'vollauf zufriedenstellend'" durch
die Formulierung "zu 75 Prozent eine Bewertung von 'vollauf
zufriedenstellend'" ersetzt.
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Tabelle 17.13

Unter Erwartete Ergebnisse soll Buchstabe b) wie folgt
lauten: "b) Zunahme der Vertragsbeitritte, auf Antrag der Re-
gierungen".

Unter Zielerreichungsindikatoren soll Buchstabe b) wie
folgt lauten: "b) Anzahl der Mitgliedstaaten, die Unterstüt-
zung des Sekretariats erhalten haben, um Vertragsparteien ei-
nes der drei Verträge über die Drogenbekämpfung zu wer-
den".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe c)
nach dem Wort "Regierungen" die Formulierung ", mit Hilfe
des Sekretariats," eingefügt.

Tabelle 17.15

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in den Buchsta-
ben a), b), c), und d) nach dem Wort "Mitgliedstaaten" die
Formulierung ", mit Hilfe des Sekretariats," eingefügt.

Tabelle 17.17

Ziel 1

Unter Zielerreichungsindikatoren wird der gesamte
Wortlaut von Buchstabe a) durch folgenden Wortlaut ersetzt:
"a) Verstärkte Unterstützung der Mitgliedstaaten durch das
UNDCP bei der Ausarbeitung oder Stärkung nationaler Stra-
tegien zur Verringerung und Beseitigung des unerlaubten
Anbaus, einschließlich umfassender Maßnahmen wie Pro-
gramme für alternative Entwicklung, Rechtsdurchsetzung
und Ausrottung der Anbaukulturen".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in den Buchstaben
b), c), und d) nach dem Wort "Länder" die Formulierung ",
mit Hilfe des Sekretariats," eingefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe e) i)
nach dem Wort "Mitgliedstaaten" die Formulierung ", mit
Hilfe des Sekretariats," eingefügt.

Ziel 2

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
nach dem Wort "Transitstaaten" die Formulierung ", mit Hilfe
des Sekretariats," eingefügt.

Kapitel 18
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika
Ziffer 18A.25

Im zweiten Satz wird nach der Formulierung "Dieses Ziel
wird" die Formulierung "unter Berücksichtigung der neuen
Organisationsstruktur und des neuen Arbeitsprogramms der
Kommission für Nachhaltige Entwicklung in Bezug auf das
regionale Durchführungsforum" eingefügt.

Tabelle 18A.10

Unter Erwartete Ergebnisse erhält Buchstabe a) folgenden
Wortlaut: "a) Verbesserte Kapazität der Mitgliedstaaten, Ent-
wicklungspolitiken und -strategien auszuarbeiten, durchzu-
führen und zu überwachen, die den Bedürfnissen der Armen
Rechnung tragen, unter Berücksichtigung der Ziele der Mill-
enniums-Erklärung und der Prioritäten der Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas".

Tabelle 18A.12

Unter Erwartete Ergebnisse erhält Buchstabe a) folgen-
den Wortlaut: "a) Gestiegenes Bewusstsein der politischen
Entscheidungsträger für die Querverbindungen zwischen den
drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung und die Not-
wendigkeit ihrer Integration".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
die Formulierung "der Anzahl der Zitate aus" durch die For-
mulierung "der Anzahl der Bezugnahmen auf" ersetzt. Bei
den Leistungsmaßstäben wird das Wort "Zitate" durch das
Wort "Bezugnahmen" ersetzt.

Unter Erwartete Ergebnisse erhält Buchstabe c) folgen-
den Wortlaut: "c) Wirksame Einbindung der miteinander ver-
knüpften Themen Ernährungssicherheit, Bevölkerung, Um-
welt und menschliche Siedlungen in die Politik auf dem Ge-
biet der nachhaltigen Entwicklung".

Tabelle 18A.18

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
die Formulierung ", die Schulung von der ECA erhielten"
durch die Formulierung "mit Hilfe der ECA" ersetzt.

Kapitel 19
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im 
Pazifik

Unterprogramm 7

Der Titel erhält folgenden Wortlaut: "Soziale Entwick-
lung, einschließlich seit langem bestehender und neu aufge-
tretener Fragen".

Ziffer 19.7

Die Formulierung "den am wenigsten entwickelten Län-
dern und den Binnenländern sowie anderen Entwicklungslän-
dern" wird durch die Formulierung "den Entwicklungs- und
Transformationsländern, insbesondere den am wenigsten ent-
wickelten Ländern, den Binnenentwicklungsländern und den
kleinen Inselentwicklungsländern" ersetzt.

Ziffer 19.40 c) ii)

Am Anfang und am Ende der Ziffer wird die Formulie-
rung "in den am wenigsten entwickelten Ländern und den
Transformationsländern" durch die Formulierung "insbeson-
dere in den Entwicklungsländern und den Transformations-
ländern, vor allem den am wenigsten entwickelten Ländern,
den Binnenentwicklungsländern und den kleinen Inselent-
wicklungsländern" ersetzt.

Ziffer 19.48 c) ii), iii) und iv)

Nach dem Wort "Energieeffizienz" wird die Formulierung
"moderne Technologie für fossile Brennstoffe" eingefügt.

Tabelle 19.22

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe a) die For-
mulierung "soziale Fragen" durch die Formulierung "die so-
ziale Entwicklung betreffende Fragen" ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren werden Buchstabe a) i)
und in Buchstabe a) ii) die Ziffer "ii)" gestrichen.
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Kapitel 21
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinameri-
ka und der Karibik
Tabelle 21.10

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Zielerrei-
chungsindikatoren d) und e) in Ziffer 17.9 des mittelfristigen
Plans für den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung
als Buchstaben c) und d) hinzugefügt.

Tabelle 21.12

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Zielerrei-
chungsindikatoren in Ziffer 17.13 des mittelfristigen Plans für
den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung als Zif-
fern iii), iv) und v) hinzugefügt.

Tabelle 21.14

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe c) nach der
Formulierung "Verstärkte regionale" das Wort "technische"
eingefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Zielerrei-
chungsindikatoren a) und b) in Ziffer 17.18 des mittelfristigen
Plans für den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung
als Buchstaben c) ii) und c) iii) hinzugefügt.

Tabelle 21.16

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe c)
nach dem Wort "Richtlinien" die Formulierung ", mit Hilfe
der ECLAC," eingefügt.

Ziffer 21.60

Ziffer 21.60 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: "Es
wird damit gerechnet, dass das Unterprogramm seine Ziele
und erwarteten Ergebnisse erreicht, vorausgesetzt, a) die
durchgängige Berücksichtigung einer Gleichstellungsper-
spektive in der Region erhält auch weiterhin die volle Unter-
stützung seitens der Länder der Region; und b) die Mitglied-
staaten unterstützen auch weiterhin die Tätigkeit des Unter-
programms."

Tabelle 21.20

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Zielerrei-
chungsindikatoren a) und c) in Ziffer 17.33 des mittelfristigen
Plans für den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung
als Buchstaben a) iv) und a) v) hinzugefügt. Am Ende beider
Buchstaben wird jeweils die Formulierung "mit Hilfe der
ECLAC oder in Zusammenarbeit mit ihr" angefügt.

Tabelle 21.22

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Zielerreichungsin-
dikator b) in Ziffer 17.37 des mittelfristigen Plans für den
Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung als Buch-
stabe b) ii) hinzugefügt; der bisherige Buchstabe b) wird in
Buchstabe b) i) umbenannt.

Tabelle 21.24

Unter Erwartete Ergebnisse wird das Erwartete Ergebnis
a) in Ziffer 17.41 des mittelfristigen Plans für den Zeitraum
2002-2005 in der revidierten Fassung als Buchstabe e) hinzu-
gefügt; entsprechend wird unter Zielerreichungsindikatoren

der Zielerreichungsindikator a) in Ziffer 17.42 des mittelfri-
stigen Plans als Buchstabe e) hinzugefügt.

Tabelle 21.28

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe a) ii) nach dem Wort "Kodierungssysteme" die
Formulierung "mit Hilfe der ECLAC und/oder in Zusammen-
arbeit mit ihr" angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren werden die Zielerrei-
chungsindikatoren d) und e) in Ziffer 17.50 des mittelfristigen
Plans für den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung
als Buchstaben a) iii) und a) iv) hinzugefügt.

Tabelle 21.30

Unter Erwartete Ergebnisse werden die Erwarteten Ergeb-
nisse a), c) und d) in Ziffer 17.54 des mittelfristigen Plans für
den Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung als
Buchstaben c), d) und e) hinzugefügt; entsprechend werden
unter Zielerreichungsindikatoren die Zielerreichungsindika-
toren a), b) und c) in Ziffer 17.55 des mittelfristigen Plans als
Buchstaben c), d) und e) hinzugefügt.

Tabelle 21.32

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Zielerreichungsin-
dikator b) in Ziffer 17.59 des mittelfristigen Plans für den
Zeitraum 2002-2005 in der revidierten Fassung als Buch-
stabe c) ii) hinzugefügt; Buchstabe c) ii) wird in Buchstabe c)
iii) umbenannt.

Kapitel 23
Reguläres Programm der technischen Zusammenarbeit
Ziffer 23.35

a) i) Beim ersten der genannten Beratenden Dienste
wird die Formulierung "vor allem in den am wenig-
sten entwickelten Ländern, den Binnenentwick-
lungsländern und den kleinen Inselentwicklungslän-
dern sowie den Transformationsländern" durch die
Formulierung "vor allem in den Entwicklungs- und
Transformationsländern, insbesondere den am we-
nigsten entwickelten Ländern, den Binnenentwick-
lungsländern und den kleinen Inselentwicklungslän-
dern" ersetzt;

e) i) in der zehnten Zeile wird nach dem Wort "Ent-
wicklung" die Formulierung "von Energieeffizienz,
moderner Technologie für fossile Brennstoffe und"
eingefügt;

e) ii) die Formulierung "erneuerbare Energien" wird
durch die Formulierung "Umsetzung von Ziffer 20
des Durchführungsplans von Johannesburg in Bezug
auf Energie" ersetzt;

f) i) beim ersten der genannten Beratenden Dienste
wird die Formulierung "vor allem in den am wenig-
sten entwickelten Ländern, den Binnenentwicklungs-
ländern und den kleinen Inselentwicklungsländern
sowie den Transformationsländern" durch die Formu-
lierung "vor allem in den Entwicklungs- und Trans-
formationsländern, insbesondere den am wenigsten
entwickelten Ländern, den Binnenentwicklungslän-
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dern und den kleinen Inselentwicklungsländern" er-
setzt;

g) iii) der Buchstabe wird durch folgenden Wortlaut
ersetzt: "iii) Feldprojekt auf dem Gebiet der sozialen
Entwicklung, einschließlich neu auftretender sozialer
Fragen".

Kapitel 24
Menschenrechte
Ziffer 24.3

Der letzte Satz wird gestrichen.

Ziffer 24.4

Der letzte Satz wird gestrichen.

Ziffer 24.5

Der letzte Satz wird gestrichen.

Ziffer 24.6

Der letzte Satz erhält folgenden Wortlaut: "Während des
Zweijahreszeitraums wird das OHCHR das Ziel einer höheren
Wirksamkeit und eines besseren Managements verfolgen, un-
ter Berücksichtigung der einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüsse sowie der diesbezüglich bereits abgegebenen Emp-
fehlungen."

Ziffer 24.8 a) ii)

Ziffer 24.8 a) ii) erhält folgenden Wortlaut: "ii) In Unter-
programm 1 eine neue P-4-Stelle für die Leitung der For-
schungs- und Analysearbeiten auf dem Gebiet der Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung, einschließlich Strategien
zur Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele".

Ziffer 24.15 e)

Buchstabe e) der Ziffer 24.15 wird gestrichen und die fol-
genden Buchstaben werden entsprechend umbenannt.

Ziffer 24.29

Am Ende der Ziffer wird folgender Satz angefügt: "Kon-
krete diesbezügliche Vorschläge werden der Generalver-
sammlung in Übereinstimmung mit dem Beschluss in Ziffer 4
ihrer Resolution 54/244 vorgelegt."

Tabelle 24.11

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe e)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "e) Verstärkte Anstren-
gungen, die zur Beseitigung von Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
der Intoleranz beitragen", und unter Zielerreichungsindikato-
ren wird ein neuer Buchstabe e) mit folgendem Wortlaut hin-
zugefügt: "Höhere Zahl von Aktivitäten zur Erfüllung der
Mandate".

Ziffer 24.39 c)

Buchstabe c) der Ziffer 24.39 erhält folgenden Wortlaut:
"die Schaffung einer neuen P-4-Stelle zum Ausbau der Kapa-
zitäten auf dem Gebiet der Verwirklichung des Rechts auf
Entwicklung, einschließlich Strategien zur Verwirklichung
der Millenniums-Entwicklungsziele, durch die Leitung der
Forschungs- und Analysearbeiten".

Ziffer 24.58

Der zweite Satz erhält folgenden Wortlaut: "Das OHCHR
richtet Feldpräsenzen ein, entsprechend den im Einklang mit
ihren jeweiligen Mandaten gefassten Beschlüssen der zustän-
digen zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen,
einschließlich der Menschenrechtskommission."

Im fünften Satz wird die Formulierung "Schaffung einer
Kultur der Menschenrechte" durch die Formulierung "Einfüh-
rung von Menschenrechtserziehung und -ausbildung" ersetzt.

Kapitel 25
Schutz und Hilfe für Flüchtlinge
Ziffer 25.4

Im letzten Satz wird die Formulierung "Das Arbeitspro-
gramm wird sich" durch die Formulierung "Die Arbeit im
Rahmen des Unterprogramms für internationalen Schutz wird
sich außerdem" ersetzt.

Tabelle 25.5

Unter Erwartete Ergebnisse wird Buchstabe d) durch fol-
genden Wortlaut ersetzt: "d) Fortschritte in Richtung auf eine
dauerhafte Lösung durch die Ausarbeitung, Erleichterung und
aktive Durchführung von Maßnahmen für eine freiwillige Re-
patriierung in Sicherheit und Würde, gefolgt von der Überwa-
chung der Situation in den Ländern, in die die Flüchtlinge zu-
rückkehren".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe d) die Formulierung "im Rahmen von Maßnahmen
für eine freiwillige Repatriierung" angefügt.

Unter Erwartete Ergebnisse erhält Buchstabe e) den fol-
genden Wortlaut: "e) die Förderung der lokalen Integration
als mögliche dauerhafte Lösung, wo dies durchführbar ist, im
Einklang mit der Strategie des Hohen Kommissars, Entwick-
lung durch lokale Integration herbeizuführen".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe f) ii)
der folgende Wortlaut hinzugefügt: 

"Leistungsmaßstäbe: 

2000-2001: nicht verfügbar

Schätzwert für 2002-2003: noch zu bestimmen

Zielvorgabe für 2004-2005: noch zu bestimmen".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe f) ei-
ne Ziffer iii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: 

"iii) Der Umfang, in dem Instrumente zur Verbesserung
der Überwachung und Beaufsichtigung der Neuansied-
lung beschlossen wurden

"Leistungsmaßstäbe:

2000-2001: nicht verfügbar

Schätzwert für 2002-2003: noch zu bestimmen 

Zielvorgabe für 2004-2005: noch zu bestimmen".

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-
be c) ein Punkt gesetzt und der Wortlaut von Buchstabe g)
zum Wortlaut von Buchstabe c) hinzugefügt.
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Unter Zielerreichungsindikatoren werden Buchstabe g)
und Buchstabe c) zu einem einzigen Buchstaben c) zusam-
mengefasst, der zwei Ziffern mit folgendem Wortlaut enthält:

"c) i) Rückgang der Anzahl der mit sexueller und ge-
schlechtsbezogener Gewalt zusammenhängenden
Vorfälle, die den Krankenstationen in Flüchtlingsla-
gern gemeldet werden"

ii) Anzahl der Pläne des UNHCR für Einsätze in ein-
zelnen Ländern, in denen die fünf vorrangigen Kate-
gorien und Schlüsselsektoren zum Ausdruck kom-
men".

Unter Zielerreichungsindikatoren werden in Buchstabe c)
eine neue Ziffer iii) sowie Leistungsmaßstäbe mit folgendem
Wortlaut hinzugefügt:

"iii) Entwicklung messbarer Indikatoren entspre-
chend den fünf Selbstverpflichtungen des Hohen
Kommissars

Leistungsmaßstäbe:

2000-2001: nicht verfügbar 

Schätzwert für 2002-2003: noch zu bestimmen 

Zielvorgabe für 2004-2005: noch zu bestimmen".

Tabelle 25.6

Unter Zielerreichungsindikatoren erhält Buchstabe b) i)
folgenden Wortlaut: "i) Anzahl der Initiativen, die die Le-
bensqualität der Flüchtlinge und der lokalen Gemeinschaften
in der Umgebung in die nationalen Entwicklungspläne einbe-
ziehen".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe b) ii)
die Formulierung "gemessen an Kernstandards" gestrichen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchsta-
be b) iii) das Wort "Mikrofinanzierungsprojekte" durch die
Formulierung "Projekte zur Förderung der Eigenständigkeit"
ersetzt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe d) das
Wort "schützen" durch das Wort "unterstützen" ersetzt; am
Ende wird die Formulierung ", durch die Entrichtung ausrei-
chender freiwilliger Beiträge durch die internationale Ge-
meinschaft im Geiste der Lastenteilung und der internationa-
len Solidarität" angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe d) ii)
die Formulierung "sowie an der Strategie, Entwicklung durch
lokale Integration herbeizuführen" gestrichen.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe d) ei-
ne neue Ziffer iii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt:
"iii) Erhöhung der von der internationalen Gemeinschaft ent-
richteten freiwilligen Beiträge". Am Ende des Buchstabens
wird der folgende Wortlaut angefügt: "Leistungsmaßstäbe:
noch zu bestimmen".

Kapitel 28
Öffentlichkeitsarbeit
Ziffer 28.3

Die ersten beiden Sätze werden durch folgenden Satz er-
setzt: "Das übergreifende Mandat der Hauptabteilung Presse
und Information findet sich in Resolution 13 (I) der General-
versammlung vom 13. Februar 1946, und ihre vorrangige
Aufgabe besteht darin, durch ihre Kommunikationsarbeit der
Öffentlichkeit sachlich richtige, unparteiliche, umfassende
und zeitgerechte Informationen über die Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten der Vereinten Nationen zur Verfügung zu
stellen, um mit höchster Transparenz die internationale Unter-
stützung für die Tätigkeit der Organisation zu verstärken, un-
ter Achtung der bestehenden Mandate und in Übereinstim-
mung mit Artikel 5.6 der Regeln und Ausführungsbestim-
mungen für die Programmplanung, die Programmaspekte des
Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung und
die Evaluierungsmethoden, ihre Botschaft zielgerichteter zu
gestalten und ihre Anstrengungen besser zu bündeln, sowie
als Teil des Leistungsmanagements ihre Programme an die
Bedürfnisse ihrer jeweiligen Zielgruppen anzupassen, auf der
Grundlage verbesserter Rückmeldungs- und Evaluierungsme-
chanismen, wie in der Resolution 57/130 B der Generalver-
sammlung dargelegt".

Im letzten Satz wird nach der Formulierung "wurde eine
neue Zielsetzung formuliert" die Formulierung ", die vom In-
formationsausschuss begrüßt wurde," eingefügt.

Ziffer 28.4

Der zweite Satz soll wie folgt lauten: "Kernpunkt ihrer
Botschaft, die sich in erster Linie an den Prioritäten des mit-
telfristigen Plans orientiert und die Resolution 55/2 der Gene-
ralversammlung (die Millenniums-Erklärung) berücksichtigt,
werden die Beseitigung der Armut, die Konfliktverhütung,
die nachhaltige Entwicklung, die Menschenrechte, die
HIV/Aids-Epidemie, der Kampf gegen den internationalen
Terrorismus und die Bedürfnisse des afrikanischen Konti-
nents (siehe Resolution 57/130 B) sowie die internationale
Zusammenarbeit, der Technologietransfer und die Transpa-
renz im internationalen Handel sein."

Ziffer 28.11

Am Ende des dritten Satzes wird nach der Formulierung
"in Westeuropa" die Formulierung ", im Einklang mit den Re-
solutionen 57/130 B und 57/300, insbesondere den Ziffern 44
beziehungsweise 15," angefügt.

Tabelle 28.7

Unter Ziel wird am Ende die folgende Formulierung ange-
fügt: "und um diese Wirkung durch jährliche Programmprü-
fungen zu bewerten."

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Beginn des
letzten Absatzes der Buchstabe "d)" eingefügt, und am Ende
des Absatzes wird nach der Formulierung "beste Verfahrens-
weisen" die Formulierung "für die Umsetzung der Ergebnisse
der durch die Hauptabteilung vorgenommenen jährlichen
Prüfungen der Programmauswirkungen" eingefügt.
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Ziffer 28.29

Im ersten Satz wird die Formulierung "und vom General-
sekretär festgelegten" gestrichen.

Im zweiten Satz wird die Formulierung ", unter Heranzie-
hung der Millenniums-Erklärung als Leitlinie" durch die For-
mulierung "des mittelfristigen Plans und der Millenniums-Er-
klärung (Resolution 55/2 der Generalversammlung)" ersetzt.

Ziffer 28.30

Der zweite Satz soll wie folgt lauten: "Unter der Anleitung
des Informationszentrendienstes am Amtssitz werden die In-
formationszentren und Informationsstellen sowie gegebenen-
falls die regionalen Informationszentren der Vereinten Natio-
nen eine maßgebliche Rolle dabei übernehmen, Informatio-
nen über die Arbeit der Organisation unter den Völkern der
Welt zu verbreiten, namentlich in den in der Millenniums-Er-
klärung der Vereinten Nationen genannten Bereichen, wobei
die Informationszentren als "lokale Stimme" der Hauptabtei-
lung Presse und Information fungieren und über lokale Mittler
darauf hinwirken werden, die Öffentlichkeit für die Arbeit der
Vereinten Nationen auf lokaler Ebene zu sensibilisieren und
ihre Unterstützung dafür zu mobilisieren, eingedenk dessen,
dass Informationen in den Lokalsprachen die stärkste Wir-
kung bei der lokalen Bevölkerung erzielen."

Ziffer 28.31

Im ersten Satz wird nach der Formulierung "regionale In-
formationszentren an strategischen Standorten aufgeteilt" die
Formulierung ", im Einklang mit den Resolutionen 57/130 B
und 57/300, insbesondere den Ziffern 44 beziehungswei-
se 15" angefügt.

Ziffer 28.33

Der letzte Satz wird gestrichen.

Tabelle 28.10

Unter Ziel wird nach der Formulierung "zu Vorrangthe-
men" die Formulierung "des mittelfristigen Plans und der
Millenniums-Erklärung (Resolution 55/2 der Generalver-
sammlung)" eingefügt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe a) die For-
mulierung "zu Vorrangthemen" durch die Formulierung "im
Einklang mit den von der Generalversammlung festgelegten
Prioritäten" ersetzt.

Ziffer 28.50

Am Ende des ersten Satzes wird die Formulierung "von
den Mitgliedstaaten" durch die Formulierung "von den zwi-
schenstaatlichen Organen in Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedstaaten" ersetzt.

Tabelle 28.18

Unter Erwartete Ergebnisse und unter Zielerreichungsin-
dikatoren wird vor dem bestehenden Absatz der Buchstabe a)
eingefügt. Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchsta-
be a) die folgende Formulierung hinzugefügt: "; die Anzahl
der Zugriffe auf die Internetseite der Vereinten Nationen, sor-
tiert nach Amtssprachen, und die Anzahl der ausgestrahlten
Hörfunkprogramme, nach Sprachen".

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe b)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Rechtzeitige Vorla-
ge von Foto- und Videomaterial".

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buch-
stabe b) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Zeitraum
nach Abhaltung einer Veranstaltung, innerhalb dessen Foto-
und Videomaterial für Nachrichtenorganisationen und Medi-
en zur Verfügung gestellt wird".

Tabelle 28.22

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende von
Buchstabe a) die Formulierung "; Anzahl der gemeinsamen
Projekte der Dag-Hammarskjöld-Bibliothek und der anderen
Bibliotheken der Vereinten Nationen und/oder der von ihnen
koordinierten Projekte; und Anzahl der Zugriffe auf die Inter-
netseite der Dag-Hammarskjöld-Bibliothek, sortiert nach
Amtssprachen" angefügt.

Ziffer 28.66

Nach der Formulierung "zu Vorrangthemen zu schärfen"
wird der restliche Wortlaut durch folgende Formulierung er-
setzt: ", unter Heranziehung der Prioritäten des mittelfristigen
Plans als Hauptleitlinie und unter Berücksichtigung der Reso-
lution 55/2 der Generalversammlung (der Millenniums-Erklä-
rung)".

Tabelle 28.24

Unter Ziel wird die Formulierung "unter Heranziehung der
Millenniums-Erklärung als Leitlinie" durch die Formulierung
"unter Heranziehung der Prioritäten des mittelfristigen Plans
und unter Berücksichtigung der Resolution 55/2 der General-
versammlung (der Millenniums-Erklärung) " ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird folgende Formu-
lierung hinzugefügt: "; die Anzahl der Leser des UN Chroni-
cle, sortiert nach Amtssprachen; und die Anzahl der im UN
Chronicle erscheinenden Artikel, die in Zeitungen und Zeit-
schriften zitiert werden".

Kapitel 29A
Büro des Untergeneralsekretärs für Management
Tabelle 29A.5

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe c)
das Wort "effiziente" vor der Formulierung "administrative
Unterstützungsdienste" eingefügt.

Tabelle 29A.8

Unter Ziel 1 wird die Formulierung "Reformvision des
Generalsekretärs" durch die Formulierung "Reformen bei den
Vereinten Nationen" ersetzt.

Unter Ziel 1 wird unter Zielerreichungsindikatoren eine
Ziffer ii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "ii) Grad der
von den zwischenstaatlichen Organen bekundeten Zufrieden-
heit" und ein entsprechender Leistungsmaßstab, der wie folgt
lautet: "Regelmäßige Umfragen bei den Mitgliedstaaten"; der
bisherige Absatz in dieser Rubrik erhält die Ziffer "i)".

Tabelle 29A.10

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende des Absatzes
die Formulierung "betreffend Disziplinarangelegenheiten so-
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wie durch Bedienstete eingereichte Beschwerden oder bean-
tragte Berufungsverfahren".

Kapitel 29B
Bereich Programmplanung, Haushalt und Rechnungswe-
sen
Tabelle 29B.5

Unter Ziel wird nach der Formulierung "Verfahren der
Vereinten Nationen" die Formulierung "in der Finanzordnung
und den Finanzvorschriften der Vereinten Nationen und den
Regeln und Ausführungsbestimmungen für die Programmpla-
nung, die Programmaspekte des Haushalts, die Überwachung
der Programmdurchführung und die Evaluierungsmethoden"
eingefügt.

Tabelle 29B.8

Ziel 1

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe b)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "b) Bessere Umsetzung
und Einhaltung der Finanzordnung und der Finanzvorschrif-
ten der Vereinten Nationen und der Regeln und Ausführungs-
bestimmungen für die Programmplanung, die Programmas-
pekte des Haushalts, die Überwachung der Programmdurch-
führung und die Evaluierungsmethoden durch die Hauptabtei-
lungen und Bereiche des Sekretariats", und vor dem bisheri-
gen Absatz wird der Buchstabe "a)" eingefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buchsta-
be b) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "Weniger häufige
Feststellung einer Nichteinhaltung der Finanzordnung und
der Finanzvorschriften der Vereinten Nationen und der Re-
geln und Ausführungsbestimmungen für die Programmpla-
nung, die Programmaspekte des Haushalts, die Überwachung
der Programmdurchführung und die Evaluierungsmethoden
und anderer gebilligter Haushaltsverfahren und Richtlinien
für den ordentlichen Haushalt, die Friedenssicherungshaus-
halte, außerplanmäßige Mittel und die Haushalte der Strafge-
richtshöfe durch die Aufsichtsorgane". Die Buchstaben a)
und b) werden in a) i) und ii) umbenannt.

Ziel 2

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
nach dem Wort "Reisekostenerstattungsanträge" die Formu-
lierung "Anträge im Zusammenhang mit Gehältern, Versiche-
rungen, Rechnungen und Bearbeitung von Erstattungsanträ-
gen" hinzugefügt; und es wird ein Buchstabe c) mit folgen-
dem Wortlaut hinzugefügt: "c) fristgerechte Verfügbarkeit
der Finanzberichte".

Tabelle 29B.10

Unter Ziel 1 wird unter Zielerreichungsindikatoren Buch-
stabe b) in Buchstabe b) i) umbenannt, und es wird ein Buch-
stabe b) ii) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "ii) fristge-
rechte Verfügbarkeit der Haushaltsdokumente".

Unter Ziel 1 wird unter Erwartete Ergebnisse ein Buchsta-
be c) mit folgendem Wortlaut eingefügt: "c) Verbesserte Ein-
haltung des Artikels 5.6 der Regeln und Ausführungsbestim-
mungen für die Programmplanung, die Programmaspekte des
Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung und
die Evaluierungsmethoden"; und unter Zielerreichungsindi-

katoren wird ein Buchstabe c) mit folgendem Wortlaut hinzu-
gefügt: "c) Anzahl der Kapitel des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-2007, aus
denen hervorgeht, dass verschiedene Produkte gestrichen
wurden, weil sie überholt, irrelevant oder von geringem Nut-
zen sind". 

Ziffer 29B.31

In Buchstabe a) ii) wird nach der Formulierung "Maßnah-
men zur Förderung der Entrichtung der Pflichtbeiträge und
damit zusammenhängende Fragen" die Formulierung ", falls
ein Auftrag dafür vorliegt" eingefügt.

Kapitel 29C
Bereich Personalmanagement
Tabelle 29C.9

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende die Formulie-
rung", unter Berücksichtigung des Artikels 101 der Charta"
angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird am Ende der Zif-
fer ii) die Formulierung ", unter Berücksichtigung des Arti-
kels 101 der Charta" angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Ziffer iii), Lei-
stungsmaßstäbe, vor dem Leistungsmaßstab "Anzahl der
nicht vertretenen Mitgliedstaaten" ein Leistungsmaßstab fol-
genden Wortlauts eingefügt: "Grad der Unterrepräsentierung
der Mitgliedstaaten: noch zu bestimmen".

Ziffer 29C.22

In Buchstabe a) ii) wird nach der Formulierung "ausgewo-
gene Vertretung von Männern und Frauen," die Formulierung
", geografische Vertretung," eingefügt.

Am Ende von Buchstabe b) i) e. wird die Formulierung
"und unter Berücksichtigung der Planung für die Ersetzung
von Bediensteten, die in den Ruhestand treten" angefügt.

Kapitel 29D
Bereich Zentrale Unterstützungsdienste
Tabelle 29D.5

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-
be a) die Formulierung ", wodurch die Anwendung der Fi-
nanzordnung und der Finanzvorschriften der Vereinten Natio-
nen und der Regeln und Ausführungsbestimmungen für die
Programmplanung, die Programmaspekte des Haushalts, die
Überwachung der Programmdurchführung und die Evaluie-
rungsmethoden verbessert wird" angefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchsta-
be a) iii) das Wort "Vollständiger" durch die Formulierung
"Wirksamer und effizienter" ersetzt.

Tabelle 29D.12

Das Ziel soll folgenden Wortlaut erhalten: "Sicherstellung
effizienter, wirksamer und diversifizierter Beschaffungsmög-
lichkeiten und qualitativ hochwertiger Beschaffungsdienste
für die Organisation."

Unter Erwartete Ergebnisse wird ein neuer Buchstabe c)
mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: "c) Verbesserung bei
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den Bemühungen um die Diversifizierung der Lieferanten der
Vereinten Nationen", und unter Zielerreichungsindikatoren
wird entsprechend ein Buchstabe c) mit folgendem Wortlaut
hinzugefügt: "c) Anzahl der registrierten neuen Lieferanten".

Kapitel 29E
Verwaltung (Genf)

Kapitel 29F
Verwaltung (Wien)

Kapitel 29G
Verwaltung (Nairobi)
Tabelle 29E.12

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-
be f) die Formulierung "sowie Verbesserungen bei den An-
strengungen zur Diversifizierung der Lieferanten der Verein-
ten Nationen" angefügt.

Ziffer 29F.20
Am Ende der Buchstaben a) und b) wird jeweils die For-

mulierung ", unter Einhaltung des Grundsatzes der geografi-
schen Vertretung und unter Berücksichtigung des Arti-
kels 101 der Charta" angefügt.

Tabelle 29G.12
Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-

be f) die Formulierung "sowie Verbesserungen bei den An-
strengungen zur Diversifizierung der Lieferanten der Verein-
ten Nationen" angefügt.

Tabellen 29E.6 (Ziel), 29E.8 (Ziel 1), 29F.7 (Ziel), 29F.9
(Ziel 1), 29G.6 (Ziel), 29G.8 (Ziel 1)

Am Ende des jeweiligen Ziels wird die Formulierung "mit
dem Ziel höherer Effizienz und Wirksamkeit des Betriebs"
hinzugefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird eine Ziffer ii) mit
folgendem Wortlaut hinzugefügt: "ii) Einsparungen auf
Grund effizienzsteigernder Maßnahmen"; der bisherige Ab-
satz erhält die Ziffer i).

Kapitel 30
Interne Aufsicht
Tabelle 30.8

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
nach dem Wort "Nichteinhaltung" die Formulierung "durch
Programmleiter" eingefügt.

Unter Erwartete Ergebnisse wird in Buchstabe b) nach der
Formulierung "der Organisation" die Formulierung "sowie ei-
ne höhere Effizienz" eingefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe b)
die Formulierung "Prüfungsempfehlungen, die eine formelle
Delegation von Befugnissen erfordern," durch die Formulie-
rung "Prüfungen der Delegation von Befugnissen" ersetzt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird Buchstabe c) zu
Buchstabe c) i); es wird ein neuer Buchstabe c) ii) mit folgen-
dem Wortlaut hinzugefügt: "ii) Höhe der Beitreibung irrtüm-
licher oder nicht genehmigter Ausgaben"; bei dem entspre-
chenden Leistungsmaßstab wird die Formulierung "noch zu
bestimmen" hinzugefügt. 

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe d)
die Formulierung "und Aufträge" gestrichen, und das Komma
zwischen den Worten "Treffen" und "Konsultationen" wird
durch das Wort "und" ersetzt.

Tabelle 30.10

Unter Erwartete Ergebnisse wird am Ende von Buchsta-
be a) die Formulierung "im Einklang mit den Mandaten" an-
gefügt.

Tabelle 30.12

Unter Leistungsindikatoren wird eine neue Ziffer iii) mit
folgendem Wortlaut hinzugefügt:

"iii) Anzahl der gelösten Fälle

Leistungsmaßstäbe:

noch zu bestimmen".

Anhang, Spalte mit dem Titel "Grund für die Einstellung"

In dem Eintrag für Ziffer 28.22 a) ii) b. wird nach dem
Wort "Organisation" die Formulierung ", die im mittelfristi-
gen Plan enthalten sind, und um die Unterstützung für die
Selbstevaluierung durch andere Hauptabteilungen und Berei-
che zu verstärken" eingefügt.

Kapitel 31
Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten
Tabelle 31.9

Unter Zielerreichungsindikatoren wird in Buchstabe a)
die folgende Formulierung hinzugefügt:

"Leistungsmaßstäbe:

2000-2001: noch zu bestimmen

Schätzwert für 2002-2003: noch zu bestimmen

Zielvorgabe für 2004-2005: noch zu bestimmen".

Tabelle 31.24

Unter Ziel 1 wird unter Erwartete Ergebnisse ein neuer
Buchstabe b) mit folgendem Wortlaut eingefügt: "b) Sicher-
stellung einer angemessenen Koordinierung zwischen den
Organisationen der Vereinten Nationen, um die Sicherheit des
Personals zu gewährleisten"; vor dem bisherigen Absatz in
dieser Rubrik wird der Buchstabe "a)" eingefügt.

Unter Zielerreichungsindikatoren wird ein neuer Buch-
stabe b) mit folgendem Wortlaut hinzugefügt:

"b) i) Senkung der Anzahl verhütbarer sicherheitsbe-
zogener Zwischenfälle im Feld

ii) Erhöhung der Zahl der Teilnehmer an den ge-
meinsamen Sicherheitsausbildungskursen, die der
Sicherheitskoordinator der Vereinten Nationen im
Feld veranstaltet

iii) Erfüllung ihrer Pflichten als 'designierte Sicher-
heitsbeauftragte' durch alle residierenden Koordina-
toren/humanitären Koordinatoren";

der bisherige Absatz in dieser Rubrik erhält den Buchsta-
ben "a)".
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Anhang II

Stellenplan für 2004 und 2005

Kategorie 2004 2005

Höherer Dienst und obere Füh-
rungsebenen

Stellvertretender Generalsekretär 1 1

Untergeneralsekretär 27 27

Beigeordneter Generalsekretär 21 21

D-2 84 84

D-1 253 253

P-5 706 706

P-4/3 2.341 2.342

P-2/1 477 477

Zwischensumme 3.910 3.911

Allgemeiner Dienst

Oberste Rangstufe 274 274

Sonstige Rangstufen 2.673 2.673

Zwischensumme 2.947 2.947

Sonstige

Sicherheitsdienst 218 218

Ortskräfte 1.677 1.677

Felddienst 185 185

Handwerkliches und gewerbliches Per-
sonal 181 181

Zwischensumme 2.261 2.261

Gesamt 9.118 9.119
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Anhang III

Neue Stellen, die im Rahmen der Überprüfung des ursprünglichen Vorschlags des Generalsekretärs
bewilligt wurden

Kapitel 1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

Büro der Ombudsperson 1 D-1

Büro des Generaldirektors, Büro der Vereinten Nationen 
in Nairobi

1 P-5

Kapitel 3. Politische Angelegenheiten

Büro des Sonderkoordinators der Vereinten Nationen für 
den Nahost-Friedensprozess 1 P-3, 1 Sicherheitsdienst

Kapitel 4. Abrüstung

Massenvernichtungswaffen 1 P-5

Regionale Abrüstung 1 D-1

Kapitel 8. Rechtsangelegenheiten

Stufenweise Harmonisierung und Vereinheitlichung des
internationalen Handelsrechts 1 D-2, 1 P-5, 1 P-2 

Kapitel 9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten

Gesamtleitung und Management 1 Beigeordneter Generalsekretär, 1 P -5

Unterstützung und Koordinierung des Wirtschafts- und
Sozialrats 1 P-5

Bevölkerung 1 P-5, 1 P-3

Entwicklungsfinanzierung 1 P-5, 1 P-4, 1 P-3

Sekretariat des Ständigen Forums für indigene Fragen 1 P-3, 1 P-2

Kapitel 10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungs-
länder und kleine Inselentwicklungsländer 1 D-1

Kapitel 12. Handel und Entwicklung

Investitionen, Unternehmensentwicklung und Technologie 1 P-4

Programmunterstützung 1 D-2

Kapitel 14. Umwelt

Gesamtleitung und Management 1 P-5

Kapitel 15. Menschliche Siedlungen

Wohnraum und nachhaltige Siedlungsentwicklung 1 P-4

Überwachung der Habitat-Agenda 1 P-5

Kapitel 16. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 1 P-4

Kapitel 19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im
Pazifik

Armut und Entwicklung 1 P-2

Statistik 1 P-2

Umwelt und nachhaltige Entwicklung 1 P-2

Soziale Entwicklung, einschließlich neu auftretender sozialer
Fragen

1 P-2
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Anlage IV
Umwandlung von Stellen für Zeitpersonal in Planstellen

Kapitel 21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika
und der Karibik

Umwelt und menschliche Siedlungen 1 P-2

Subregionale Tätigkeiten in Mexiko und Zentralamerika 1 P-4

Kapitel 24. Menschenrechte

Recht auf Entwicklung, Forschung und Analyse 1 P-4

Unterstützung der Menschenrechtsorganisationen und 
-organe 1 P-5, 1 P-4

Beratende Dienste, Tatsachenermittlung und Feldtätigkeiten 1 D-1, 1 P-5, 1 P-4

Kapitel 26. Palästinaflüchtlinge 1 D-1, 1 P-5, 1 P-4, 2 P-3

Kapitel 27. Humanitäre Hilfe

Komplexe Notfälle 1 P-4, 1 P-3

Katastrophenhilfe 1 P-3

Kapitel 29. Management und zentrale Unterstützungsdienste

Managementdienste (Nairobi) 1 Allgemeiner Dienst (Ortskraft)

Programmplanung, Haushalt und Konten (Nairobi) 1 P-4, 5 Allgemeiner Dienst (Ortskräfte)

Personalmanagement (Nairobi) 2 P-4, 1 P-3, 1 P-2, 
5 Allgemeiner Dienst

Gesamt 62

Kapitel 2. Angelegenheiten der Generalversammlung und Konfe-
renzdienste

Dolmetsch-, Sitzungs- und Publikationsdienste (New York) 2 P-5, 3 P-4, 5 P-3

Kapitel 3. Politische Angelegenheiten

Angelegenheiten des Sicherheitsrats 1 P-5, 1 P-3, 1 P-2/1, 
5 Allgemeiner Dienst (Sonstige Rangstufen)

Kapitel 7. Internationaler Gerichtshof

Die Kanzlei 5 P-2/1

Kapitel 10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungs-
länder und kleine Inselentwicklungsländer

1 Untergeneralsekretär, 
1 D-2, 2 P-5, 3 P-4, 1 P-3, 
5 Allgemeiner Dienst (Sonstige Rangstufen)

Kapitel 11. Unterstützung der Vereinten Nationen für die Neue Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas

Mobilisierung internationaler Unterstützung 1 Untergeneralsekretär, 1 D-1, 1 P-4, 2 P-3, 
2 Allgemeiner Dienst (Sonstige Rangstufen)

Kapitel 24. Menschenrechte

Beratende Dienste, Tatsachenermittlung und Feldtätigkeiten 1 P-5, 1 P-4, 3 P-3

Kapitel 29C. Personalmanagement

Bereich Operative Dienste 1 P-3, 1 P-2, 
2 Allgemeiner Dienst (Sonstige Rangstufen) 

Gesamt 52
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RESOLUTIONEN 58/271 A bis C

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/58/573, Ziffer 79)107.

58/271. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2004-2005

A
MITTELBEWILLIGUNGEN FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2004-2005

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2004-2005 den folgenden Beschluss:

1. Mittelbewilligungen in einer Gesamthöhe von 3.160.860.300 US-Dollar werden hiermit
für die folgenden Zwecke gebilligt:

107 Die in dem Bericht empfohlenen Resolutionsentwürfe wurden von dem Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

Kapitel
(in tausend

 US-Dollar)

Einzelplan I.  Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung 58.504,4

2. Angelegenheiten der Generalversammlung und Konferenzdienste 535.380,5

Zwischensumme 593.884,9

Einzelplan II.  Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 239.595,4

4. Abrüstung 18.048,2

5. Friedenssicherungseinsätze 86.124,2

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 5.484,4

Zwischensumme 349.252,2

Einzelplan III.  Internationale Rechtspflege und Völkerrecht

7. Internationaler Gerichtshof 31.537,9

8. Rechtsfragen 38.707,5

Zwischensumme 70.245,4

Einzelplan IV.  Internationale Entwicklungszusammenarbeit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 137.739,4

10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungsländer und kleine Inselentwick-
lungsländer

4.231,9

11. Unterstützung der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas durch die Vereinten
Nationen

9.344,0

12. Handel und Entwicklung 106.241,8

13. Internationales Handelszentrum UNCTAD/WTO 23.472,2

14. Umwelt 10.530,1

15. Menschliche Siedlungen 15.536,2

16. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 9.392,8

17. Internationale Drogenkontrolle 20.006,9

Zwischensumme 336.495,3
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Kapitel
(in tausend

 US-Dollar)

Einzelplan V.  Regionale Entwicklungszusammenarbeit

18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 95.617,0

19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im Pazifik 66.644,0

20. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 50.196,8

21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika und in der Karibik 80.804,0

22. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien 52.480,4

23. Reguläres Programm der technischen Zusammenarbeit 42.871,5

Zwischensumme 388.613,7

Einzelplan VI.  Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten

24. Menschenrechte 56.794,5

25. Schutz und Hilfe für Flüchtlinge 56.731,9

26. Palästinaflüchtlinge 33.851,8

27. Humanitäre Hilfe 23.292,3

Zwischensumme 170.670,5

Einzelplan VII.  Öffentlichkeitsarbeit

28. Öffentlichkeitsarbeit 155.869,9

Zwischensumme 155.869,9

Einzelplan VIII.  Gemeinsame Unterstützungsdienste

29. Management und zentrale Unterstützungsdienste 516.168,9

Zwischensumme 516.168,9

Einzelplan IX.  Interne Aufsicht

30. Interne Aufsicht 23.227,2

Zwischensumme 23.227,2

Einzelplan X.  Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und Sonderausgaben

31. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten 22.990,2

32. Sonderausgaben 79.455,1

Zwischensumme 102.445,3

Einzelplan XI.  Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

33. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere Instandhaltungsarbeiten 58.651,3

Zwischensumme 58.651,3

Einzelplan XII.  Personalabgabe

34. Personalabgabe 382.270,7

Zwischensumme 382.270,7

Einzelplan XIII.  Entwicklungskonto

35. Entwicklungskonto 13.065,0

Zwischensumme 13.065,0

Gesamt 3.160.860,3
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2. der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln umzuschichten;

3. die in den verschiedenen Haushaltskapiteln vorgesehenen Nettomittel für extreme Druck-
aufträge werden unter der Leitung des Beirats für Veröffentlichungen der Vereinten Nationen als
ein Gesamtbetrag verwaltet;

4. zusätzlich zu den in Ziffer 1 bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des Zweijahreszeit-
raums 2004-2005 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungsfonds ein Be-
trag von 125.000 Dollar zum Ankauf von Büchern, Zeitschriften, Karten und Bibliotheksausstat-
tungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Bestimmungen des Fonds im Einklang
stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations in Genf bewilligt.

B
EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2004-2005

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2004-2005 den folgenden Beschluss:

1. Es werden geschätzte Einnahmen, die nicht Beiträge der Mitgliedstaaten sind, in einer Ge-
samthöhe von 415.291.800 US-Dollar wie folgt gebilligt:

2. die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

3. in den Mittelbewilligungen für den Haushalt nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zu La-
sten der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, des Verkaufs statistischer
Produkte, der Kantinenbetriebe und damit zusammenhängenden Dienste, des Garagenbetriebs, der
Fernsehdienste und des Verkaufs von Publikationen gehen, werden mit den bei diesen Tätigkeiten
erzielten Einnahmen verrechnet.

C

FINANZIERUNG DER MITTELBEWILLIGUNGEN 
FÜR DAS JAHR 2004

Die Generalversammlung

trifft hiermit für das Jahr 2004 den folgenden Beschluss:

1. Die Mittelbewilligungen, die sich zusammensetzen
aus einem Betrag von 1.580.430.150 US-Dollar, das heißt der
Hälfte der von der Generalversammlung in Ziffer 1 der Reso-
lution A für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 bewilligten
Mittel in Höhe von 3.160.860.300 Dollar, und einem Betrag
von 76.909.100 Dollar, das heißt der von der Versammlung in
ihren Resolutionen 57/311 vom 18. Juni 2003 und 58/267 A
vom 23. Dezember 2003 gebilligten Erhöhung der revidierten
Mittelbewilligungen für den Zweijahreszeitraum 2002-2003,

werden gemäß den Artikeln 3.1 und 3.2 der Finanzordnung
der Vereinten Nationen108 wie folgt finanziert:

a) 8.007.450 Dollar, und zwar 14.400.050 Dollar, ent-
sprechend dem Nettobetrag der Hälfte der mit Resolution B
für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 gebilligten geschätz-
ten Einnahmen, die nicht aus der Personalabgabe stammen,
abzüglich 6.392.600 Dollar, entsprechend der Verminderung
der Einnahmen, die nicht aus der Personalabgabe stammen,
für den Zweijahreszeitraum 2002-2003;

b) 1.649.331.800 Dollar, entsprechend den veranlagten
Beiträgen der Mitgliedstaaten nach ihrer Resolution 58/1 B
vom 23. Dezember 2003;

Einnahmenkapitel
(in tausend
US-Dollar)

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 386.491,7

2. Allgemeine Einnahmen 24.043,2

3. Dienste für die Öffentlichkeit 4.756,9

Gesamt 415.291,8

108 ST/SGB/2003/7.
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2. Gemäß Resolution 973 (X) der Generalversamm-
lung vom 15. Dezember 1955 ist auf die Beiträge der Mit-
gliedstaaten deren jeweiliger Anteil an den Guthaben im Steu-
erausgleichsfonds anzurechnen, und zwar ein Gesamtbetrag
von 213.298.950 Dollar, der sich wie folgt zusammensetzt:

a) 193.245.850 Dollar, entsprechend der Hälfte der mit
Resolution B gebilligten geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe für den Zweijahreszeitraum 2004-2005;

b) 20.053.100 Dollar, entsprechend der von der Ver-
sammlung in ihrer Resolution 58/267 B vom 23. Dezember
2003 für den Zweijahreszeitraum 2002-2003 gebilligten Er-
höhung der Einnahmen aus der Personalabgabe.

RESOLUTION 58/272

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/573, Ziffer 79)109.

58/272. Besondere Themen im Zusammenhang mit dem
Entwurf des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2004-2005

Die Generalversammlung,

I
Strategie für Informations- und 
Kommunikationstechnologien

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/304 vom 15. April
2003,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs mit
dem Titel "Strategie für Informations- und Kommunikations-
technologien: Durchführung der Resolution 57/304 der Gene-
ralversammlung vom 15. April 2003"110,

sowie nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen
Inspektionsgruppe mit dem Titel "Informationsmanagement
bei den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen:
Management-Informationssysteme"111, der diesbezüglichen
Anmerkungen des Generalsekretärs beziehungsweise des Ko-
ordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen112 und des entsprechenden Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen113,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs110 und begrüßt die Schritte, die derzeit unternommen wer-
den, um allen in ihrer Resolution 57/304 enthaltenen Ersu-
chen nachzukommen;

2. erklärt erneut, dass es notwendig ist, möglichst
quantitative Angaben über den Ertrag der Investitionen in die
geplanten und vorgeschlagenen Großprojekte zu machen;

3. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Gemeinsamen
Inspektionsgruppe111, den diesbezüglichen Anmerkungen des
Generalsekretärs beziehungsweise des Koordinierungsrats
der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen112 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen113;

II

Umfassende Überprüfung der Stellenstruktur des 
Sekretariats der Vereinten Nationen

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/253 vom 24. De-
zember 2001 und ihren Beschluss 57/574 vom 20. Dezember
2002,

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über die umfassende Überprüfung der Stellenstruktur des Se-
kretariats der Vereinten Nationen114 und dem entsprechenden
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen115;

III

Antrag auf eine Subvention für das Institut 
der Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung

nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs
über den Antrag auf eine Subvention für das Institut der Ver-
einten Nationen für Abrüstungsforschung auf Grund der
Empfehlungen des Kuratoriums des Instituts zum Arbeitspro-
gramm des Instituts für 2004116 sowie des entsprechenden Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen117,

1. billigt den Antrag auf eine Subvention durch die Ge-
neralversammlung in Höhe von 227.600 US-Dollar aus dem
gebilligten ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen für
das Institut der Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung
für das Jahr 2004, mit der Maßgabe, dass keine zusätzlichen
Mittelbewilligungen in Kapitel 4 (Abrüstung) des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005118 er-
forderlich werden;

2. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf dem Hauptteil ihrer neunundfünfzigsten Tagung über
die weiter bestehende Notwendigkeit einer Subvention für das
Institut Bericht zu erstatten, unter Berücksichtigung früherer
Berichte und aller einschlägigen Beschlüsse zur Frage der
Subventionen;

109 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
110 A/58/377.
111 Siehe A/58/82.
112 Siehe A/58/82/Add.1.
113 Siehe A/58/389.

114 A/58/398.
115 Siehe A/58/7/Add.5. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A.
116 A/C.5/58/3.
117 A/58/7/Add.4. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
118 A/58/6 (Kapitel 4). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles
Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beila-
ge 6.
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IV
Verbesserung und Modernisierung der Konferenzeinrich-

tungen im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi zur
Ausstattung mit einer angemessenen Kapazität für
große Tagungen und Konferenzen
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/222 vom 23. De-

zember 2000, 56/242 vom 24. Dezember 2001 und 57/283 B
vom 15. April 2003,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Verbesserung und Modernisierung der Konferenzeinrich-
tungen im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi zur Aus-
stattung mit einer angemessenen Kapazität für große Tagun-
gen und Konferenzen119, und des entsprechenden Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen120,

1. genehmigt die Modernisierung der bestehenden
Konferenzeinrichtungen im Büro der Vereinten Nationen in
Nairobi;

2. beschließt, unter Kapitel 33 (Bau-, Umbau- und Ver-
besserungsarbeiten sowie größere Instandhaltungsarbeiten)
des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2004-2005121 die zur Finanzierung der Moderni-
sierung der bestehenden Konferenzeinrichtungen im Büro der
Vereinten Nationen in Nairobi erforderlichen Mittel in Höhe
von 1.032.000 US-Dollar zu veranschlagen, die zu Lasten des
außerordentlichen Reservefonds zu verbuchen sind;

3. beschließt außerdem, die Verwendung eines Betrags
von 1.020.000 Dollar für die Modernisierung der bestehenden
Konferenzeinrichtungen im Büro der Vereinten Nationen in
Nairobi zu genehmigen, der im Rahmen des verfügbaren Sal-
dos des Kontos für laufende Bauvorhaben zu finanzieren ist;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung über die Erfahrungen beim Betrieb der modernisierten
Konferenzeinrichtungen des Büros der Vereinten Nationen in
Nairobi während des Zweijahreszeitraums 2006-2007 Bericht
zu erstatten;

V
Besondere politische Missionen: Haushaltsvoranschläge

für Angelegenheiten, mit denen der Sicherheitsrat be-
fasst ist
nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über

die Haushaltsvoranschläge für besondere politische Missio-
nen, Gute-Dienste-Missionen und andere von der Generalver-
sammlung und/oder dem Sicherheitsrat genehmigte politische
Initiativen122 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen123,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über Haushaltsvoranschläge für besondere politische
Missionen, Gute-Dienste-Missionen und andere von der Ge-
neralversammlung und/oder dem Sicherheitsrat genehmigte
politische Initiativen122;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den im Bericht des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen123 enthaltenen Bemerkun-
gen und Empfehlungen an;

3. beschließt, sich der Bemerkung in Ziffer 26 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses nicht anzuschließen;

4. ersucht den Generalsekretär, die Synergien und
Komplementaritäten zwischen verschiedenen Missionen und
anderen zuständigen Stellen der Vereinten Nationen weiter zu
untersuchen, um Effizienz und einen optimalen Ressourcen-
einsatz zu gewährleisten, und im Kontext künftiger Haus-
haltsvoranschläge für besondere politische Missionen darüber
Bericht zu erstatten; 

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Behand-
lung größerer Missionen zu erweitern, mit dem Ziel, ähnlich
umfassende Informationen bereitzustellen wie in den Haus-
haltsvoranschlägen für Friedenssicherungseinsätze, und dabei
die einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung zu
berücksichtigen;

6. genehmigt die Verbuchung von 133.119.500 US-
Dollar für die in Tabelle 1 Abschnitt II des Berichts des Ge-
neralsekretärs122 aufgeführten 17 besonderen politischen Mis-
sionen, die aus vom Sicherheitsrat gefassten oder zu fassen-
den Beschlüssen resultieren, zu Lasten der unter Kapitel 3
(Politische Angelegenheiten) des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005124 ver-
anschlagten Mittel für besondere politische Missionen in Hö-
he von 169.431.700 Dollar;

7. genehmigt außerdem, auf Grund der Verabschie-
dung der Resolution 58/275 vom 23. Dezember 2003, die
Verbuchung eines weiteren Betrags von 2.172.400 Dollar für
den Zeitraum vom 1. Januar bis 4. Februar 2004 für die Mis-
sion der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire zu Lasten der un-
ter Kapitel 3 (Politische Angelegenheiten) des Entwurfs des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 veranschlagten Mittel für besondere politische Missio-
nen in Höhe von 169.431.700 Dollar;

8. genehmigt ferner die Verbuchung von
7.185.000 Dollar für die in Tabelle 1 Abschnitt I des Berichts
des Generalsekretärs122 aufgeführten drei besonderen politi-
schen Missionen, die aus von der Generalversammlung ge-
fassten oder zu fassenden Beschlüssen resultieren, zu Lasten
der unter Kapitel 3 (Politische Angelegenheiten) des Entwurfs
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 veranschlagten Mittel für besondere politische
Missionen in Höhe von 169.431.700 Dollar;

119 A/58/530.
120 A/58/7/Add.6. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
121 A/58/6 (Kapitel 33). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 6.
122 A/C.5/58/20.
123 A/58/7/Add.18. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.

124 A/58/6 (Kapitel 3). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles
Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beila-
ge 6.
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VI
Gemeinsame Inspektionsgruppe

1. billigt für die Gemeinsame Inspektionsgruppe für
2004 einen Bruttohaushalt in Höhe von 4.900.800 US-Dol-
lar125;

2. beschließt, im Kontext des ersten Berichts über den
Vollzug des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2004-2005 über den Bruttohaushalt für die Gemeinsame
Inspektionsgruppe für 2005 zu entscheiden;

VII
Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst

billigt für die Kommission für den internationalen öffent-
lichen Dienst für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 einen
Bruttohaushalt in Höhe von 14.724.100 US-Dollar125;

VIII
Büro des Sicherheitskoordinators der Vereinten Nationen

billigt für das Büro des Sicherheitskoordinators der Ver-
einten Nationen für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 einen
Bruttohaushalt in Höhe von 86.375.800 US-Dollar125;

IX
Revidierte Ansätze auf Grund der vom Wirtschafts- und

Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2003 verabschiede-
ten Resolutionen und Beschlüsse
1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-

tärs über die revidierten Ansätze auf Grund der vom Wirt-
schafts- und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung und seiner
wiederaufgenommenen Arbeitstagung 2003 verabschiedeten
Resolutionen und Beschlüsse126 und dem entsprechenden Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen127;

2. stellt fest, dass die zusätzlichen Mittel für die Tagung
des Sachverständigenausschusses für öffentliche Verwaltung
in Höhe von 58.300 US-Dollar nicht länger erforderlich sind;

3. bittet den Wirtschafts- und Sozialrat, seinen Be-
schluss 2003/264 vom 23. Juli 2003 betreffend die Gestaltung
des Sozialforums zu überprüfen, bittet den Rat in diesem Zu-
sammenhang, das Sozialforum unmittelbar vor den Tagungen
der Unterkommission für die Förderung und den Schutz der
Menschenrechte abzuhalten, und beschließt, dass der entspre-
chende Mittelbedarf in Höhe von 12.800 Dollar zu Lasten des
außerordentlichen Reservefonds zu verbuchen ist;

4. bittet den Wirtschafts- und Sozialrat außerdem, sei-
nen Beschluss 2003/269 vom 23. Juli 2003 auf die Möglich-
keit hin zu überprüfen, dass in Verbindung mit seiner sechzig-

sten Tagung keine zusätzlichen Sitzungen der Menschen-
rechtskommission notwendig sind, ersucht den Generalsekre-
tär, die auf Grund des überprüften Ratsbeschlusses 2003/269
erforderlichen Konferenzdienste bereitzustellen und der Ge-
neralversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung im
Rahmen seines ersten Berichts über den Vollzug des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
über die damit zusammenhängenden Ausgaben Bericht zu er-
statten, und beschließt für den Fall, dass die Bereitstellung
dieser Dienste zusätzliche Mittel erfordert, einen Betrag von
193.800 Dollar im außerordentlichen Reservefonds zu veran-
schlagen;

X

Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pensionsfonds der 
Vereinten Nationen

nach Behandlung des Berichts des Ständigen Ausschusses
des Gemeinsamen Rates für das Pensionswesen der Vereinten
Nationen über die Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pen-
sionsfonds der Vereinten Nationen128, des Berichts des Gene-
ralsekretärs über die administrativen und finanziellen Auswir-
kungen des Berichts des Ständigen Ausschusses des Gemein-
samen Rates für das Pensionswesen der Vereinten Nationen129

und der entsprechenden Berichte des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen130,

1. schließt sich den Empfehlungen in den Berichten des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen über die Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pensions-
fonds der Vereinten Nationen131 und über die administrativen
und finanziellen Auswirkungen des Berichts des Ständigen
Ausschusses des Gemeinsamen Rates für das Pensionswesen
der Vereinten Nationen132 an;

2. genehmigt für die Verwaltung des Fonds Ausgaben
von insgesamt 80.770.800 US-Dollar netto für den Zweijah-
reszeitraum 2004-2005, die direkt zu Lasten des Fonds zu ver-
buchen sind, während die anfängliche Mittelbewilligung in
Höhe von 74.384.900 Dollar netto für den Zweijahreszeit-
raum 2002-2003 unverändert bleibt;

3. genehmigt außerdem eine Aufstockung der in Kapi-
tel 1 (Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung)
des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2004-2005133 vorgesehenen Mittel um den Betrag
von 1.504.500 Dollar für den Anteil der Vereinten Nationen

125 Siehe A/58/6 (Kapitel 31) (der endgültige Wortlaut findet sich in:
Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-

gung, Beilage 6), A/58/528 und A/58/7/Add.11 (der endgültige Wortlaut
findet sich in: Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtund-
fünfzigste Tagung, Beilage 7A).
126 A/C.5/58/10.
127 A/58/7/Add.8. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.

128 A/58/214 und Corr.1.
129 A/C.5/58/27.
130 A/58/7/Add.9 und A/58/7/Add.19. Der endgültige Wortlaut findet sich
in: Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 7A.
131 A/58/7/Add.9. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
132 A/58/7/Add.19. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
133 A/58/6 (Kapitel 1). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung,
Beilage 6.
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an den Verwaltungskosten des zentralen Sekretariats des
Fonds;

4. ermächtigt den Gemeinsamen Rat für das Pensions-
wesen der Vereinten Nationen, zu den freiwilligen Beiträgen
zum Härtefonds für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 bis zu
200.000 Dollar zuzuschießen;

XI

Besondere politische Missionen

vermerkt, dass von den für besondere politische
Missionen veranschlagten Haushaltsmitteln in Höhe von
169.431.700 US-Dollar ein Ausgabenrest von
26.954.800 Dollar verbleibt134;

XII

Entwurf des Programmhaushaltsplans für das 
Internationale Handelszentrum UNCTAD/WTO

nach Behandlung der Programmhaushaltsvorschläge für
das Internationale Handelszentrum UNCTAD/WTO für den
Zweijahreszeitraum 2004-2005135 und des entsprechenden
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen136,

beschließt, die für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
vorgeschlagenen Mittel in Höhe von 23.472.200 US-
Dollar unter Kapitel 13 (Internationales Handelszentrum
UNCTAD/WTO) des Entwurfs des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2004-2005135 zu bewilligen;

XIII

Auswirkungen von Wechselkurs- und 
Inflationsschwankungen

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die revidierten Ansätze auf Grund der Auswirkungen von
Wechselkurs- und Inflationsschwankungen137 und des ent-
sprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen138,

nimmt Kenntnis von den revidierten Ansätzen, die sich aus
der Neukalkulation auf Grund der Auswirkungen von Wech-
selkurs- und Inflationsschwankungen ergeben;

XIV

Finanzielle Existenzfähigkeit des Ausbildungs- und 
Forschungsinstituts der Vereinten Nationen

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
das Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Na-

tionen139 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen140,

1. beschließt, die Schulden des Ausbildungs- und For-
schungsinstituts der Vereinten Nationen in Höhe von 321.184
US-Dollar für Miet- und Unterhaltskosten zu streichen;

2. ersucht den Generalsekretär, das Kuratorium des
Ausbildungs- und Forschungsinstituts der Vereinten Nationen
zu bitten, die Finanzstruktur des Instituts zu rationalisieren, so
auch durch die mögliche Anwendung eines einheitlichen Sat-
zes für die Programmunterstützung auf den Fonds für zweck-
gebundene Zuschüsse, um ihn mit dem von den Vereinten Na-
tionen angewandten Standardsatz in Einklang zu bringen, und
beschließt, diese Frage auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung
wieder aufzugreifen;

XV

Kostenauswirkungen der Bereitstellung berechenbarerer
und angemessenerer Konferenzdienste für die Sitzun-
gen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von
Mitgliedstaaten
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/242 vom 24. De-

zember 2001 und 57/283 B vom 15. April 2003,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Kostenauswirkungen der Bereitstellung berechenbarerer
und angemessenerer Konferenzdienste für die Sitzungen re-
gionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaa-
ten141 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen115,

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Kostenauswirkungen der Bereitstellung berechenba-
rerer und angemessenerer Konferenzdienste für die Sitzungen
regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitglied-
staaten141 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen115 und
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass es keine Auswir-
kungen auf die Haushaltsvoranschläge der Vereinten Natio-
nen gäbe;

XVI
Außerordentlicher Reservefonds

nimmt davon Kenntnis, dass der außerordentliche Reser-
vefonds einen Ausgabenrest von 11.314.500 US-Dollar aus-
weist142;

XVII
Konferenz- und Unterstützungsdienste für den Ausschuss

zur Bekämpfung des Terrorismus bei der Durchfüh-
rung der Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/288 vom 27. Juni

2002 und 57/292 vom 20. Dezember 2002,
134 Siehe A/C.5/58/33.
135 A/58/6 (Kapitel 13) und Add.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in:
Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 6.
136 A/58/7/Add.7. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
137 A/58/528.
138 A/58/7/Add.11. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.

139 A/58/544.
140 A/58/7/Add.10. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
141 A/58/397.
142 Siehe A/C.5/58/34.
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nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Konferenz- und Unterstützungsdienste für den Ausschuss
zur Bekämpfung des Terrorismus bei der Durchführung der
Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats143 und des entspre-
chenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen144,

1. verweist erneut auf Ziffer 2 ihrer Resolution 56/288,
in der sie den Generalsekretär ersuchte, die Bereitstellung von
Konferenz- und Unterstützungsdiensten für den Ausschuss
zur Bekämpfung des Terrorismus zu gewährleisten, ohne an-
dere Konferenzdienste zu beeinträchtigen;

2. beschließt, für die Finanzierung der Sitzungen des
Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus für den Zwei-
jahreszeitraum 2004-2005 im Programmhaushaltsplan einen
Betrag von 8.193.000 US-Dollar wie folgt zu veranschlagen:
7.958.900 Dollar in Kapitel 2 (Angelegenheiten der General-
versammlung und Konferenzdienste)145 und 234.100 Dollar in
Kapitel 29D (Bereich Zentrale Unterstützungsdienste)146;

XVIII

Entwicklungskonto

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
"Durchführung der durch das Entwicklungskonto finanzierten
Projekte: dritter Zwischenbericht"147 und schließt sich den
diesbezüglichen Empfehlungen des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen115 an;

XIX

Zusätzliche Ausgaben infolge von Inflation und Wäh-
rungsschwankungen

1. bekräftigt ihre Resolution 41/213 vom 19. Dezember
1986;

2. stellt fest, dass Inflation und Währungsschwankun-
gen sowohl positive als auch negative Auswirkungen auf den
Haushalt haben können;

3. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über zusätzliche Ausgaben auf Grund von Inflation und
Währungsschwankungen148 und dem entsprechenden Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen115;

4. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit der
Einrichtung eines Reservefonds zur Nutzung von Währungs-
gewinnen zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer
sechzigsten Tagung über den Beratenden Ausschuss darüber
Bericht zu erstatten;

XX

Stellenanteil des Allgemeinen Dienstes und des Höheren 
Dienstes in den Regionalkommissionen

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über den Anteil der Stellen des Allgemeinen Dienstes im Ver-
gleich zu denjenigen des Höheren Dienstes in den Regional-
kommissionen149 und dem entsprechenden Bericht des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen115;

XXI

Fonds der Vereinten Nationen für 
internationale Partnerschaften

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über den Fonds der Vereinten Nationen für internationale
Partnerschaften150;

XXII

Sanierungsgesamtplan

nimmt Kenntnis von dem ersten jährlichen Zwischenbe-
richt des Generalsekretärs über die Durchführung des Sanie-
rungsgesamtplans151, der Mitteilung des Generalsekretärs zur
Übermittlung des Berichts des Amtes für interne Aufsichts-
dienste über den Sanierungsgesamtplan für den Zeitraum von
Januar bis Juli 2003152, der Mitteilung des Generalsekretärs
zur Übermittlung des Zwischenberichts des Rates der Rech-
nungsprüfer über den Sanierungsgesamtplan153 und dem ent-
sprechenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen154;

XXIII

Verwaltung und Management des Amtes des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs

über die Verwaltung und das Management des Amtes des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrech-
te155 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen156;

XXIV

Verwaltungsbezogene und finanzielle Auswirkungen der
Beschlüsse und Empfehlungen in dem Bericht der
Kommission für den internationalen öffentlichen
Dienst für das Jahr 2003
unter Hinweis auf ihre Resolution 58/251 vom 23. De-

zember 2003 mit dem Titel "Gemeinsames System der Ver-

143 A/C.5/58/23.
144 A/58/7/Add.17. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
145 A/58/6 (Kapitel 2). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 6.
146 A/58/6 (Kapitel 29D). Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 6.
147 A/58/404.
148 A/58/400.

149 A/58/403.
150 A/58/173.
151 A/58/599.
152 A/58/342.
153 A/58/321.
154 A/58/7/Add.15. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
155 A/58/569.
156 A/58/7/Add.12. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
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einten Nationen", insbesondere den Abschnitt I.D betreffend
die Gefahrenzulage,

nimmt Kenntnis von der Erklärung des Generalsekretärs157

über die verwaltungsbezogenen und finanziellen Auswirkun-
gen der Beschlüsse und Empfehlungen in dem Bericht der
Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst für
das Jahr 2003158 und dem entsprechenden Bericht des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen159.

RESOLUTION 58/273

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/573, Ziffer 79)160.

58/273. Unvorhergesehene und außerordentliche Ausga-
ben für den Zweijahreszeitraum 2004-2005

Die Generalversammlung

1. ermächtigt den Generalsekretär, mit vorheriger Zu-
stimmung des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen und vorbehaltlich der Finanzordnung und
der Finanzvorschriften der Vereinten Nationen161 sowie der
Bestimmungen von Ziffer 3 dieser Resolution im Zweijahres-
zeitraum 2004-2005 Verpflichtungen zur Deckung unvorher-
gesehener und außerordentlicher Ausgaben einzugehen, die
sich entweder während des Zweijahreszeitraums oder danach
ergeben, wobei die Zustimmung des Beratenden Ausschusses
für folgende Verpflichtungen nicht erforderlich ist:

a) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
8 Millionen US-Dollar pro Jahr im Zweijahreszeitraum 2004-
2005, von denen der Generalsekretär bestätigt, dass sie mit
der Wahrung des Friedens und der Sicherheit im Zusammen-
hang stehen;

b) Verpflichtungen, von denen der Präsident des Inter-
nationalen Gerichtshofs bestätigt, dass sie sich auf folgende
Ausgaben beziehen:

i) die Bestellung von Ad-hoc-Richtern (Artikel 31 des
Statuts des Internationalen Gerichtshofs), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 330.000 Dollar;

ii) die Vorladung von Zeugen und die Ernennung von
Sachverständigen (Artikel 50 des Statuts) sowie die Er-
nennung von Beisitzern (Artikel 30 des Statuts), bis zu ei-
nem Höchstbetrag von insgesamt 50.000 Dollar;

iii) die Belassung von nicht wiedergewählten Richtern
im Amt bis zum Abschluss der Fälle, mit denen sie befasst
sind (Artikel 13 Absatz 3 des Statuts), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 40.000 Dollar;

iv) die Zahlung von Ruhegehältern und Reise- und Um-
zugskosten an in den Ruhestand tretende Richter sowie
von Reise- und Umzugskosten und Einrichtungsbeihilfen
an die Mitglieder des Gerichtshofs (Artikel 32 Absatz 7
des Statuts), bis zu einem Höchstbetrag von insgesamt
410.000 Dollar;

v) die Tätigkeit des Gerichtshofs oder seiner Kammern
außerhalb von Den Haag (Artikel 22 des Statuts), bis zu
einem Höchstbetrag von insgesamt 25.000 Dollar;

c) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
500.000 Dollar im Zweijahreszeitraum 2004-2005, von denen
der Generalsekretär bestätigt, dass sie für organisationsüber-
greifende Sicherheitsmaßnahmen gemäß Abschnitt IV der
Resolution 36/235 der Generalversammlung vom 18. Dezem-
ber 1981 erforderlich sind;

2. trifft hiermit den Beschluss, dass der Generalsekretär
dem Beratenden Ausschuss sowie der Generalversammlung
auf ihrer neunundfünfzigsten und sechzigsten Tagung über al-
le nach den Bestimmungen dieser Resolution eingegangenen
Verpflichtungen und die damit zusammenhängenden Um-
stände Bericht zu erstatten und der Versammlung in Bezug
auf diese Verpflichtungen ergänzende Voranschläge vorzule-
gen hat;

3. beschließt für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
für den Fall, dass der Generalsekretär auf Grund eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats Verpflichtungen im Zusammen-
hang mit der Wahrung des Friedens und der Sicherheit in Hö-
he von mehr als 10 Millionen Dollar eingehen muss, dass die-
se Angelegenheit der Generalversammlung vorzulegen ist be-
ziehungsweise dass der Generalsekretär, falls die Versamm-
lung ihre Tagung unterbrochen hat oder nicht tagt, eine wie-
deraufgenommene Tagung oder eine Sondertagung der Ver-
sammlung zur Behandlung der Angelegenheit einzuberufen
hat.

RESOLUTION 58/274

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/573, Ziffer 79)162.

58/274. Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum
2004-2005

Die Generalversammlung

trifft folgenden Beschluss:

1. Der Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 wird auf den Betrag von 100 Millionen US-Dollar
festgesetzt;

2. die Mitgliedstaaten leisten Vorauszahlungen an den
Betriebsmittelfonds entsprechend dem von der Generalver-
sammlung verabschiedeten Schlüssel für die Beiträge der
Mitgliedstaaten zum Haushalt 2004;

157 A/58/378.
158 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 30 (A/58/30).
159 A/58/7/Add.2. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Pro-
tokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 7A.
160 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
161 ST/SGB/2003/7.

162 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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3. auf diese Vorauszahlungen sind anzurechnen:

a) die Guthaben der Mitgliedstaaten, in Höhe des berei-
nigten Betrags von 1.025.092 Dollar, auf Grund der in den
Jahren 1959 und 1960 vorgenommenen Übertragungen von
dem Überschusskonto an den Betriebsmittelfonds;

b) die von den Mitgliedstaaten gemäß Resolution
56/257 der Generalversammlung vom 24. Dezember 2001
vorgenommenen Barvorauszahlungen an den Betriebsmittel-
fonds für den Zweijahreszeitraum 2004-2005;

4. sollte die Summe der Guthaben und der Vorauszah-
lungen eines Mitgliedstaats an den Betriebsmittelfonds für
den Zweijahreszeitraum 2002-2003 die Höhe der von dem
Mitgliedstaat nach Ziffer 2 zu leistenden Vorauszahlung
übersteigen, wird der Mehrbetrag auf die von dem Mitglied-
staat für den Zweijahreszeitraum 2004-2005 zu entrichtenden
Beiträge angerechnet;

5. der Generalsekretär wird ermächtigt, folgende Be-
träge aus dem Betriebsmittelfonds vorzufinanzieren:

a) die Beträge, die erforderlich sind, um bis zum Ein-
gang der Beiträge die Mittelbewilligungen zu finanzieren;
diese Vorschüsse sind zurückzuerstatten, sobald Einnahmen
aus Beiträgen dafür verfügbar werden;

b) die Beträge, die zur Finanzierung von Verpflichtun-
gen erforderlich sind, die auf Grund der Resolutionen der Ge-
neralversammlung, insbesondere Resolution 58/273 vom
23. Dezember 2003 über unvorhergesehene und außerordent-
liche Ausgaben, ordnungsgemäß genehmigt sind; der Gene-
ralsekretär stellt die für die Rückerstattung an den Betriebs-
mittelfonds erforderlichen Mittel in den Haushaltsvoran-
schlag ein;

c) die erforderlichen Beträge für die Weiterführung des
revolvierenden Fonds zur Finanzierung verschiedener sich
selbst liquidierender Anschaffungen und Aktivitäten, soweit
sie zusammen mit den für denselben Zweck noch ausstehen-
den Nettobeträgen 200.000 Dollar nicht übersteigen; mit vor-
heriger Zustimmung des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen können Vorschüsse über den Ge-
samtbetrag von 200.000 Dollar hinaus geleistet werden;

d) mit vorheriger Zustimmung des Beratenden Aus-
schusses die Beträge, die für die Vorausbezahlung von Versi-
cherungsprämien erforderlich sind, wenn sich die Versiche-
rungsperiode über den Zweijahreszeitraum hinaus erstreckt,
in dem die Zahlung vorgenommen wird; während der Lauf-
zeit der betreffenden Versicherungspolicen stellt der General-
sekretär die Mittel zur Deckung der in jedem Zweijahreszeit-
raum fälligen Zahlungen in den Haushaltsvoranschlag für den
betreffenden Zweijahreszeitraum ein;

e) die Beträge, die erforderlich sind, damit der Steuer-
ausgleichsfonds bis zum Eingang der erwarteten Mittel seinen
laufenden Verpflichtungen nachkommen kann; diese Vor-
schüsse sind zurückzuzahlen, sobald die entsprechenden Mit-
tel im Steuerausgleichsfonds verfügbar sind;

6. reicht der in Ziffer 1 vorgesehene Betrag für die Er-
füllung der normalen Aufgaben des Betriebsmittelfonds nicht
aus, so wird der Generalsekretär ermächtigt, während des

Zweijahreszeitraums 2004-2005 Mittel aus den von ihm ver-
walteten Sonderfonds und Sonderkonten, zu den von der Ge-
neralversammlung in ihrer Resolution 1341 (XIII) vom
13. Dezember 1958 gebilligten Bedingungen, oder aus dem
Erlös von von der Versammlung genehmigten Anleihen her-
anzuziehen.

RESOLUTION 58/275

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/586, Ziffer 7)163.

58/275. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen
in Côte d'Ivoire

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
den Haushaltsplan für die Mission der Vereinten Nationen in
Côte d'Ivoire für den Zeitraum vom 13. Mai 2003 bis 30. Juni
2004164, der Mitteilung des Generalsekretärs betreffend den
Haushalt für die Mission der Vereinten Nationen in Côte
d'Ivoire165 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen166,

sowie nach Behandlung des Schreibens des Generalsekre-
tärs an den Präsidenten der Generalversammlung vom
27. Oktober 2003167 und des Schreibens des Präsidenten der
Generalversammlung an den Vorsitzenden des Fünften Aus-
schusses vom 29. Oktober 2003168 betreffend die Mission der
Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire,

1. erklärt im Zusammenhang mit dem Beschluss des
Sicherheitsrats im Hinblick auf die Finanzierung der Mission
der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire erneut, dass es auf
Grund des Artikels 17 der Charta der Vereinten Nationen
Aufgabe der Generalversammlung ist, den Haushalt der Orga-
nisation zu prüfen und zu billigen sowie ihre Ausgabenlast
unter den Mitgliedstaaten aufzuteilen;

2. stellt fest, dass die Mission bislang im Einklang mit
den Bestimmungen der Resolution 49/233 A der Generalver-
sammlung vom 23. Dezember 1994 finanziert worden ist;

3. beschließt, als vorläufige und außerordentliche Maß-
nahme die Mission bis zum Auslaufen ihres derzeitigen Man-
dats nach dem Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Aus-
gabenlast der Vereinten Nationen im Rahmen des ordentli-
chen Haushalts zu finanzieren;

4. beschließt außerdem, die Frage der angemessensten
Finanzierung der Mission im ersten Teil ihrer wiederaufge-
nommenen achtundfünfzigsten Tagung bei der Verlängerung

163 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
164 A/58/370.
165 A/58/598.
166 A/58/538.
167 A/58/535.
168 A/C.5/58/12.
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ihres Mandats im Rahmen der bestehenden Regeln und aner-
kannten Praxis zu behandeln;

5. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung,
dem Präsidenten des Sicherheitsrats diese Resolution zur
Kenntnis zu bringen.

RESOLUTION 58/276

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/571, Ziffer 14)169.

58/276. Auslagerung von Leistungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/256 vom 7. April
2000 und 55/232 vom 23. Dezember 2000,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Auslagerung von Leistungen170 und des entsprechenden
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen171,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs170;

2. schließt sich den Empfehlungen in den Ziffern 10
und 11 des Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen171 an;

3. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung ihrer Resolution 55/232 und die im Zeitraum 2002-2003
ausgelagerten Tätigkeiten Bericht zu erstatten und dabei auch
Informationen über den Ort und die Art der ausgelagerten Tä-
tigkeiten sowie eine ausführlichere Begründung für die Aus-
lagerung vorzulegen.

RESOLUTION 58/277

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/571, Ziffer 14)172.

58/277. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe
über die Wirtschaftlichkeitsprüfung der Auslage-
rung von Leistungen bei den Vereinten Nationen
und bei den Fonds und Programmen der Verein-
ten Nationen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen über die Ge-
meinsame Inspektionsgruppe, insbesondere der Resolutionen

50/233 vom 7. Juni 1996, 54/16 vom 29. Oktober 1999,
55/230 vom 23. Dezember 2000, 56/245 vom 24. Dezember
2001 und 57/284 A und B vom 20. Dezember 2002,

sowie in Bekräftigung ihrer Resolutionen 54/256 vom
7. April 2000 und 55/232 vom 23. Dezember 2000 über die
Auslagerung von Leistungen,

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe über die Wirtschaftlichkeitsprüfung der Auslage-
rung von Leistungen bei den Vereinten Nationen und bei den
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen173, der dies-
bezüglichen Anmerkungen des Generalsekretärs174 sowie der
Ziffern 5 bis 7 und 9 des Berichts des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen175,

1. nimmt Kenntnis von der Empfehlung 1 der Gemein-
samen Inspektionsgruppe173;

2. nimmt außerdem Kenntnis von der Empfehlung 2 der
Gruppe und den diesbezüglichen Anmerkungen des General-
sekretärs174;

3. schließt sich der Empfehlung 3 a) der Gruppe an;

4. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen 4 und 5 der
Gruppe sowie von den diesbezüglichen Anmerkungen des
Generalsekretärs174 und des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen175;

5. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
Auftragnehmer, deren Personal sich regelmäßig in den Räum-
lichkeiten der Vereinten Nationen aufhält, die Kosten und die
Verantwortung für die Durchführung individueller Sicher-
heitsüberprüfungen für dieses Personal tragen;

6. schließt sich den Empfehlungen 7 bis 9 der Gruppe
an;

7. ersucht den Generalsekretär, die Mitglieder der In-
terinstitutionellen Arbeitsgruppe Beschaffungswesen über die
Erfahrungen zu unterrichten, die die Beschaffungsabteilung
des Sekretariats-Bereichs Zentrale Unterstützungsdienste bei
der Anwendung ihres neuen Systems zur Überwachung, Eva-
luierung und Bescheinigung der im Rahmen von Auslage-
rungsverträgen erbrachten Leistungen gemacht hat, und der
Generalversammlung in seinem nächstem Bericht über die
Auslagerung von Leistungen darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 58/278

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/571, Ziffer 14)176.

169 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
170 A/57/185.
171 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste
Tagung, Beilage 7 (A/57/7 und Add.1-27), Dokument A/57/7/Add.1,
Ziffern 10 und 11.
172 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

173 Siehe A/58/92.
174 Siehe A/58/92/Add.1.
175 A/58/389.
176 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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58/278. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe
über die gemeinsamen und gemischten Dienste
der Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen in Wien

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe über die gemeinsamen und gemischten Dienste
der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen in
Wien177 und der diesbezüglichen Anmerkungen des General-
sekretärs beziehungsweise des Koordinierungsrats der Leiter
der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen178 so-
wie des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen179,

1. begrüßt die umfassende und fristgerechte Ausarbei-
tung des Berichts der Gemeinsamen Inspektionsgruppe177;

2. beschließt, auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung
nach der Herausgabe des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen
die Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspektions-
gruppe und der diesbezüglichen Anmerkungen des General-
sekretärs beziehungsweise des Koordinierungsrats der Leiter
der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen178

wieder aufzunehmen.

RESOLUTION 58/279

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/571, Ziffer 14)180.

58/279. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste
über die Prüfung des Anlageverwaltungsdienstes
des Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten
Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/218 B vom 29. Ju-
li 1994 und 54/244 vom 23. Dezember 1999,

nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Prüfung des Anlageverwaltungsdien-
stes des Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten Natio-
nen181,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die Prüfung des Anlageverwal-
tungsdienstes des Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten
Nationen181;

2. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von den Feststellun-
gen des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Problem-
gebiete im Zusammenhang mit der Funktionsweise, der Ver-
waltung und den Rechenschaftsmechanismen des Anlagever-
waltungsdienstes;

3. ersucht den Generalsekretär, für die vollständige und
zügige Umsetzung aller Empfehlungen in dem Bericht des
Amtes für interne Aufsichtsdienste zu sorgen und der Gene-
ralversammlung auf ihrer wiederaufgenommenen achtund-
fünfzigsten Tagung einen diesbezüglichen Bericht vorzule-
gen.

RESOLUTION 58/280

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/571, Ziffer 14)182.

58/280. Untersuchung der Verwaltungsabläufe und -ver-
fahren der Vereinten Nationen im Hinblick auf
Doppelarbeit, Komplexität und Bürokratie

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/218 B vom 29. Ju-
li 1994, 54/244 vom 23. Dezember 1999 und 56/253 vom
24. Dezember 2001,

nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Untersuchung der Verwaltungsabläufe
und -verfahren der Vereinten Nationen im Hinblick auf Dop-
pelarbeit, Komplexität und Bürokratie 183,

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für interne
Aufsichtsdienste183.

177 Siehe A/58/258.
178 Siehe A/58/258/Add.1.
179 A/58/389, Ziffern 8 und 9.
180 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

181 Siehe A/58/81.
182 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
183 Siehe A/58/211.


